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Allgemeine Bedingungen für die Wohngebäudeversicherung (ABWG),  
Ausgabe Mai 2024 
 
 
Die Verbundene Wohngebäudeversicherung schützt Sie vor den finanziellen Folgen von Sachschäden an Ihrem Gebäude. Versicherbar 
sind Schäden durch die in diesen Versicherungsbedingungen zusammengefassten (verbundenen) Gefahren. Welche der versicherbaren 
Gefahren (z. B. Brand, Sturm und Hagel, Leitungswasser und Glas) tatsächlich versichert sein sollen, vereinbaren Sie mit uns. Es besteht 
Versicherungsschutz für die jeweils im Versicherungsschein genannten versicherten Gefahren/Gefahrengruppe (siehe Teil A dieser  
Bedingungen) sowie – soweit zusätzlich vereinbart – von Leistungserweiterungen (siehe Teil C dieser Bedingungen). Den detaillierten 
Umfang entnehmen Sie bitte Ihrem Versicherungsschein und den dort benannten Vertragsbedingungen. Wird das Gebäude zerstört 
oder beschädigt, entschädigen wir Sie für dessen Wiederherstellung nach den untenstehenden Bestimmungen. In der Regel vereinbaren 
wir mit Ihnen die Wiederherstellung in gleicher Art und Güte im neuwertigen Zustand in der Form einer Gleitenden Neuwertversicherung. 
Einbezogen sind Mehrkosten, die durch öffentlich-rechtliche Auflagen sowie Preissteigerungen zwischen Versicherungsfall und Wieder-
herstellung entstehen können. Wir übernehmen auch eine Reihe von Folgekosten (z. B. Aufräumungs- und Abbruchkosten), die ein Scha-
denereignis auslöst.  
 
Die “Allgemeinen Bedingungen für die Wohngebäudeversicherung (ABWG)“ sind die Vertragsgrundlage für Ihre Verbundene Wohnge-
bäudeversicherung.  
 
Die in den Bedingungen genutzten personenbezogenen Formulierungen schließen im Sinne der Gleichbehandlung alle Geschlechter 
ein.  
 
Ihrem besseren Verständnis dieser Versicherungsbedingungen dienen folgende rechtlich unverbindliche Begriffserläuterungen: 
 
Versicherungsnehmer: Das sind Sie als unser Vertragspartner und Käufer des Versicherungsschutzes. 
 
Versicherungsfall: Der Versicherungsfall ist das Ereignis, für das wir Entschädigung leisten. 
 
Ausschlüsse: Ein Ausschluss beschreibt eine Gefahr, eine Schadenart oder eine Sache, für die kein Versicherungsschutz besteht. Aus-
schlüsse dienen der Abgrenzung des Leistungsversprechens und gewährleisten, dass der Versicherungsschutz kalkulierbar bleibt. Sie 
finden sie in den Bedingungen entweder als generelle Ausschlüsse (z. B. Krieg) oder in Bestimmungen zu einzelnen Gefahren und Schä-
den sowie bei der Beschreibung der versicherten Sachen. 
 
Gleitende Neuwertversicherung: Die Gleitende Neuwertversicherung geht von einem Betrag aus, der aufzuwenden ist, um ein Gebäude 
in gleicher Art und Güte wiederherzustellen. Wir berücksichtigen dabei automatisch eventuelle Mehrkosten durch öffentlich-rechtliche 
Wiederherstellungsbeschränkungen. Außerdem passen wir den Versicherungsschutz an die Preisveränderungen der Baukosten für das 
Gebäude an. Dadurch wird eine Unterversicherung durch Preissteigerungen vermieden. Diese Anpassung wirkt sich sowohl auf die Ver-
sicherungsleistung als auch Ihren Versicherungsbeitrag aus. 
 
Obliegenheiten: Das sind Ihre Verhaltenspflichten vor, während und nach dem Versicherungsfall. Zum Beispiel müssen Sie Sicherheits-
vorschriften zum Brand- oder Frostschutz einhalten und einen Versicherungsfall unverzüglich anzeigen, nachdem Sie von diesem Kennt-
nis erlangt haben. Wenn Sie Obliegenheiten verletzen, gefährden Sie Ihren Versicherungsschutz. 
 
Realgläubiger: Realgläubiger sind Kreditgeber, die ihre Forderung über ein im Grundbuch eingetragenes Grundpfandrecht (z. B. Hypo-
thek, Grundschuld) gesichert haben. Das können z. B. Banken oder Bausparkassen sein. Die Interessen der Realgläubiger sind im Rah-
men einer Wohngebäudeversicherung gesetzlich geschützt. Sie müssen u. a. bei Zahlung von Versicherungsleistungen und der Beendi-
gung des Versicherungsvertrages einbezogen werden. 
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Teil A Wohngebäudeversicherung 
A 1 Welche Gefahren sind versicherbar? Welche Schä-

den sind versichert? 
Der Versicherer entschädigt für versicherte Sachen, 
die durch folgende Ereignisse (Gefahren) zerstört 
oder beschädigt werden oder infolge solcher Ereig-
nisse abhandenkommen: 

A 1.1 Brand; Blitzschlag; Überspannung durch Blitz; Explo-
sion; Verpuffung; Implosion; Anprall oder Absturz  
eines Luftfahrzeugs; Fahrzeuganprall; Sengschäden; 
Rauch- und Rußschäden;  

A 1.2 Leitungswasser; 

A 1.3 Naturgefahren; 

A 1.3.1 Sturm, Hagel; 

A 1.3.2 Soweit zusätzlich vereinbart: 

 die weiteren Naturgefahren (Elementargefahren) 
Überschwemmung, Rückstau, Erdbeben, Erdsen-
kung, Erdrutsch, Schneedruck, Lawinen und Vulkan-
ausbruch; 

A.1.4 Glasbruch. 

A 1.5 Jede der Gefahrengruppen nach A 1.2 (Leitungswas-
ser), A 1.3.1 (Sturm/Hagel) und A 1.4 (Glasbruch) 
kann einzeln in Verbindung mit der Gefahrengruppe 
nach A 1.1 (Brand) versichert werden. Weitere Natur-
gefahren (Elementargefahren) nach A 1.3.2 können 
ausschließlich in Verbindung mit den unter A 1.1 
(Brand) und A 1.3.1 (Sturm/Hagel) genannten Gefah-
ren versichert werden.  

Es besteht Versicherungsschutz für die jeweils im 
Versicherungsschein genannten versicherten Gefah-
ren/Gefahrengruppe und Leistungserweiterungen.  

A 2 Welche generellen Ausschlüsse gibt es? 
A 2.1 Ausschluss Krieg 

Nicht versichert sind Schäden durch Krieg, kriegs-
ähnliche Ereignisse, Bürgerkrieg, Revolution, Rebel-
lion oder Aufstand. Das gilt ohne Berücksichtigung 
mitwirkender Ursachen. 

A 2.2 Ausschluss Innere Unruhen 

Nicht versichert sind Schäden durch Innere Unruhen. 
Das gilt ohne Berücksichtigung mitwirkender Ursa-
chen. 

A 2.3 Ausschluss Kernenergie 

Nicht versichert sind Schäden durch Kernenergie, 
nukleare Strahlung oder radioaktive Substanzen. Das 
gilt ohne Berücksichtigung mitwirkender Ursachen.  

Versichert sind jedoch Schäden durch radioaktive 
Isotope an versicherten Sachen, insbesondere durch 
Kontamination und Aktivierung. 

Voraussetzungen sind: 

• Diese Schäden sind Folge eines versicherten 
Schadenereignisses 

und 

• die Isotope waren betriebsbedingt auf dem Versi-
cherungsgrundstück vorhanden oder wurden 
dort betriebsbedingt verwendet. 

Nicht versichert sind Schäden durch radioaktive Iso-
tope von Kernreaktoren. 

A 3 Was ist unter Brand; Blitzschlag; Überspannung 
durch Blitz und Explosion zu verstehen? Welche 
Schäden sind darüber hinaus versichert? Welche 
Schäden sind hier nicht versichert? 

A 3.1 Brand 
Brand ist ein Feuer, das ohne einen bestimmungsge-
mäßen Herd entstanden ist oder ihn verlassen hat 
und das sich aus eigener Kraft auszubreiten vermag. 

Versichert sind auch Schäden durch einen Brand, der 
aus einem Nutzfeuer entstanden ist. 

A 3.2 Blitzschlag 
Blitzschlag ist der unmittelbare Übergang eines Blit-
zes auf Sachen. 

A 3.3 Überspannung durch Blitz 
Überspannung durch Blitz ist ein Schaden, der durch 
Überspannung, Überstrom oder Kurzschluss infolge 
eines Blitzes oder durch sonstige atmosphärisch  
bedingte Elektrizität an versicherten elektrischen 
Einrichtungen und Geräten entsteht. 

A 3.4 Explosion, Verpuffung 
Explosion und Verpuffung sind plötzlich verlaufende 
Kraftäußerungen, die auf dem Ausdehnungsbestre-
ben von Gasen oder Dämpfen beruhen. Der Unter-
schied zwischen Explosion und Verpuffung liegt in 
der Intensität der Kraftäußerung. 

Die Explosion eines Behälters (Kessel, Rohrleitung 
usw.) liegt nur unter besonderen Voraussetzungen 
vor. Die Wandung muss in einem solchen Umfang 
zerrissen werden, dass ein plötzlicher Ausgleich des 
Druckunterschieds innerhalb und außerhalb des  
Behälters stattfindet. Wird im Innern eines Behälters 
eine Explosion durch chemische Reaktion hervorge-
rufen, so ist ein Zerreißen seiner Wandung nicht  
erforderlich. 

A 3.5 Implosion 
Implosion ist ein plötzlicher, unvorhersehbarer  
Zusammenfall eines Hohlkörpers durch äußeren 
Überdruck infolge eines inneren Unterdrucks. 

A 3.6 Anprall oder Absturz eines Luftfahrzeugs, seiner 
Teile oder Ladung 
Versichert ist der Anprall oder Absturz eines Luft-
fahrzeugs. Gleiches gilt für den Anprall oder Absturz 
seiner Teile oder seiner Ladung. 

A 3.7 Fahrzeuganprall durch Straßen-, Schienen- oder 
Wasserfahrzeuge 
Versichert ist der Anprall von Straßen-, Schienen- 
oder Wasserfahrzeugen an versicherten Sachen. Das 
gilt auch für den Anprall ihrer Teile oder ihrer  
Ladung. 

Nicht versichert sind Schäden, die durch Straßen- 
oder Wasserfahrzeuge entstehen, deren Halter oder 
Lenker der Versicherungsnehmer oder ein Bewohner 
des Gebäudes ist. 

Nicht versichert sind Schäden an Fahrzeugen, Stra-
ßen und Wegen. 

Die Entschädigung ist auf 5.000 EUR je Versiche-
rungsfall begrenzt.  
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A 3.8 Sengschäden 
A 3.8.1 Versichert sind Sengschäden, die aus einem Ereignis 

nach A 3.1 bis A 3.7 entstanden sind. 

A 3.8.2 Bei Seng- und Schmorschäden aus anderen Ursa-
chen ist die Entschädigung auf 5.000 EUR je Versi-
cherungsfall begrenzt.  

A 3.9 Rauch- und Rußschäden 
A 3.9.1 Versichert sind Rauch- und Rußschäden, die aus  

einem Ereignis nach A 3.1 bis A 3.8 entstanden sind. 

A 3.9.2 Darüber hinaus sind Schäden versichert, die dadurch 
entstehen, dass Rauch und Ruß versicherte Sachen 
unmittelbar beschädigt oder zerstört. Vorausset-
zung ist, dass der Rauch und Ruß plötzlich bestim-
mungswidrig aus Feuerungs-, Heizungs-, Koch- oder 
Trocknungsanlagen auf dem Versicherungsgrund-
stück austritt. 

Die Entschädigung für Rauch- und Rußschäden nach 
A 3.9.2 ist auf 5.000 EUR je Versicherungsfall  
begrenzt. 

A 3.9.3  Nicht versichert sind Schäden, die dadurch entste-
hen, dass Rauch und Ruß allmählich einwirken (z. B. 
Fogging). 

A 3.10 Feuer-Rohbauversicherung (soweit vereinbart) 
 Während der Bauphase bis zur Bezugsfertigkeit des 

zu versichernden Gebäudes (Neubau) besteht eine 
Feuer-Rohbauversicherung.  

Versichert sind die im Versicherungsvertrag bezeich-
neten Gebäude und die zu ihrer Errichtung notwen-
digen, auf dem Baugrundstück befindlichen Bau-
stoffe während der Zeit des Rohbaus bis zur bezugs-
fertigen Herstellung gegen Schäden durch die Gefah-
rengruppe Feuer nach A 3 (z. B. Brand, Blitzschlag, 
Explosion).  

Soweit nicht etwas anderes vereinbart ist, tritt der 
Versicherungsschutz gegen eventuell weitere bean-
tragte Gefahren erst in Kraft, wenn das versicherte 
Gebäude bezugsfertig ist. Die Vertragsdauer der 
Wohngebäudeversicherung verlängert sich um die 
Dauer der Feuer-Rohbauversicherung.  

Bezugsfertigkeit ist dann erreicht, wenn das Dach 
fertiggestellt, die Fenster und Außentüren einge-
baut, der Fußboden eingebracht und die sanitären 
Installationen sowie Heizungsanlagen angeschlos-
sen sind und das Gebäude bestimmungsgemäß von 
Menschen bezogen sowie auf Dauer bewohnt werden 
kann. 

A 3.11 Nicht versicherte Schäden 
Nicht versichert sind 

A 3.11.1 Schäden durch Erdbeben. Das gilt ohne Berücksich-
tigung mitwirkender Ursachen. 

A 3.11.2 Schäden an Verbrennungsmotoren durch die im Ver-
brennungsraum der Maschine auftretenden Explosi-
onen. Ferner Schäden, die an Schaltorganen von 
elektrischen Schaltern entstehen, und zwar durch 
den in ihnen auftretenden Gasdruck. Versicherungs-
schutz besteht aber, wenn diese Schäden Folge eines 
versicherten Schadenereignisses nach A 3.1 sind. 

A 4 Was ist unter der Gefahr Leitungswasser zu verste-
hen? Welche Schäden sind hier nicht versichert? 

A 4.1 Versicherte Gefahren und Schäden 
 Unter die Gefahr Leitungswasser fallen: 

A 4.1.1 Leitungswasserschäden; 

A 4.1.2 Bruchschäden innerhalb von Gebäuden; 

A 4.1.3 Bruchschäden außerhalb von Gebäuden; 

A 4.1.4 Nässeschäden durch undichte Fugen oder Abdich-
tungen; 

A 4.1.5 Weitere Zuleitungsrohre außerhalb von Gebäuden; 

A 4.1.6 Ableitungsrohre außerhalb von Gebäuden. 

A 4.2 Leitungswasserschäden 
Leitungswasser ist Wasser, das bestimmungswidrig 
ausgetreten ist aus: 

A 4.2.1 Rohren der Wasserversorgung (Zu- und Ableitungen) 
oder damit verbundenen Schläuchen; 

A 4.2.2 den mit diesen Rohren bzw. Schläuchen verbunde-
nen sonstigen Einrichtungen oder deren wasserfüh-
renden Teilen; 

A 4.2.3 Heizungs- oder Klimaanlagen; 

A 4.2.4 Wasserlösch- oder Berieselungsanlagen; 

A 4.2.5 Wasserbetten oder Aquarien. 

A 4.2.6 Als Leitungswasser gelten auch Betriebsflüssigkei-
ten aus Heizungs- oder Klimaanlagen sowie Wasser-
dampf. Ausgenommen davon sind die Flüssigkeiten, 
die zur Energieerzeugung bestimmt sind. 

A 4.2.7 Versichert sind auch Schäden, die durch Wasser ent-
stehen, welches aus innerhalb des Gebäudes verlau-
fenden Regenrohren bestimmungswidrig ausgetre-
ten ist. Der Ausschluss von Schäden durch Witte-
rungsniederschläge nach A 4.8.3 gilt nicht. 

A 4.3 Bruchschäden innerhalb von Gebäuden 
Versichert sind innerhalb von Gebäuden: 

A 4.3.1 frostbedingte und sonstige Bruchschäden an Rohren 

A 4.3.1.1 der Wasserversorgung (Zu- oder Ableitungen) und 
der Gasversorgung oder den damit verbundenen 
Schläuchen; 

A 4.3.1.2 von Heizungs- oder Klimaanlagen; 

A 4.3.1.3 von Wasserlösch- oder Berieselungsanlagen; 

A 4.3.1.4 der Regenentwässerung. 

A 4.3.1.5 Das setzt voraus, dass diese Rohre nach A 4.3.1.1 bis 
A 4.3.1.4 kein Bauteil von Heizkesseln, Boilern oder 
vergleichbaren Anlagen sind. 

A 4.3.2 frostbedingte Bruchschäden an folgenden Installati-
onen 

A 4.3.2.1 Badeeinrichtungen, Waschbecken, Spülklosetts,  
Armaturen (z. B. Wasser- und Absperrhähne, Ventile, 
Geruchsverschlüsse, Wassermesser) sowie deren 
Anschlussschläuche; 

A 4.3.2.2 Heizkörper, Heizkessel, Boiler oder vergleichbare 
Teile von Heizungs- oder Klimaanlagen. 

A 4.3.3 sonstige Bruchschäden an Armaturen (z. B. Wasser- 
und Absperrhähne, Ventile, Wassermesser, Geruchs-
verschlüsse). Nicht versichert sind Bruchschäden an 
bereits defekten Armaturen.  

Ist wegen eines Rohrbruchs nach A 4.3.1 der Aus-
tausch einer Armatur technisch erforderlich, ersetzt 
der Versicherer auch die dafür entstehenden Kosten. 

Die Entschädigung ist auf 500 EUR je Versicherungs-
fall begrenzt. 

A 4.3.4 Als innerhalb des Gebäudes gilt der gesamte Baukör-
per, einschließlich der Bodenplatte. 

Rohre von Solarheizungsanlagen auf dem Dach gel-
ten als Rohre innerhalb des Gebäudes. 

Soweit nicht etwas anderes vereinbart ist, sind Rohre 
und Installationen unterhalb der Bodenplatte (tra-
gend oder nicht tragend) nicht versichert. 
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A 4.4 Bruchschäden außerhalb von Gebäuden 
Versichert sind außerhalb von Gebäuden: 

A 4.4.1 frostbedingte und sonstige Bruchschäden an Rohren 

A 4.4.1.1 der Wasserversorgung (Zuleitungen); 

A 4.4.1.2 von Heizungs- oder Klimaanlagen.  

A 4.4.2 Dies gilt, soweit der Versicherungsnehmer die Ge-
fahr für die Rohre nach A 4.4.1 trägt, sie der Versor-
gung versicherter Gebäude oder Anlagen dienen und 
sich auf dem Versicherungsgrundstück befinden. 

A 4.5 Nässeschäden durch undichte Fugen oder Abdich-
tungen  

A 4.5.1 In Erweiterung von A 4.2.2 zählen zu den mit dem 
Rohrsystem der Wasserversorgung verbundenen 
sonstigen Einrichtungen auch Duschkabinen, Dusch-
tassen oder (bodengleiche) Duscheinrichtungen.  

Ersetzt werden Schäden, wenn Leitungswasser be-
stimmungswidrig aus diesen Einrichtungen oder aus 
undichten Fugen oder Abdichtungen von Waschbe-
cken und Badewannen austritt. 

A 4.5.2 Ausgeschlossen bleiben Nässeschäden wegen un-
dichter Fugen oder Abdichtungen in Betriebsräumen 
und Betriebsbereichen, die aus betrieblichen oder 
hygienischen Gründen überwiegend oder vollflächig 
gefliest oder anderweitig versiegelt sind oder bau-
lich als Feucht- oder Nassraum ausgeführt sind (z. B. 
Großküchen, Schwimmbäder und Schwimmhallen,  
in Fitnessstudios oder Schwimmbädern übliche 
Mehrpersonenduschbereiche und -räume sowie ver-
gleichbare Einrichtungen).  

A 4.5.3 Vom Versicherungsschutz ausgeschlossen bleiben 
zudem die Kosten für das Verschließen von undich-
ten Fugen und Abdichtungen. 

A 4.6 Weitere Zuleitungsrohre außerhalb von Gebäuden 
A 4.6.1 auf dem Versicherungsgrundstück 

In Erweiterung von A 4.4 sind frostbedingte und 
sonstige Bruchschäden an Rohren der Wasserversor-
gung (Zuleitungen) sowie von Heizungs- oder Klima-
anlagen auch dann versichert, wenn diese nicht der 
Versorgung versicherter Gebäude oder Anlagen die-
nen.  

Dies gilt, soweit der Versicherungsnehmer die Ge-
fahr für diese Rohre trägt und sie sich auf dem Versi-
cherungsgrundstück befinden. 

A 4.6.2 außerhalb des Versicherungsgrundstücks 

In Erweiterung von A 4.4 sind frostbedingte und 
sonstige Bruchschäden an Rohren der Wasserversor-
gung (Zuleitungen) sowie von Heizungs- oder Klima-
anlagen versichert, auch wenn sich diese außerhalb 
des Versicherungsgrundstücks befinden.  

Dies gilt, soweit der Versicherungsnehmer die Ge-
fahr für diese Rohre trägt und sie der Versorgung 
versicherter Gebäude oder Anlagen dienen.  

A 4.6.3 Nicht versichert nach A 4.6.1 und A 4.6.2 sind Zulei-
tungsrohre, die ausschließlich gewerblichen Zwe-
cken dienen. 

A 4.6.4  Die Entschädigung für weitere Zuleitungsrohre ist 
insgesamt auf 25.000 EUR je Versicherungsfall be-
grenzt. Dieser Betrag stellt gleichzeitig die Jahres-
höchstentschädigung dar.  

A 4.7 Ableitungsrohre außerhalb von Gebäuden 
A 4.7.1 auf dem Versicherungsgrundstück 

In Erweiterung von A 4.4 sind frostbedingte und 
sonstige Bruchschäden an Ableitungsrohren der 
Wasserversorgung versichert.  

Dies gilt, soweit der Versicherungsnehmer die Ge-
fahr für diese Rohre trägt, sie der Entsorgung versi-
cherter Gebäude dienen und sie sich auf dem Versi-
cherungsgrundstück befinden. 

A 4.7.2 außerhalb des Versicherungsgrundstücks 

In Erweiterung von A 4.4 sind frostbedingte und 
sonstige Bruchschäden an Ableitungsrohren der 
Wasserversorgung versichert, auch wenn sich diese 
außerhalb des Versicherungsgrundstücks befinden.  

Dies gilt, soweit der Versicherungsnehmer die Ge-
fahr für diese Rohre trägt und sie der Entsorgung 
versicherter Gebäude dienen.  

A 4.7.3 Nicht versichert nach A 4.7.1 und A 4.7.2 sind Ablei-
tungsrohre, die ausschließlich gewerblichen Zwe-
cken dienen. 

A 4.7.4 Für Schäden an Ableitungsrohren wird je Versiche-
rungsfall eine Selbstbeteiligung von 1.000 EUR von 
der Entschädigung abgezogen.  

Die Selbstbeteiligung entfällt, wenn das versicherte 
Gebäude zum Zeitpunkt des Versicherungsfalls 

• nicht älter als 30 Jahre ist oder  

• in den letzten 10 Jahren eine Dichtheitsprüfung 
der Rohre durch eine Fachfirma oder einen Sach-
verständigen in Anknüpfung an die DIN 1986 
durchgeführt wurde, die mängelfrei war oder bei 
der die festgestellten Mängel durch eine Fach-
firma beseitigt wurden. Das Prüfprotokoll und 
ggf. der Nachweis der Reparatur sind im Versiche-
rungsfall vorzulegen. 

A 4.7.5 Begrenzung der Entschädigung für Ableitungsrohre 

Die Entschädigung für Ableitungsrohre ist insgesamt 
auf 15.000 EUR je Versicherungsfall begrenzt. Dieser 
Betrag stellt gleichzeitig die Jahreshöchstentschädi-
gung dar. 

A 4.8 Nicht versicherte Schäden 
Nicht versichert sind ohne Berücksichtigung mitwir-
kender Ursachen - es sei denn, im Folgenden sind 
solche genannt - Schäden durch 

A 4.8.1 Plansch- oder Reinigungswasser; 

A 4.8.2 Schwamm sowie alle Arten von Hausfäulepilzen; 

A 4.8.3 Grundwasser, stehendes oder fließendes Gewässer, 
Überschwemmung oder Witterungsniederschläge 
oder einen durch diese Ursachen hervorgerufenen 
Rückstau; 

A 4.8.4 Erdbeben, Schneedruck, Lawinen, Vulkanausbruch; 

A 4.8.5 Erdsenkung oder Erdrutsch, es sei denn, dass Lei-
tungswasser nach A 4.2 die Erdsenkung oder den 
Erdrutsch verursacht hat; 

A 4.8.6 Brand; Blitzschlag; Überspannung durch Blitz; Explo-
sion; Verpuffung; Implosion; Anprall oder Absturz ei-
nes Luftfahrzeugs; Fahrzeuganprall; Sengschäden; 
Rauch- und Rußschäden; 

A 4.8.7 Öffnen der Sprinkler oder Bedienen der Beriese-
lungsdüsen wegen eines Brandes, durch Druckpro-
ben oder durch Umbauten oder Reparaturarbeiten 
an dem versicherten Gebäude oder an der Wasser-
lösch- oder Berieselungsanlage; 

A 4.8.8 Sturm, Hagel, 

A 4.8.9 Leitungswasser aus mobilen Behältnissen, wie z. B. 
Eimern oder Gießkannen.  

A 4.8.10 Nicht versichert sind Schäden an Gebäuden oder an 
Gebäudeteilen, die nicht bezugsfertig sind. Dies gilt 
auch für die in diesen Gebäuden oder Gebäudeteilen 
befindlichen Sachen. 
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A 5 Was ist unter Naturgefahren Sturm, Hagel sowie 
den weiteren Naturgefahren zu verstehen?  
Welche Schäden sind versichert?  
Welche Schäden sind hier nicht versichert? 

A 5.1 Sturm 
A 5.1.1 Ein Sturm ist eine wetterbedingte Luftbewegung von 

mindestens Windstärke 8 nach der Beaufortskala 
(Windgeschwindigkeit mindestens 62 km pro Stun-
de). 

Ist die Windstärke für den Schadenort nicht feststell-
bar, wird Sturm unterstellt, wenn der Versicherungs-
nehmer einen der folgenden Sachverhalte nachweist: 

A 5.1.1.1 Die Luftbewegung hat in der Umgebung des Versi-
cherungsgrundstücks Schäden an Gebäuden in ein-
wandfreiem Zustand oder an ebenso widerstandsfä-
higen anderen Sachen angerichtet. 

A 5.1.1.2 Der Schaden kann wegen des einwandfreien Zu-
stands des versicherten Gebäudes oder des Gebäu-
des, in dem sich die versicherten Sachen befunden 
haben, nur durch Sturm entstanden sein. Das gilt 
auch für Gebäude, die baulich mit dem versicherten 
Gebäude verbunden sind. 

A 5.2 Hagel 
Hagel ist ein fester Witterungsniederschlag in Form 
von Eiskörnern. 

A 5.3 Versicherte Sturm-/Hagelereignisse 
Versichert sind nur Schäden, die wie folgt entstehen: 

A 5.3.1 Sturm oder Hagel wirken unmittelbar auf versicherte 
Sachen oder auf Gebäude ein, in denen sich versi-
cherte Sachen befinden. Daraus entstehende Folge-
schäden an versicherten Sachen sind versichert. 

A 5.3.2 Sturm oder Hagel wirken unmittelbar auf Gebäude 
ein, die mit dem versicherten Gebäude baulich ver-
bunden sind. 

A 5.3.3 Sturm oder Hagel wirken unmittelbar auf Gebäude 
ein, die mit Gebäuden, in denen sich versicherte Sa-
chen befinden, baulich verbunden sind. 

A 5.3.4 Sturm oder Hagel werfen Gebäudeteile, Bäume oder 
andere Gegenstände auf versicherte Sachen oder auf 
Gebäude, in denen sich versicherte Sachen befinden. 
Daraus entstehende Folgeschäden an versicherten 
Sachen sind versichert. 

A 5.3.5 Sturm oder Hagel werfen Gebäudeteile, Bäume oder 
andere Gegenstände auf Gebäude, die mit dem ver-
sicherten Gebäude baulich verbunden sind.  

A 5.3.6 Sturm oder Hagel werfen Gebäudeteile, Bäume oder 
andere Gegenstände auf Gebäude, die mit Gebäu-
den, in denen sich versicherte Sachen befinden, bau-
lich verbunden sind. 

A 5.4 Weitere Naturgefahren (Elementargefahren) 
- soweit zusätzlich vereinbart 

A 5.4.1 Überschwemmung und Rückstau durch eine Aus-
uferung von oberirdischen (stehenden oder flie-
ßenden) Gewässern 

A 5.4.1.1 Überschwemmung ist die Überflutung von Grund 
und Boden des Versicherungsgrundstücks oder von 
unmittelbar angrenzenden Grund- und Bodenflä-
chen, Straßen, Geh- und Radwegen mit erheblichen 
Mengen von Oberflächenwasser. Dies gilt nur, wenn 

• eine Ausuferung von oberirdischen (stehenden 
oder fließenden) Gewässern (z. B. Hochwasser) 

oder 

• ein Austritt von Grundwasser an die Erdoberflä-
che als Folge der Ausuferung von oberirdischen 
(stehenden oder fließenden) Gewässern  

die Überflutung verursacht haben. 

A 5.4.1.2 Rückstau liegt vor, wenn Wasser aus den gebäudeei-
genen Ableitungsrohren oder damit verbundenen 
Einrichtungen in das Gebäude eindringt. Dies gilt 
nur, wenn eine Ausuferung von oberirdischen (ste-
henden oder fließenden) Gewässern (z. B. Hochwas-
ser) den Rückstau verursacht hat.  

A 5.4.2 Überschwemmung und Rückstau durch Witte-
rungsniederschläge 

A 5.4.2.1 Überschwemmung ist die Überflutung von Grund 
und Boden des Versicherungsgrundstücks oder von 
unmittelbar angrenzenden Grund- und Bodenflä-
chen, Straßen, Geh- und Radwegen mit erheblichen 
Mengen von Oberflächenwasser. Dies gilt nur, wenn 

• Witterungsniederschläge (z. B. Starkregen) 

  oder 

• ein Austritt von Grundwasser an die Erdoberflä-
che als Folge der Witterungsniederschläge  

die Überflutung verursacht haben. 

A 5.4.2.2 Rückstau liegt vor, wenn Wasser aus den gebäudeei-
genen Ableitungsrohren oder damit verbundenen 
Einrichtungen in das Gebäude eindringt. Dies gilt 
nur, wenn Witterungsniederschläge (z. B. Starkre-
gen) den Rückstau verursacht haben. 

A 5.4.3 Erdbeben 
Erdbeben ist eine naturbedingte Erschütterung des 
Erdbodens, die durch geophysikalische Vorgänge im 
Erdinneren ausgelöst wird. 

Erdbeben wird unterstellt, wenn der Versicherungs-
nehmer einen der folgenden Sachverhalte nachweist: 

A 5.4.3.1 Die naturbedingte Erschütterung des Erdbodens hat 
in der Umgebung des Versicherungsorts Schäden an 
Gebäuden im einwandfreien Zustand oder an ebenso 
widerstandsfähigen anderen Sachen angerichtet. 

A 5.4.3.2 Der Schaden kann wegen des einwandfreien Zu-
stands der versicherten Sachen nur durch ein Erdbe-
ben entstanden sein. 

A 5.4.4 Sonstige Naturgefahren (Erdsenkung, Erdrutsch, 
Schneedruck, Lawinen, Vulkanausbruch) 

A 5.4.4.1 Erdsenkung ist eine naturbedingte Absenkung des 
Erdbodens über naturbedingten Hohlräumen. 

A 5.4.4.2 Erdrutsch ist ein naturbedingtes Abrutschen oder 
Abstürzen von Erd- oder Gesteinsmassen. 

A 5.4.4.3 Schneedruck ist die Wirkung des Gewichts von 
Schnee- oder Eismassen. Als Schneedruck gilt auch 
das Abrutschen von Schnee- oder Eismassen von Dä-
chern. 

A 5.4.4.4 Lawinen sind Schnee- oder Eismassen, die an Berg-
hängen niedergehen. 

A 5.4.4.5 Vulkanausbruch ist eine plötzliche Druckentladung 
beim Aufreißen der Erdkruste, verbunden mit Lava-
ergüssen, Asche-Eruptionen oder dem Austritt von 
sonstigen Materialien und von Gasen. 

A 5.5 Nicht versicherte Schäden 
Nicht versichert sind ohne Berücksichtigung mitwir-
kender Ursachen - es sei denn, im Folgenden sind 
solche genannt - Schäden durch 

A 5.5.1 Sturmflut; 
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A 5.5.2 Eindringen von Regen, Hagel, Schnee oder Schmutz 
durch nicht ordnungsgemäß geschlossene Fenster, 
Außentüren oder andere Öffnungen. Dies gilt nicht, 
wenn diese Öffnungen durch Sturm oder Hagel ent-
standen sind und einen Gebäudeschaden darstellen; 

A 5.5.3 Grundwasser, soweit nicht infolge von Witterungs-
niederschlägen oder Ausuferung von oberirdischen 
Gewässern an die Erdoberfläche gedrungen; 

A 5.5.4 Brand; Blitzschlag; Überspannung durch Blitz; Explo-
sion; Verpuffung; Implosion; Anprall oder Absturz ei-
nes Luftfahrzeugs; Fahrzeuganprall; Sengschäden; 
Rauch- und Rußschäden. Dies gilt nicht, soweit diese 
Gefahren durch ein versichertes Erdbeben ausgelöst 
wurden; 

A 5.5.5 Trockenheit oder Austrocknung. 

A 5.5.6 Nicht versichert sind Schäden an nicht bezugsferti-
gen Gebäuden und Gebäudeteilen sowie an Sachen, 
die sich darin befinden.  

A 5.6 Jahreshöchstentschädigung  
Soweit nicht etwas anderes vereinbart ist, gilt:  

Die maximale Entschädigung pro Versicherungsjahr 
ist auf den Versicherungswert nach A 14, maximal  
1.000.000 EUR begrenzt.  

A 6 Was ist unter Glasbruch zu verstehen? Welche 
Schäden sind versichert? Welche Schäden sind 
hier nicht versichert?  

A 6.1 Was ist der Versicherungsfall?  
 Der Versicherer entschädigt für versicherte Sachen 
nach A 7.6, die durch Bruch (Zerbrechen) zerstört 
oder beschädigt werden. 

A 6.2 Nicht versicherte Schäden und Gefahren 
Nicht versichert sind folgende Schäden: 

A 6.2.1  Oberflächen oder Kanten werden beschädigt (z. B. 
durch Schrammen, Kratzer, Muschelausbrüche). 

A 6.2.2  Randverbindungen von Mehrscheiben-Isoliervergla-
sungen werden undicht. 

A 6.2.3  Nicht versichert ist der Bruch durch folgende Gefah-
ren, soweit für diese Gefahren anderweitiger Versi-
cherungsschutz besteht: 

A 6.2.3.1  Brand; Blitzschlag; Überspannung durch Blitz; Explo-
sion; Implosion; Anprall oder Absturz eines Luftfahr-
zeugs, seiner Teile oder seiner Ladung; 

A 6.2.3.2  Einbruchdiebstahl, Vandalismus nach einem Ein-
bruch sowie Raub oder den Versuch einer solchen 
Tat; 

A 6.2.3.3  Leitungswasser; 

A 6.2.3.4  Sturm, Hagel; 

A 6.2.3.5  weitere Naturgefahren (Elementargefahren) Über-
schwemmung, Rückstau, Erdbeben, Erdsenkung, 
Erdrutsch, Schneedruck, Lawinen oder Vulkanaus-
bruch.  

A 6.2.3.6 Nicht versichert sind Schäden an Gebäuden oder an 
Gebäudeteilen, die nicht bezugsfertig sind. Dies gilt 
auch für die in diesen Gebäuden oder Gebäudeteilen 
befindlichen Sachen.  

A 7 Welche Sachen sind in der Wohngebäudeversiche-
rung versichert? 
Versicherte Sachen sind: 

A 7.1 die im Versicherungsschein bezeichneten Gebäude, 

A 7.2 deren Gebäudebestandteile, 

A 7.3 deren Gebäudezubehör,  

A 7.4 Terrassen auf dem Versicherungsgrundstück, die un-
mittelbar an das Gebäude anschließen, 

A 7.5 Weitere Grundstücksbestandteile. 

A 7.6 Versicherte Sachen bei Glasbruch nach A 6 sind  

 folgende fertig eingesetzte oder montierte Sachen  

• Glasscheiben, 

• Platten und Spiegel aus Glas,  

• künstlerisch bearbeitete Glasscheiben, Glasplat-
ten und Glasspiegel, 

• Scheiben und Platten aus Kunststoff,  

• Platten aus Glaskeramik, 

• Glasbausteine und Profilbaugläser, 

• Lichtkuppeln aus Glas oder Kunststoff, 

• Scheiben von Sonnenkollektoren einschließlich 
deren Rahmen. 

 für die gesamten versicherten Gebäude oder soweit 
vereinbart und im Versicherungsschein benannt, be-
grenzt auf die Räume und Gebäudeteile der versi-
cherten Gebäude, die dem allgemeinen Gebrauch 
dienen (z. B. in Treppenhäusern, Gemeinschaftsräu-
men, Kellerräumen, Bodenräumen, Windfängen oder 
Wetterschutzvorbauten).  

A 8 Was versteht man unter Gebäuden, Gebäudebe-
standteilen, Gebäudezubehör, Terrassen und wei-
teren Grundstücksbestandteilen? Welche Sachen 
sind nicht versichert? 

A 8.1 Gebäude, Nebengebäude und Gewächshäuser 
A 8.1.1 Gebäude sind mit dem Erdboden verbundene Bau-

werke. Sie müssen gegen äußere Einflüsse schützen 
können und im Sinne dieser Versicherungsbedin-
gungen für die überwiegende Nutzung zu Wohnzwe-
cken bestimmt sein.  

A 8.1.2 Nebengebäuden im Sinne dieser Bedingungen sind 
fest mit dem Erdboden des Versicherungsgrund-
stücks verbundene Gebäude oder Anbauten, die dem 
Hauptgebäude (Wohnhaus) untergeordnet und die 
selbst kein Wohngebäude sind. Dazu zählen z. B.  
Garagen, Schuppen, Scheunen, Gerätehäuser, Gar-
tenhäuser oder Lauben, Fahrradgaragen, Werkstät-
ten, Ställe, Saunahäuser, Bootshäuser. Ausgenom-
men davon sind Gewächshäuser. 

Zu Nebengebäuden gehören auch Garagen, die in 
unmittelbarer Nähe des Versicherungsgrundstücks 
stehen und zum versicherten Wohngebäude gehö-
ren, soweit sie ausschließlich vom Versicherungs-
nehmer oder einer mit ihm in häuslicher Gemein-
schaft lebenden Person zu privaten Zwecken genutzt 
werden. Die Grundfläche von Garagen ist bei der  
Ermittlung der Gesamtgrundfläche aller Nebenge-
bäude zu berücksichtigen. 

A 8.1.2.1 Grundfläche aller Nebengebäude bis 100 qm 

Nebengebäude, bei denen die Gesamtgrundfläche 
aller Nebengebäude insgesamt maximal 100 qm  
beträgt, sind mitversichert.  

Wird innerhalb der Versicherungsperiode durch bau-
liche Maßnahmen die Gesamtgrundfläche aller  
Nebengebäude von 100 qm überschritten, ist dies 
unverzüglich anzuzeigen. Versicherungsschutz  
besteht nach A 14.1.2 noch bis zum Ende der Versi-
cherungsperiode.  

Mit dem Beginn der darauf folgenden Versicherungs-
periode gilt A 8.1.2.2. 
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A 8.1.2.2  Grundfläche aller Nebengebäude über 100 qm 

Abweichend zu A 8.1.2.1 gilt:  

Versichert sind nach A 7.1 ausschließlich die im Ver-
sicherungsschein genannten Gebäude. Dies gilt 
ebenso für Nebengebäude. 

A 8.1.3 Soweit nicht etwas anderes vereinbart ist, sind Ge-
wächshäuser nicht versichert. 

A 8.2 Gebäudebestandteile 
A 8.2.1 Gebäudebestandteile sind in ein Gebäude einge-

fügte Sachen, die durch ihre feste Verbindung mit 
dem Gebäude ihre Selbständigkeit verloren haben. 
Dazu gehören auch Einbaumöbel bzw. Einbaukü-
chen, die individuell für das Gebäude gefertigt und 
mit einem großen Einbauaufwand an das Gebäude 
angepasst sind. Dazu gehören nicht Anbaumöbel 
oder Anbauküchen, die serienmäßig vorgefertigt 
sind.  

A 8.2.2 Sofern der Versicherungsnehmer die Gefahr dafür 
trägt und die Installation und der Betrieb genehmigt 
sind, gehören zu den Gebäudebestandteilen auch  

A 8.2.2.1 privat genutzte Ladestationen (Wallboxen) für Elekt-
rofahrzeuge.  

A 8.2.2.2 privat genutzte Balkonkraftwerke (sogenannte Ste-
ckersolaranlagen, steckerfertige Mini PV-Anlagen). 

Die Entschädigung ist auf 2.500 EUR je Versiche-
rungsfall begrenzt.   

A 8.2.2.3 Anlagen der oberflächennahen Geothermie sowie 
sonstige Wärmepumpenanlagen, die der Versor-
gung versicherter Gebäude oder Anlagen dienen.  

Hinweis: Die Absicherung weiterer Gefahren für 
haustechnische Anlagen, wie z. B. unvorhersehbare 
Beschädigungen oder Abhandenkommen durch 
Diebstahl kann nach C 2 zusätzlich vereinbart wer-
den. 

A 8.2.3 Sofern zusätzlich vereinbart:  

Nur sofern zusätzlich vereinbart und im Versiche-
rungsschein benannt, sind folgende Gebäudebe-
standteile mitversichert.  

Voraussetzung ist, dass der Versicherungsnehmer 
die Gefahr dafür trägt.  

A 8.2.3.1 Photovoltaikanlagen  

sowie deren zugehörige Installationen. Dazu zählen 
Solarmodule, Montagerahmen, Befestigungsele-
mente, Mess-, Steuer- und Regeltechnik, Wechsel-
richter, Verkabelung, Akkumulatoren, Überspan-
nungsschutzeinrichtungen, Überwachungskompo-
nenten, Hausanschlüsse sowie sonstige Peripherie-
geräte.  

Voraussetzung ist, dass die Photovoltaikanlage fach-
gerecht auf dem Dach eines versicherten Gebäudes 
montiert oder in dessen Baukörper integriert ist.  

Es gilt die vereinbarte und im Versicherungsschein 
benannte Selbstbeteiligung.  

Die Absicherung weiterer Gefahren für Photovoltaik-
anlagen, wie z. B. unvorhersehbare Beschädigungen 
oder Abhandenkommen durch Diebstahl kann nach 
C 3 zusätzlich vereinbart werden.  

A 8.2.3.2 Schwimmbecken im Gebäude  

inkl. Zubehör (z. B. Umwälzpumpe), das der Nutzung 
und Instandhaltung des Schwimmbeckens dient. 

A 8.2.3.3  Aufzüge (z. B. Personen-/Lastenaufzug) 

A 8.2.3.4 Wintergärten 

A 8.3 Gebäudezubehör 
Gebäudezubehör sind bewegliche Sachen, die sich 
im Gebäude befinden oder außen am Gebäude ange-
bracht sind (z. B. Brennstoffvorräte, Baumaterial). 

Sie müssen der Instandhaltung bzw. überwiegenden 
Zweckbestimmung des versicherten Gebäudes die-
nen. Als Gebäudezubehör gelten auch Müllboxen  
sowie Klingel- und Briefkastenanlagen auf dem Ver-
sicherungsgrundstück.  

Außen angebrachtes Gebäudezubehör ist auch dann 
mitversichert, wenn es gewerblichen Zwecken dient. 
Eine Inanspruchnahme aus dem vorliegenden Ver-
trag ist nur möglich, falls durch anderweitig beste-
hende Versicherungen (z. B. gewerbliche Sachversi-
cherung) keine oder keine volle Deckung erreicht 
wird (Subsidiarität). Zu ersetzen ist gegebenenfalls 
die bestehende Deckungsdifferenz. 

A 8.4 Terrassen  
Terrassen sind befestigte Flächen, die für den Auf-
enthalt im Freien vorgesehen sind. 

A 8.5 Weitere Grundstücksbestandteile 
A 8.5.1 Als weitere Grundstücksbestandteile gelten insbe-

sondere folgende fest mit dem Erdboden des Versi-
cherungsgrundstücks verbundene Sachen, sofern 
der Versicherungsnehmer die Gefahr dafür trägt:  

• Hof- und Wegbefestigungen, Grundstückseinfrie-
dungen (z. B. Zäune, Mauern oder Hecken), Stütz-
mauern, Schutz- und Trennwände, Stellplätze, 
nicht unmittelbar an das Gebäude anschließende 
Terrassen, 

• Masten, Fahnenstangen, freistehende Antennen, 
Freileitungen, Grundstücksbeleuchtungen, 

• privat genutzte Ladestationen für Elektrofahr-
zeuge (nicht gewerblicher Zweck), sofern deren 
Installation und Betrieb genehmigt sind, 

• freistehende Pavillons (nicht mobile Aufstellpa-
villons und Partyzelte), Überdachungen, Carports, 
Pergolen, Markisen, Gartenkamine, Außenkü-
chen, Bänke,  

• Wäschespinnen, Sonnenschirme, Ständer (z. B. 
Fahrradständer), Fahrradgaragen, Schilder, 
Transparente, Reklametafeln bzw. Leuchtröhren-
anlagen, Schaukästen, Kinderspielgeräte  

• Hundezwinger, Kleintierställe. 

Die Entschädigung für weitere Grundstücksbestand-
teile ist auf 25.000 EUR je Versicherungsfall  
begrenzt. 

A 8.5.2 Sofern zusätzlich vereinbart:  

Nur sofern zusätzlich vereinbart und im Versiche-
rungsschein benannt, sind Schwimmbecken auf dem 
Versicherungsgrundstück mitversichert.  

Es gilt C 5.  

A 8.6 Nicht versicherte Sachen 
Nicht versichert sind 

A 8.6.1 alle in das Gebäude nachträglich eingefügten  
Sachen, die ein Mieter oder ein Wohnungseigentü-
mer auf seine Kosten beschafft oder übernommen 
hat und für die er die Gefahr trägt. 

Werden Sachen dagegen nur ausgetauscht, sind die 
neu eingefügten Sachen versichert. 

Eine anderweitige Vereinbarung über die Gefahrtra-
gung ist vom Versicherungsnehmer nachzuweisen. 
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A 8.6.2 Elektronisch gespeicherte Daten und Programme. 

Kosten für die Wiederherstellung von elektronisch 
gespeicherten Daten und Programmen sind nur im 
Rahmen der Datenrettungskosten nach A 12.2.13 
versichert oder soweit dies zusätzlich im Versiche-
rungsvertrag vereinbart ist (z. B. im Leistungsbau-
stein Erweiterte Leistungen nach C 1.3.12). 

A 8.6.3 Bei Glasbruch nach A 6 sind nicht versichert  

• optische Gläser, Hohlgläser, Geschirr, Beleuch-
tungskörper und Handspiegel; 

• Scheiben und Platten aus Glas oder Kunststoff, 
die Bestandteil elektronischer Daten-, Ton-, Bild-
wiedergabe- und Kommunikationsgeräten sind 
(z. B. Bildschirme von Fernsehgeräten und Moni-
toren, Displays von Tablets und Smartphones); 

• Sachen, die bereits bei Antragstellung beschädigt 
sind.  

A 8.6.4 Sonstige Sachen sind nur dann mitversichert, wenn 
diese im Versicherungsschein ausdrücklich benannt 
sind.  

A 9 Was ist unter dem Versicherungsort zu verstehen? 
Der Versicherungsort ist das Versicherungsgrund-
stück. Das Versicherungsgrundstück ist das Flur-
stück/sind die Flurstücke, auf dem das versicherte 
Gebäude steht. Stehen auf einem Flurstück mehrere 
Gebäude, ist derjenige Teil des Flurstücks Versiche-
rungsort, der durch Einfriedung oder anderweitige 
Abgrenzung ausschließlich zu dem/den versicherten 
Gebäude(n) gehört. 

A 10 Was gilt für Selbstbeteiligungen und Entschädi-
gungsgrenzen im Versicherungsvertrag? 
Eine Selbstbeteiligung ist der Anteil der Entschädi-
gung oder der Betrag, den der Versicherungsnehmer 
je Versicherungsfall selbst zu tragen hat.  

Eine Entschädigungsgrenze begrenzt die Entschädi-
gung je Versicherungsfall auf einen bestimmten  
Betrag. Bei Vereinbarung einer Jahreshöchstent-
schädigung fallen alle Schäden, die in der laufenden 
Versicherungsperiode entstehen, insgesamt unter 
diese Entschädigungsgrenze.  

Selbstbeteiligungen, Entschädigungsgrenzen und 
Jahreshöchstentschädigungsgrenzen können indivi-
duell vereinbart werden. Sie können sich je nach ver-
sicherter Gefahr und Versicherungsleistung vonei-
nander unterscheiden.  

A 11 Welche Regelungen gelten für Wohnungs- und Tei-
leigentum? 

A 11.1 Bei Verträgen mit Wohnungseigentümergemein-
schaften gilt: 

Wenn der Versicherer wegen des Verhaltens einzel-
ner Wohnungseigentümer ganz oder teilweise leis-
tungsfrei ist, bleibt er den übrigen Wohnungseigen-
tümern zur Leistung verpflichtet. 

Das gilt für deren Sondereigentum und deren Mitei-
gentumsanteile. 

A 11.2 Nicht oder teilweise entschädigt wird der Miteigen-
tumsanteil desjenigen, gegenüber dem der Versi-
cherer ganz oder teilweise leistungsfrei ist. 

Die übrigen Wohnungseigentümer können dennoch 
Entschädigung für diesen Miteigentumsanteil ver-
langen. Das setzt voraus, dass diese zusätzliche Ent-
schädigung verwendet wird, um das gemeinschaftli-
che Eigentum wiederherzustellen. 

Der Wohnungseigentümer, gegenüber dem der Ver-
sicherer ganz oder teilweise leistungsfrei ist, muss 

dem Versicherer diese zusätzliche Entschädigung  
ersetzen. 

A 11.3 Für die Gebäudeversicherung bei Teileigentum gel-
ten A 11.1 und A 11.2 entsprechend. 

A 12 Welche Kosten sind versichert? 
A 12.1 Versicherte Kosten  

Der Versicherer ersetzt folgende Kosten, die infolge 
eines Versicherungsfalls erforderlich und tatsächlich 
angefallen sind: 

A 12.1.1 Aufräumungs- und Abbruchkosten 

A 12.1.2 Bewegungs- und Schutzkosten 

A 12.1.3 Kosten für Wasser- und Gasverlust 

A 12.1.4 Hotelkosten 

A 12.1.5 Rückreisekosten aus dem Urlaub 

A 12.1.6 Versicherte Kosten bei Glasbruch nach A 6 

A 12.1.7 Kosten für Verkehrssicherungsmaßnahmen  

A 12.1.8 Kosten für die Dekontamination von Erdreich 

A 12.1.9 Kosten für die Beseitigung von Graffiti-Schäden  

A 12.1.10 Kosten für die Beseitigung von Gebäudebeschädi-
gungen durch unbefugte Dritte   

A 12.1.11 Kosten für die Beseitigung von Gebäudebeschädi-
gungen durch wildlebende Tiere 

A 12.1.12 Aufräumungs- und Wiederaufforstungskosten für 
umgestürzte Bäume 

A 12.1.13 Datenrettungskosten 

A 12.1.14 Mehrkosten für eine Energieberatung  

A 12.1.15 Kosten für provisorische Maßnahmen  

A 12.1.16 Kosten für die Beseitigung von Verstopfungen 

A 12.1.17 Der Ersatz versicherter Kosten nach A 12.1.1 bis 
A 12.1.16 ist insgesamt je Versicherungsfall auf den 
Versicherungswert unmittelbar vor Eintritt des Versi-
cherungsfalles nach A 14, maximal 300.000 EUR,  
begrenzt. 

A 12.2 Definition und Umfang der Kosten 

A 12.2.1 Aufräumungs- und Abbruchkosten 
Das sind Kosten, die entstehen, um versicherte  
Sachen aufzuräumen und abzubrechen. Dies schließt 
Aufwendungen ein, um Schutt und sonstige Reste 
dieser Sachen wegzuräumen, zum nächsten Ablage-
rungsplatz abzutransportieren, sie abzulagern und 
zu vernichten. 

A 12.2.2 Bewegungs- und Schutzkosten 
Das sind Kosten, die entstehen, um andere Sachen zu 
bewegen, zu verändern oder zu schützen. Erstattet 
werden sie, wenn diese Maßnahmen dazu dienen, 
versicherte Sachen wiederherzustellen oder wieder-
zubeschaffen. 

A 12.2.3 Kosten für Wasser- und Gasverlust  
Das sind Kosten, die dadurch entstehen, dass Wasser 
wegen eines Versicherungsfalls bestimmungswidrig 
ausgetreten ist. Hierzu gehören auch Mehrkosten für 
Abwasser.  

Dazu gehören auch Kosten, die dadurch entstehen, 
dass Gas wegen eines Versicherungsfalls nach A 4.3 
(Bruchschäden innerhalb Gebäuden) bestimmungs-
widrig austritt. 

Die Entschädigung ist auf 2.500 EUR je Versiche-
rungsfall begrenzt. 

A 12.2.4 Hotelkosten 
Das sind Kosten für eine Hotel- oder ähnliche Unter-
bringung ohne Nebenkosten (z. B. Frühstück).  
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Voraussetzung ist, dass die vom Versicherungsneh-
mer ständig bewohnte Wohnung unbewohnbar 
wurde und ihm die Beschränkung auf einen bewohn-
baren Teil nicht zumutbar ist. 

Die Kosten für eine Unterbringung werden nur  
erstattet, wenn eine Entschädigung nicht aus einem 
anderen Versicherungsvertrag beansprucht werden 
kann. 

Die Kosten für Hotel oder ähnliche Unterbringung 
werden nur insoweit ersetzt als sie die nach A 18.5 
für den Mietwert zu leistende Entschädigung über-
steigen. 

Die Kosten werden bis zu dem Zeitpunkt ersetzt, in 
dem die Wohnung wieder bewohnbar ist. Dies gilt 
längstens für die Dauer von 12 Monaten. Die Ent-
schädigung ist pro Tag auf 150 EUR begrenzt. 

A 12.2.5 Rückreisekosten aus dem Urlaub 
Das sind zusätzliche Reisekosten, die dadurch ent-
stehen, dass der Versicherungsnehmer oder eine mit 
ihm in häuslicher Gemeinschaft lebende Person  
wegen eines erheblichen Versicherungsfalls vorzei-
tig eine Urlaubs- oder Dienstreise abbricht und an 
den Versicherungsort nach A 9 reist. Hierzu zählen 
auch die Kosten für mitreisende Personen, die mit 
dem Versicherungsnehmer in häuslicher Gemein-
schaft leben. 

Erheblich ist ein Versicherungsfall, wenn der Scha-
den einen Betrag in Höhe von 2.500 EUR voraus-
sichtlich übersteigt. Weiterhin ist die Anwesenheit 
des Versicherungsnehmers oder einer mit ihm in 
häuslicher Gemeinschaft lebenden Person am Versi-
cherungsort erforderlich.  

Zusätzliche Reisekosten werden nur in angemesse-
ner Höhe ersetzt. Dies richtet sich nach dem  
ursprünglich vorgesehenen Urlaubsreisemittel und 
der Dringlichkeit der Rückreise an den Versiche-
rungsort. 

Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, vor Antritt 
der Rückreise Weisungen des Versicherers einzuho-
len, soweit die Umstände dies gestatten.  

Die Kosten für eine Rückreise werden nur erstattet, 
wenn eine Entschädigung nicht aus einem anderen 
Versicherungsvertrag beansprucht werden kann. 

Die Entschädigung ist auf 2.500 EUR je Versiche-
rungsfall begrenzt.  

A 12.2.6 Versicherte Kosten bei Glasbruch 
A 12.2.6.1 Das sind Kosten für das vorläufige Verschließen von 

Öffnungen (Notverschalungen, Notverglasungen). 

A 12.2.6.2 Das sind Kosten, um versicherte Sachen zum nächs-
ten Ablagerungsplatz abzutransportieren und sie zu 
vernichten (Entsorgungskosten). 

A 12.2.6.3 Das sind Kosten, um die sich das Liefern und Montie-
ren von versicherten Sachen durch deren Lage ver-
teuert (z. B. Kran- oder Gerüstkosten).  

Die Entschädigung ist auf 2.500 EUR je Versiche-
rungsfall begrenzt. 

A 12.2.6.4 Das sind Kosten, um Sachen, die das Einsetzen von 
Ersatzscheiben behindern (z. B. Schutzgitter, Schutz-
stangen, Markisen usw.) zu beseitigen und wiederan-
zubringen. 

 Die Entschädigung ist auf 2.500 EUR je Versiche-
rungsfall begrenzt. 

A 12.2.6.5 Das sind Kosten, um Anstriche, Malereien, Schriften, 
Verzierungen, Lichtfilterlacke und Folien auf den ver-
sicherten Sachen zu erneuern. 

Die Entschädigung ist auf 2.500 EUR je Versiche-
rungsfall begrenzt. 

A 12.2.6.6 Das sind Kosten, um Schäden an Umrahmungen,  
Beschlägen, Mauerwerk, Schutz- und Alarmeinrich-
tungen zu beseitigen. 

Die Entschädigung ist auf 2.500 EUR je Versiche-
rungsfall begrenzt.  

A 12.2.7 Kosten für Verkehrssicherungsmaßnahmen 
Das sind Kosten, die entstehen, wenn wegen eines 
Versicherungsfalls eine Gefahr entsteht, zu deren 
Beseitigung der Versicherungsnehmer aufgrund  
öffentlich-rechtlicher Vorschriften verpflichtet ist 
(z. B. Absperren des Gehweges nach einem Brand). 

Die Entschädigung ist auf 5.000 EUR je Versiche-
rungsfall begrenzt. 

A 12.2.8 Kosten für die Dekontamination von Erdreich 
A 12.2.8.1 Das sind Dekontaminationskosten, die aufgrund  

behördlicher Anordnungen infolge eines Versiche-
rungsfalls entstehen. Ersetzt werden Kosten, um 

• das Erdreich des Versicherungsgrundstücks zu 
untersuchen, zu dekontaminieren oder auszutau-
schen; 

• Kosten, um den Aushub in die nächstgelegene, 
geeignete Deponie zu transportieren und dort  
abzulagern oder zu vernichten; 

• insoweit den Zustand des Versicherungsgrund-
stücks vor Eintritt des Versicherungsfalls wieder-
herzustellen. 

A 12.2.8.2 Die Kosten werden ersetzt, soweit die behördlichen 
Anordnungen alle folgenden Voraussetzungen erfül-
len: 

• Sie sind aufgrund von Gesetzen oder Verordnun-
gen ergangen, die vor Eintritt des Versicherungs-
falls erlassen waren.  

• Sie betreffen eine Kontamination, die nachweis-
lich durch diesen Versicherungsfall entstanden 
ist. 

• Sie sind innerhalb von neun Monaten seit dem 
Versicherungsfall ergangen. 

A 12.2.8.3 Ist das Erdreich bereits kontaminiert und wird es 
durch den Versicherungsfall zusätzlich verunreinigt, 
gilt Folgendes: 

Es werden nur die Aufwendungen ersetzt, die über 
die Beseitigung der bestehenden Kontamination 
hinausgehen. Unerheblich ist dabei, ob und wann 
dieser Betrag ohne den Versicherungsfall aufgewen-
det worden wäre. 

A 12.2.8.4 Nicht ersetzt werden Aufwendungen wegen sonsti-
ger behördlicher Anordnungen oder wegen sonsti-
ger gesetzlicher oder vertraglicher Verpflichtungen. 

A 12.2.8.5 Die Kosten nach A 12.2.8.1 gelten nicht als Aufräu-
mungskosten nach A 12.2.1. 

A 12.2.8.6 Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, dem Ver-
sicherer unverzüglich zu melden, wenn er eine  
behördliche Anordnung erhält. Das muss er auch 
dann unverzüglich tun, wenn längere Rechts-
behelfsfristen bestehen.  
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Verletzt der Versicherungsnehmer diese Obliegen-
heit, kann der Versicherer unter den in B 3.3.3  
beschriebenen Voraussetzungen ganz oder teilweise 
leistungsfrei sein. 

A 12.2.9 Kosten für die Beseitigung von Graffiti-Schäden 
A 12.2.9.1 Das sind Kosten, um Schäden durch Graffiti zu besei-

tigen. Ein Graffitischaden liegt vor, wenn ein unbe-
fugter Dritter Außenseiten von versicherten Sachen 
an einwandfrei beschaffenen Gewerken nach A 7 
durch Farbe oder Lacke verunstaltet. Generell ausge-
schlossen sind Schäden an Glasscheiben. 

A 12.2.9.2 Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, den Scha-
den unverzüglich dem Versicherer und der Polizei 
anzuzeigen.  

Verletzt der Versicherungsnehmer diese Obliegen-
heit, kann der Versicherer unter den in B 3.3.3  
beschriebenen Voraussetzungen ganz oder teilweise 
leistungsfrei sein.  

A 12.2.9.3 Die Entschädigung ist auf 5.000 EUR je Versiche-
rungsfall begrenzt. Die Jahreshöchstentschädigung 
beträgt 10.000 EUR.  

A 12.2.10 Kosten für die Beseitigung von Gebäudebeschädi-
gungen durch unbefugte Dritte  

A 12.2.10.1 Das sind Kosten für die Beseitigung von Schäden an 
versicherten Gebäuden, die dadurch entstanden 
sind, dass ein unbefugter Dritter das versicherte  
Gebäude vorsätzlich beschädigt hat.  

Das sind auch Kosten, um Schäden an Dächern,  
Decken, Wänden, Fußböden, Türen, Schlössern, 
Fenstern, Rollläden und Schutzgittern des versicher-
ten Gebäudes zu beseitigen, die dadurch entstanden 
sind, dass ein unbefugter Dritter 

• in das Gebäude eingebrochen, eingestiegen oder 
mittels falscher Schlüssel oder anderer Werk-
zeuge eingedrungen ist oder  

• versucht hat, durch eine Handlung wie zuvor  
beschrieben, in ein versichertes Gebäude einzu-
dringen. 

 Nicht hierunter fallen Kosten für die Beseitigung von 
Graffitischäden. Hierfür gilt A 12.2.9.  

 Die Entschädigung ist auf 25.000 EUR je Versiche-
rungsfall begrenzt. Dieser Betrag stellt gleichzeitig 
die Jahreshöchstentschädigung dar.  

Die Kosten für die Beseitigung von Schäden an versi-
cherten Gebäuden durch unbefugte Dritte werden 
nur erstattet, wenn eine Entschädigung nicht aus  
einem anderen Versicherungsvertrag beansprucht 
werden kann.  

A 12.2.10.2 Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, den Scha-
den unverzüglich dem Versicherer und der Polizei 
anzuzeigen.  

Verletzt der Versicherungsnehmer diese Obliegen-
heit, kann der Versicherer unter den in B 3.3.3  
beschriebenen Voraussetzungen ganz oder teilweise 
leistungsfrei sein.  

A 12.2.11 Kosten für die Beseitigung von Gebäudebeschädi-
gungen durch wildlebende Tiere 

 Das sind Kosten für die Beseitigung von Schäden an 
versicherten Gebäuden, die dadurch entstanden 
sind, dass wildlebende Marder, Waschbären, Nage-
tiere oder Vögel in versicherte elektrische Einrich-
tungen beißen oder Isolationen von versicherten  
Gebäuden beschädigen oder zerstören. Das sind 
auch Kosten, um Schäden durch Spechte an der Fas-
sade versicherter Gebäude zu beseitigen.  

Die Entschädigung ist auf 5.000 EUR je Versiche-
rungsfall begrenzt. Die Jahreshöchstentschädigung 
beträgt 10.000 EUR.  

A 12.2.12 Aufräumungs- und Wiederaufforstungskosten für 
umgestürzte Bäume, Hecken und Sträucher 

A 12.2.12.1 Das sind Kosten für das Entfernen, den Abtransport 
und die Entsorgung von Bäumen, Hecken und Sträu-
cher des Versicherungsgrundstücks, die durch eine 
versicherte Gefahr nach A 1 beschädigt oder zerstört 
wurden. Voraussetzung ist, dass eine natürliche  
Regeneration nicht zu erwarten ist.  

A 12.2.12.2 Das sind auch Kosten, um den Garten auf dem Versi-
cherungsgrundstück nach einem Versicherungsfall 
wieder zu bepflanzen (Bäume, Hecken, Sträucher 
oder anderen Grundstücksbepflanzungen). Voraus-
setzung ist, dass eine natürliche Regeneration der 
beschädigten oder zerstörten Bäume oder Pflanzen 
nicht zu erwarten ist.  

A 12.2.12.3 Bereits abgestorbene Bäume, Hecken, Sträucher 
oder andere Grundstücksbepflanzungen sind nicht 
versichert.  

A 12.2.12.4 Die Entschädigung ist auf 10.000 EUR je Versiche-
rungsfall begrenzt. Dieser Betrag stellt gleichzeitig 
die Jahreshöchstentschädigung dar.  

A 12.2.13 Datenrettungskosten  
A 12.2.13.1 Das sind Kosten für die technische Wiederherstel-

lung von elektronisch gespeicherten Daten (maschi-
nenlesbare Informationen) und Programmen. Dabei 
müssen alle folgenden Voraussetzungen erfüllt sein: 

• An dem Datenträger muss ein versicherter Sach-
schaden eingetreten sein.  

• Die Kosten sind infolge eines Versicherungsfalls 
am Versicherungsort tatsächlich entstanden. 

• Die Kosten sind für die technische Wiederherstel-
lung erforderlich.  

• Die Kosten dienen nicht der Wiederbeschaffung. 

• Die Daten und Programme dienen ausschließlich 
der privaten Nutzung. 

A 12.2.13.2 Ersetzt werden auch die Kosten einer versuchten 
technischen Wiederherstellung. 

A 12.2.13.3 Nicht ersetzt werden 

• derartige Wiederherstellungskosten für 
o Daten und Programme, zu deren Nutzung 

der Versicherungsnehmer nicht berechtigt 
ist (z. B. Raubkopien); 

o Programme und Daten, die auf einem 
Rücksicherungs- oder Installationsme-
dium gespeichert sind und dem Versiche-
rungsnehmer zur Verfügung stehen; 

• die Kosten eines neuen Lizenzerwerbs. 
A 12.2.13.4 Der Versicherer ersetzt Datenrettungskosten bis zu 

einem Betrag von 2.500 EUR je Versicherungsfall.  

A 12.2.14 Mehrkosten für eine Energieberatung 
A 12.2.14.1 Das sind Mehrkosten nach einem versicherten Scha-

den für eine qualifizierte Energieberatung für das 
versicherte Gebäude durch einen zertifizierten Bera-
ter nach BAFA (Bundesamt für Wirtschaft und Aus-
fuhrkontrolle). Die Mehrkosten werden ersetzt,  
soweit sie nicht bereits vor Eintritt des Versiche-
rungsfalls veranlasst wurden.  

A 12.2.14.2 Voraussetzung ist, dass der versicherte Schaden  
voraussichtlich einen Betrag von 25.000 EUR über-
steigt.  
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A 12.2.14.3 Die Entschädigung ist auf 2.500 EUR je Versiche-
rungsfall begrenzt und kann nur einmal pro Versi-
cherungsperiode genutzt werden. 

A 12.2.15 Kosten für die Beseitigung von provisorische Maß-
nahmen 
Das sind Kosten, die zum Schutz versicherter Sachen 
nach einem Versicherungsfall anfallen, wenn bis zur 
Wiederherstellung der endgültigen Schutz- und  
Sicherungseinrichtungen Öffnungen vorläufig ver-
schlossen werden müssen (z. B. Notverschalungen) 
oder versicherte Sachen beschädigt wurden und eine 
endgültige Reparatur noch nicht möglich ist.  

Die Entschädigung ist auf 5.000 EUR je Versiche-
rungsfall begrenzt. 

A 12.2.16 Kosten für die Beseitigung von Verstopfungen 
A 12.2.16.1 Das sind Kosten für die Beseitigung von Verstopfun-

gen von Ableitungsrohren innerhalb versicherter  
Gebäude sowie auf dem Versicherungsgrundstück. 
Das sind auch Kosten für die Beseitigung von Ver-
stopfungen von Regenfallrohren innerhalb versi-
cherter Gebäude.  

A 12.2.16.2 Voraussetzung ist, dass in der Wohngebäudeversi-
cherung die Gefahr Leitungswasser vereinbart ist.  

A 12.2.16.3 Die Entschädigung ist auf 2.500 EUR je Versiche-
rungsfall begrenzt. Die Jahreshöchstentschädigung 
beträgt 5.000 EUR  

A 13 Was ist unter Mietausfall und Mietwert zu verste-
hen? In welchem Umfang sind sie versichert? 

A 13.1 Mietausfall, Mietwert 
Der Versicherer ersetzt 

A 13.1.1 den Mietausfall, wenn Mieter von Wohnräumen  
wegen eines Versicherungsfalls zu Recht die Zahlung 
der Miete ganz oder teilweise eingestellt haben oder 
das Mietverhältnis kündigen. Das schließt die fort-
laufenden Betriebskosten im Sinne des Mietrechts 
ein. 

A 13.1.2 den ortsüblichen Mietwert von Wohnräumen, die der 
Versicherungsnehmer selbst bewohnt. Das schließt 
die fortlaufenden Betriebskosten im Sinne des Miet-
rechts ein. 

Voraussetzung für den Ersatz des Mietwerts ist, dass 
dem Versicherungsnehmer wegen eines Versiche-
rungsfalls nicht zugemutet werden kann, zumindest 
Teile der Wohnung zu nutzen. 

A 13.1.3 auch einen durch öffentlich-rechtliche Wieder- 
herstellungsbeschränkungen verursachten zusätz-
lichen Mietausfall nach A 13.1.1 bzw. Mietwert nach 
A 13.1.2.  

A 13.2 Zeitraum für Mietausfall oder Mietwert 
A 13.2.1 Mietausfall oder Mietwert werden für den Zeitraum 

ersetzt, in dem Räume nicht benutzbar sind, höchs-
tens aber für 12 Monate seit dem Eintritt des Versi-
cherungsfalls. 

A 13.2.2 Mietausfall oder Mietwert werden nur insoweit  
ersetzt, wie der Versicherungsnehmer die mögliche 
Wiederbenutzung nicht schuldhaft verzögert. Es gel-
ten die Regelungen zur Schadenabwendungs- / -min-
derungspflicht nach B 3.3.2.1. 

A 13.3 Gewerblich genutzte Räume 
Für gewerblich genutzte Räume ist die Versicherung 
des Mietausfalls oder des ortsüblichen Mietwerts 
vereinbart. A 13.1 und A 13.2 gelten entsprechend.  

A 14 In welchem Umfang besteht Versicherungsschutz? 
Was ist Unterversicherungsverzicht? 
Der Versicherungswert bildet die Grundlage für die 
Berechnung der Entschädigung.  

Der Versicherungswert für das Gebäude gilt auch für 
Gebäudezubehör, Terrassen und weitere Grund-
stücksbestandteile nach A 8.3 bis A 8.5.  

Als Versicherungswert wird grundsätzlich der Glei-
tende Neubauwert vereinbart.  

Davon abweichend kann der Versicherungswert nach 
den Voraussetzungen von A 14.2 auch der Gleitende 
Zeitwert sein. Dies ist z. B. dann der Fall, wenn  
Gebäude nicht oder verspätet wieder hergestellt 
werden oder der Gebäudewert zum Eintritt des Ver-
sicherungsfalls deutlich unter dem Neubauwert liegt 
(siehe A 14.2.1 bis A 14.2.3).  

Wenn Gebäude zum Abbruch bestimmt sind oder 
sonst dauerhaft entwertet sind, kann der Versiche-
rungswert nach A 14.3 auch der Gemeine Wert sein. 

A 14.1 Gleitender Neubauwert  
A 14.1.1 Versichert ist der ortsübliche Neubauwert der im 

Versicherungsschein bezeichneten Gebäude zum 
Zeitpunkt des Versicherungsfalls. Neubauwert ist der 
Betrag, der aufzuwenden ist, um Sachen gleicher Art 
und Güte in neuwertigem Zustand herzustellen. 
Hierzu gehören auch Architektenhonorare sowie 
sonstige Konstruktions- und Planungskosten. 

Kann eine Sache wegen Technologiefortschritts in 
derselben Art und Güte nicht mehr oder nur mit un-
wirtschaftlichem Aufwand wiederhergestellt werden, 
umfasst der Gleitende Neubauwert auch Aufwendun-
gen für Ersatzgüter. Diese müssen den zu ersetzen-
den Sachen möglichst nahe kommen. 

A 14.1.2 Vorsorgeversicherung 

Werden innerhalb der Versicherungsperiode 

• Fläche, 

• Gebäudetyp, 

• Bauausführung oder 

• sonstige vereinbarte Merkmale, die der Beitrags-
berechnung zugrunde liegen,  

durch bauliche Maßnahmen verändert, gilt Folgen-
des: Versicherungsschutz besteht bis zum Ende der 
Versicherungsperiode, auch wenn die getroffene 
Maßnahme wertsteigernd ist. Voraussetzung ist, 
dass der Versicherungsnehmer dies dem Versicherer 
unverzüglich anzeigt.  

Dies gilt entsprechend, wenn durch bauliche Maß-
nahmen die Gesamtgrundfläche von 100 qm bei  
Nebengebäuden nach A 8.1.2.1 überschritten wird.  

A 14.1.3 Im Gleitenden Neubauwert berücksichtigt sind: 
A 14.1.3.1 Mehrkosten durch öffentlich-rechtliche Wiederher-

stellungsbeschränkungen,  

die dadurch entstehen, dass versicherte und vom 
Schaden betroffene Sachen wegen öffentlich-rechtli-
cher Vorschriften nicht in derselben Art und Güte 
wiederhergestellt oder wiederbeschafft werden kön-
nen.  

Voraussetzungen sind, dass  

• die Wiederherstellungsbeschränkungen auf  
Gesetzen oder Verordnungen beruhen, die vor 
Eintritt des Versicherungsfalls bereits erlassen 
waren und 

• die behördlichen Anordnungen erst nach Eintritt 
des Versicherungsfalls erteilt worden sind.  

Wenn die Wiederherstellung der versicherten und 
vom Schaden betroffenen Sache aufgrund behördli-
cher Wiederherstellungsbeschränkungen nur an  
anderer Stelle erfolgen darf, werden die Mehrkosten 
nur in dem Umfang ersetzt, in dem sie auch bei 
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Wiederherstellung an bisheriger Stelle entstanden  
wären. 

A 14.1.3.2 Mehrkosten für behördlich nicht vorgeschriebene 
energetische Modernisierung  

Das sind Mehrkosten bei der Wiederherstellung der 
versicherten und vom Schaden betroffenen Gebäu-
deteile für energetische Modernisierungen, die  
behördlich nicht vorgeschrieben sind.  

Bei versicherten Schäden am Dach sind das zudem 
Mehrkosten, die im Zusammenhang mit der Errich-
tung oder Wiederherstellung einer Photovoltaik-/ 
Solarthermie-Anlage und/oder einer Dachbegrünung 
am vom Schaden betroffenen Dach anfallen. 

Die Mehrkosten nach Absatz 1 und Absatz 2 werden 
ersetzt, soweit die Baumaßnahmen dem Stand der 
Technik für Neubauten entsprechen und nicht  
bereits vor Eintritt des Versicherungsfalls veranlasst 
wurden.  

Voraussetzung ist, dass der versicherte Schaden  
voraussichtlich einen Betrag von 25.000 EUR über-
steigt. 

Die Entschädigung ist auf 5.000 EUR je Versiche-
rungsfall begrenzt. 

A 14.1.3.3 Preissteigerungen zwischen dem Eintritt des Versi-
cherungsfalls und der unverzüglich veranlassten 
Wiederherstellung  

Wenn der Versicherungsnehmer die Wiederherstel-
lung oder Wiederbeschaffung nicht unverzüglich 
veranlasst, werden die Mehrkosten nur in dem Um-
fang ersetzt, in dem sie auch bei unverzüglicher Wie-
derherstellung oder Wiederbeschaffung entstanden 
wären.  

Ist der Gleitende Zeitwert Versicherungswert, so wer-
den auch die Mehrkosten nur im Verhältnis des Glei-
tenden Zeitwerts zum Gleitenden Neubauwert  
ersetzt. 

A 14.1.4 Der Versicherer passt den Versicherungsschutz nach 
A 14.1.1 an die Baukostenentwicklung nach A 16 an. 
Insoweit besteht Versicherungsschutz auf der 
Grundlage des ortsüblichen Neubauwerts zum Zeit-
punkt der unverzüglich nach dem Versicherungsfall 
veranlassten Wiederherstellung. 

A 14.2 Gleitender Zeitwert 
Der Gleitende Zeitwert ist der Neubauwert zum Zeit-
punkt des Versicherungsfalls abzüglich der Wertmin-
derung insbesondere durch Alter und Abnutzungs-
grad. 

A 14.2.1 Unterlassene oder verspätete Wiederherstellung 

Bei Gebäuden, die nicht oder verspätet wiederherge-
stellt werden (A 19.6), ist nur der Gleitende Zeitwert 
versichert. 

A 14.2.2 Wohngebäude mit einem Gebäudewert unter 20 Pro-
zent des Neubauwertes  

Bei Wohngebäuden nach A 8.1.1, deren Wert bei Ein-
tritt des Versicherungsfalls weniger als 20 % des 
Neubauwertes beträgt, ist nur der Gleitende Zeitwert 
versichert. 

A 14.2.3 Nebengebäude mit einem Gebäudewert unter  
50 Prozent des Neubauwertes 
Bei Nebengebäuden nach A 8.1.2, deren Wert bei Ein-
tritt des Versicherungsfalls weniger als 50 % des 
Neubauwertes beträgt, ist nur der Gleitende Zeitwert 
versichert.  

A 14.3 Gemeiner Wert bei dauerhaft entwerteten Gebäu-
den 
Bei Gebäuden, die zum Abbruch bestimmt oder sonst 
dauerhaft entwertet sind, ist nur noch der erzielbare 
Verkaufspreis ohne Grundstücksanteile versichert 
(gemeiner Wert). Eine dauerhafte Entwertung liegt 
insbesondere vor, wenn Gebäude für ihren Zweck 
nicht mehr zu verwenden sind. 

A 14.4 Was ist der Unterversicherungsverzicht? Wann  
erfolgt ein Abzug wegen Unterversicherung? 

A 14.4.1 Der Versicherer verzichtet auf einen Abzug wegen 
Unterversicherung, wenn bei Eintritt des Versiche-
rungsfalles folgende Voraussetzungen erfüllt sind: 

• Die Wohn- und Gewerbeflächen des versicherten 
Wohngebäudes entsprechen den im Versiche-
rungsschein genannten Wohn- und Gewerbeflä-
chen. 

• Die Grundfläche versicherter Nebengebäude ent-
spricht der bzw. den im Versicherungsschein  
genannten Grundfläche(n).  

• Die der Beitragsberechnung zugrunde liegenden 
Umstände nach A 15 weichen nicht von den tat-
sächlichen Verhältnissen ab. 

 Der Unterversicherungsverzicht nach A 14.1 gilt  
dabei auch für die Kosten nach A 12 und den Miet-
ausfall oder Mietwert nach A 13.  

A 14.4.2 Ein Abzug wegen Unterversicherung erfolgt jedoch, 
wenn nach Vertragsschluss wertsteigernde bauliche 
Maßnahmen zu Veränderungen des nach A 14.1  
ermittelten Versicherungswertes führen und dies 
dem Versicherer nicht unverzüglich angezeigt 
wurde.  

Kein Abzug wegen Unterversicherung erfolgt, wenn 
die wertsteigernden baulichen Maßnahmen nach 
A 14.1.2 in der Versicherungsperiode vorgenommen 
wurden, in der ein Versicherungsfall eingetreten ist. 

A 14.4.3 Ein Abzug wegen Unterversicherung erfolgt des Wei-
teren, wenn der Versicherungsnehmer einer Anpas-
sung von Versicherungsschutz und Beitrag nach A 16 
widerspricht.  

A 15 Wie wird der Beitrag ermittelt? 
 Grundlagen der Berechnung des Beitrags sind 

• die Fläche, 

• der Gebäudetyp, 

• das Gebäudealter, 

• die Bauausführung und -ausstattung, 

• die Nutzung, 

• Denkmalschutz, 

• sonstige vereinbarte Merkmale, die für die Bei-
tragsberechnung erheblich sind (z. B. Sanie-
rungsdaten des Gebäudes) und 

• der Anpassungsfaktor. 
 Der jeweils zu zahlende Jahresbeitrag wird berech-

net durch die Multiplikation folgender Werte:  

• Anzahl der Quadratmeter Wohnfläche und soweit 
vorhanden auch der Gewerbefläche, 

• Beitrag je Quadratmeter Wohn-/Gewerbefläche, 

• Anpassungsfaktor (Gleitender Neuwertfaktor). 
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A 16 Was sind die Grundlagen der Anpassung von Ver-
sicherungsschutz und Beitrag?  
Es gelten folgende Grundlagen: 

A 16.1 Wird der Versicherungsschutz nach A 14.1.4 ange-
passt, verändert sich der Beitrag. Dazu kommt es, 
wenn sich der Gleitende Neuwertfaktor erhöht oder 
vermindert. 

A 16.2 Der Gleitende Neuwertfaktor verändert sich jeweils 
zum 1. Januar eines jeden Jahres für die in diesem 
Jahr beginnende Versicherungsperiode. Er erhöht 
oder vermindert sich entsprechend dem Prozentsatz, 
um den sich folgende Indizes geändert haben: 

• Der „Baupreisindex für Wohngebäude" für den 
Monat Mai des Vorjahres 

und 

• der „Tariflohnindex für das Baugewerbe" für das 
2. Quartal des Vorjahres. 

Beide Indizes gibt das Statistische Bundesamt  
bekannt. 

Bei dieser Anpassung wird die Änderung des Bau-
preisindex zu 80 Prozent und die des Tariflohnindex 
zu 20 Prozent berücksichtigt. Bei der Berechnung 
der Veränderungsraten zum Vorjahr und der  
anschließenden Gewichtung beider Veränderungs-
raten wird jeweils auf zwei Stellen nach dem Komma 
gerundet. 

Der Gleitende Neuwertfaktor wird auf eine Stelle 
nach dem Komma gerundet. 

Soweit bei Rundungen die zweite Zahl nach dem 
Komma eine Fünf oder eine höhere Zahl ist, wird auf-
gerundet, sonst abgerundet. 

A 16.3 Widerspruch bei Beitragserhöhung 

Bei einer Erhöhung des Beitrags kann der Versiche-
rungsnehmer widersprechen. Der Widerspruch ist in 
Textform (z. B. E-Mail, Telefax oder Brief) zu erklären. 

Der Widerspruch ist nur bis zum Ablauf eines Monats 
möglich, nachdem dem Versicherungsnehmer die 
Mitteilung über die Erhöhung des Beitrags zugegan-
gen ist. Zur Wahrung der Frist genügt das rechtzei-
tige Absenden des Widerspruchs. Damit wird die  
Erhöhung nicht wirksam.  

Ein evtl. vereinbarter Unterversicherungsverzicht 
nach A 14.4.1 entfällt. Im Versicherungsfall wird die 
Entschädigung nach A 19.7 unter Berücksichtigung 
der Unterversicherung gekürzt.  

A 17 Änderung der Gefährdungsklasse bei den weiteren 
Naturgefahren  

A 17.1  Tarifierung weiterer Naturgefahren (Elementar-
schäden)  
Für die Beitragsbemessung weiterer Naturgefahren 
(Elementarschäden) berücksichtigt der Versicherer 
das Zonierungssystem (ZÜRS), welches vom Gesamt-
verband der Deutschen Versicherungswirtschaft e. V. 
(GDV) zur Verfügung gestellt wird. Es weist das Über-
schwemmungs-, Rückstau- und Starkregenrisiko von 
Objekten (Gebäude bzw. Grundstück) in Deutschland 
aus. Zu diesem Zweck teilt es die Gebäudestandorte 
bzw. Grundstücke in Deutschland in verschiedene 
Zonen ein.  

Der Beitrag für die Versicherung weiterer Naturge-
fahren (Elementarschäden) richtet sich u. a. nach der 
Zone, in welche das versicherte Objekt eingestuft ist.  

A 17.2  Beitragsanpassung  
Jährlich wird vom Gesamtverband der Deutschen 
Versicherungswirtschaft e. V. (GDV) anhand statisti-
scher Methoden ermittelt, ob und in welchem  

Umfang sich die Risiken des Zonierungssystems 
(ZÜRS) nach A 17.1 ändert. Führt dies für ein Objekt 
zur Einstufung in eine andere Zone, ist der Versiche-
rer berechtigt, dies zu berücksichtigen. Dies kann zur 
Erhöhung oder Verminderung des Beitrags führen.  

Eine Beitragserhöhung wird nur wirksam, wenn der 
Versicherer dem Versicherungsnehmer die Ände-
rung spätestens einen Monat vor Beginn der nächs-
ten Versicherungsperiode mitteilt. In dieser Mittei-
lung hat der Versicherer den Versicherungsnehmer 
auf dessen Kündigungsrecht hinzuweisen.  

A 17.3  Kündigung  
Bei einer Beitragserhöhung nach A 17.2 kann der 
Versicherungsnehmer die zusätzliche Vereinbarung 
der weiteren Naturgefahren (Elementarschäden) 
oder den gesamten Vertrag mit sofortiger Wirkung, 
frühestens jedoch zum Erhöhungszeitpunkt, kündi-
gen. Die Kündigung ist in Textform (z. B. E-Mail,  
Telefax oder Brief) zu erklären. Der Versicherungs-
nehmer muss innerhalb eines Monats kündigen, 
nachdem ihm die Mitteilung über die Beitragserhö-
hung zugegangen ist. Um die Frist zu wahren, genügt 
es, die Kündigung rechtzeitig abzusenden. 

A 18 Was geschieht bei einer nachträglichen Änderung 
eines Beitragsmerkmals? 

A 18.1 Beitragserhöhung 

Ändert sich nachträglich ein Umstand nach A 15 und 
ergibt sich dadurch ein höherer Beitrag, gilt: 

Der Versicherer kann den höheren Beitrag ab dem 
Zeitpunkt verlangen, zu dem die Änderung angezeigt 
wird.  

A 18.2 Beitragsreduzierung 

Entfällt nachträglich ein Umstand nach A 15 und 
ergibt sich dadurch ein niedrigerer Beitrag, gilt: 

Der Versicherer muss den Beitrag ab dem Zeitpunkt 
reduzieren, ab dem er davon Kenntnis erlangt. Das 
gleiche gilt, wenn diese Umstände ihre Bedeutung 
verloren haben oder der Versicherungsnehmer nur 
irrtümlich angenommen hatte, dass sie vorliegen. 

A 19 Wie wird die Entschädigung ermittelt? Wie wird 
Unterversicherung berücksichtigt?  

A 19.1 Grundlagen der Entschädigungsberechnung 
A 19.1.1 Der Versicherer ersetzt 

A 19.1.1.1  bei zerstörten Gebäuden die ortsüblichen Wieder-
herstellungskosten nach A 14.1.1 zum Zeitpunkt des 
Versicherungsfalls. Das schließt Mehrkosten nach 
A 14.1.3 ein. Architektenhonorare sowie sonstige 
Konstruktions- und Planungskosten gehören auch 
zur Entschädigung.  

A 19.1.1.2 bei beschädigten Gebäuden oder sonstigen beschä-
digten Sachen die erforderlichen Reparaturkosten 
zum Zeitpunkt des Versicherungsfalls. Der Versiche-
rer ersetzt außerdem eine Wertminderung, die durch 
die Reparatur nicht ausgeglichen wird. Ersetzt wird 
aber höchstens der Versicherungswert nach A 14 
zum Zeitpunkt des Versicherungsfalls. 

A 19.1.1.3 bei zerstörten oder abhandengekommenen sonsti-
gen Sachen den Wiederbeschaffungspreis für Sachen 
gleicher Art und Güte im neuwertigen Zustand zum 
Zeitpunkt des Versicherungsfalls. 

A 19.1.2 Wenn wegen öffentlich-rechtlicher Vorschriften 
technisch noch brauchbare Sachsubstanz der versi-
cherten Sachen für die Wiederherstellung nicht ver-
wendet werden darf, dann erhält der Versicherungs-
nehmer eine entsprechende Entschädigung nach 
A 19.1.1. 
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Das setzt voraus, dass 

A 19.1.2.1  die behördlichen Anordnungen nicht vor Eintritt des 
Versicherungsfalls erteilt wurden 

oder 

A 19.1.2.2  die Nutzung der Sachen zum Zeitpunkt des Versiche-
rungsfalls nicht aufgrund öffentlich-rechtlicher Vor-
schriften ganz oder teilweise untersagt war. 

A 19.1.3 Preissteigerungen zwischen dem Versicherungsfall 
und der Wiederherstellung werden entschädigt, 
wenn die Wiederherstellung innerhalb von drei Jah-
ren nach Eintritt des Versicherungsfalls sicherge-
stellt wird. 

A 19.1.4 Der erzielbare Verkaufspreis von Resten wird bei der 
Entschädigungsberechnung nach A 19.1.1 angerech-
net. 

A 19.2 Gemeiner Wert 
Soweit ein Gebäude zum Abbruch bestimmt oder 
sonst dauerhaft entwertet ist, werden versicherte  
Sachen zum erzielbaren Verkaufspreis ohne den 
Grundstücksanteil entschädigt. 

A 19.3 Geringerwertige oder höherwertige Bauausgestal-
tung 

A 19.3.1 Sind die versicherten Gebäude zum Zeitpunkt des 
Versicherungsfalls in der tatsächlichen Bauausge-
staltung geringerwertig als im Versicherungsvertrag 
beschrieben, gilt: 

 Der Versicherer ist nicht verpflichtet, mehr als den 
tatsächlich eingetretenen Schaden zum ortsüblichen 
Neubauwert zu ersetzen. 

A 19.3.2 Ist zum Zeitpunkt des Versicherungsfalls die tatsäch-
liche Bauausgestaltung höherwertig, gilt: 

Dies kann zu einer Kürzung der Entschädigung füh-
ren. 

Grundlage für die Entschädigung ist dann die im Ver-
sicherungsvertrag beschriebene Bauausgestaltung 
(A 15). Der Versicherer ersetzt in diesem Fall nur 
die dafür ortsüblichen Wiederherstellungskosten 
nach A 19.1.1.1 bzw. die notwendigen Reparaturkos-
ten nach A 19.1.1.2. 

Die folgenden Regelungen bleiben davon unberührt: 

• Umfang und Anpassung des Versicherungsschut-
zes (siehe A 14), 

• Berücksichtigung einer Unterversicherung (siehe 
A 19.7), 

• Verletzung der vorvertraglichen Anzeigepflicht 
nach B 3.1 und 

• Gefahrerhöhung (siehe A 23 sowie B 3.2). 

A 19.4 Kosten 
Versicherte Kosten nach A 12 werden ersetzt, wenn 
sie nachweislich tatsächlich angefallen sind. Dabei 
werden die jeweils vereinbarten Entschädigungs-
grenzen berücksichtigt.  

A 19.5 Mietausfall, Mietwert 
Der Versicherer ersetzt den versicherten Mietausfall 
bzw. Mietwert bis zum Ende des vereinbarten Zeit-
raums nach A 13.2. 

A 19.6 Neuwertanteil 
Der Versicherungsnehmer erwirbt den Anspruch auf 
Zahlung des Teils der Entschädigung, der den Zeit-
wertschaden übersteigt (Neuwertanteil) nur unter 
folgenden Voraussetzungen: 

A 19.6.1 Der Versicherungsnehmer stellt sicher, dass er die 
Entschädigung verwenden wird, um versicherte  

Sachen in gleicher Art und Zweckbestimmung an der 
bisherigen Stelle wiederherzustellen oder wiederzu-
beschaffen 

und 

A 19.6.2 die Wiederherstellung oder Wiederbeschaffung ist 
innerhalb eines Zeitraums von drei Jahren nach Ein-
tritt des Versicherungsfalls sichergestellt. 

A 19.6.3 Ist die Wiederherstellung an der bisherigen Stelle 
rechtlich nicht möglich oder wirtschaftlich nicht zu 
vertreten, genügt es, das Gebäude an anderer Stelle 
innerhalb der Bundesrepublik Deutschland zu errich-
ten. 

A 19.6.4 Der Versicherungsnehmer muss den Neuwertanteil 
zurückzahlen, wenn er verschuldet hat, dass die  
Sache nicht innerhalb einer angemessenen Frist wie-
derhergestellt oder wiederbeschafft wurde. 

A 19.7 Abzug wegen Unterversicherung  
A 19.7.1 Besteht eine Unterversicherung nach A 14.4 gilt Fol-

gendes:  

Der Versicherer kürzt die Entschädigung in dem Ver-
hältnis, wie sich der zuletzt berechnete Jahresbei-
trag zu dem Jahresbeitrag verhält, den der Versiche-
rungsnehmer zu zahlen gehabt hätte,  

• unter Berücksichtigung der tatsächlichen der Bei-
tragsberechnung zugrunde liegenden Umstände 
nach A 15 zum Zeitpunkt des Versicherungsfalls 

und 

• ohne, dass er jemals einer Anpassung seines Ver-
trages nach A 16.3 widersprochen hätte. 

Dies gilt entsprechend für die Erstattung versicher-
ter Kosten nach A 12 und des versicherten Mietaus-
falls bzw. Mietwerts nach A 13.  

A 19.7.2 Genereller Unterversicherungsverzicht  

Abweichend von A 19.7.1 verzichtet der Versicherer 
bei einem ersatzpflichtigen Schaden bis maximal 
2.500 EUR auf den Abzug wegen Unterversicherung.  

A 19.8 Mehrwertsteuer 
Die Mehrwertsteuer wird nur ersetzt, wenn und  
soweit sie anlässlich der Wiederherstellung oder 
Wiederbeschaffung tatsächlich angefallen ist. Sie 
wird nicht ersetzt, wenn der Versicherungsnehmer 
zum Vorsteuerabzug berechtigt ist. 

A 19.9 Selbstbeteiligung 
Selbstbeteiligungen werden in der vereinbarten 
Höhe von der Entschädigung abgezogen. 

A 19.10 Unklare Zuständigkeit bei Versichererwechsel 
A 19.10.1 Ist der Zeitpunkt des Eintritts eines Versicherungs-

falls nach einem Versichererwechsel unklar, besteht 
in Erweiterung zu Teil B 1.1 Versicherungsschutz aus 
diesem Vertrag im vereinbarten Umfang. 

A 19.10.2 Dies setzt voraus, dass  

• der Versicherungsnehmer nicht nachweisen 
kann, ob der Versicherungsfall während der Lauf-
zeit dieses Vertrages oder einer Vorversicherung 
eingetreten ist und  

• ohne Unterbrechung Versicherungsschutz für die 
betroffene Gefahr nach A 1 besteht und  

• der Versicherungsnehmer bei Antragstellung 
keine Kenntnis von dem Versicherungsfall hatte. 

A 19.10.1 Der Versicherungsnehmer hat die Entschädigung  
zurückzuzahlen, wenn sich nachträglich herausstellt, 
dass der Versicherungsfall während der Laufzeit der 
Vorversicherung eingetreten ist. 
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A 20 Welche Regeln gelten für das Sachverständigen-
verfahren? 

A 20.1 Feststellung der Schadenhöhe 
Der Versicherungsnehmer kann nach Eintritt des 
Versicherungsfalls verlangen, dass die Höhe des 
Schadens in einem Sachverständigenverfahren fest-
gestellt wird. 

Ein solches Sachverständigenverfahren können der 
Versicherer und der Versicherungsnehmer auch  
gemeinsam vereinbaren. 

A 20.2 Weitere Feststellungen 
Der Versicherungsnehmer und der Versicherer kön-
nen vereinbaren, das Sachverständigenverfahren auf 
weitere Feststellungen zum Versicherungsfall auszu-
dehnen. 

A 20.3 Verfahren vor der Feststellung 
Für das Sachverständigenverfahren gilt: 

A 20.3.1 Jede Partei hat in Textform (z. B. E-Mail, Telefax oder 
Brief) einen Sachverständigen zu benennen. Eine 
Partei, die ihren Sachverständigen benannt hat, kann 
die andere Partei in Textform (z. B. E-Mail, Telefax 
oder Brief) auffordern, den zweiten Sachverständi-
gen zu benennen. Dabei muss sie den von ihr  
benannten Sachverständigen angeben. Der zweite 
Sachverständige muss innerhalb von zwei Wochen 
nach Zugang der Aufforderung benannt werden. 
Wenn das nicht geschieht, kann die auffordernde 
Partei den Sachverständigen durch das für den Scha-
denort zuständige Amtsgericht ernennen lassen. In 
seiner Aufforderung muss der Versicherer den Versi-
cherungsnehmer auf diese Folge hinweisen. 

A 20.3.2 Der Versicherer darf folgende Personen nicht als 
Sachverständigen benennen: 

A 20.3.2.1  Mitbewerber des Versicherungsnehmers; 

A 20.3.2.2 Personen, die mit dem Versicherungsnehmer in dau-
ernder Geschäftsverbindung stehen; 

A 20.3.2.3  Personen, die bei Mitbewerbern oder Geschäftspart-
nern des Versicherungsnehmers angestellt sind oder 
mit ihnen in einem ähnlichen Verhältnis stehen. 

A 20.3.3 Beide Sachverständige benennen in Textform (z. B. 
E-Mail, Telefax oder Brief) vor Beginn ihrer Feststel-
lungen einen dritten Sachverständigen als Obmann. 
Die Regelung nach A 20.3.2 gilt auch für seine  
Benennung. Wenn sich die Sachverständigen nicht 
einigen, wird der Obmann durch das für den Scha-
denort zuständige Amtsgericht ernannt. Dies  
geschieht auf Antrag einer der beiden Parteien. 

A 20.4 Feststellung 
Die Feststellungen der Sachverständigen müssen 
enthalten: 

A 20.4.1 ein Verzeichnis der abhanden gekommenen, der zer-
störten und der beschädigten versicherten Sachen 
mit den dazugehörigen Versicherungswerten zum 
Zeitpunkt des Versicherungsfalls; 

A 20.4.2 die Wiederherstellungs- und Wiederbeschaffungs-
kosten; 

A 20.4.3 die Restwerte der vom Schaden betroffenen Sachen; 

A 20.4.4 die versicherten Kosten und den versicherten Miet-
ausfall bzw. Mietwert. 

A 20.5 Verfahren nach der Feststellung 
Jeder Sachverständige übermittelt seine Feststel-
lungen beiden Parteien gleichzeitig. Weichen die 
Feststellungen der Sachverständigen voneinander 
ab, übergibt der Versicherer sie unverzüglich dem 
Obmann. Dieser entscheidet über die darin streitig 
gebliebenen Punkte. Die Feststellungen der Sachver-

ständigen bilden dabei die Grenzen für den Entschei-
dungsspielraum des Obmanns. Seine Entscheidung 
übermittelt der Obmann beiden Parteien gleichzei-
tig. 

Die Feststellungen der Sachverständigen bzw. des 
Obmanns sind für die Vertragsparteien verbindlich. 
Sie sind unverbindlich, wenn nachgewiesen wird, 
dass sie offenbar von der wirklichen Sachlage erheb-
lich abweichen. 

Aufgrund von verbindlichen Feststellungen berech-
net der Versicherer die Entschädigung. Wenn die 
Feststellungen unverbindlich sind, trifft das Gericht 
eine verbindliche Feststellung. Dies gilt auch, wenn 
die Sachverständigen die Feststellung nicht treffen 
können oder wollen oder sie verzögern. 

A 20.6 Kosten 
A 20.6.1 Sofern nicht etwas anders vereinbart ist, trägt jede 

Partei die Kosten ihres Sachverständigen. Die Kosten 
des Obmanns tragen beide Parteien je zur Hälfte.  

A 20.6.2 Übersteigt der entschädigungspflichtige Schaden 
25.000 EUR, ersetzt der Versicherer zusätzlich 70 % 
vom Kostenanteil des Versicherungsnehmers. Die 
restlichen 30 % sind vom Versicherungsnehmer zu 
tragen. 

A 20.7 Obliegenheiten 
Durch das Sachverständigenverfahren werden die 
Obliegenheiten des Versicherungsnehmers nicht  
berührt. 

A 21 Wann wird die Entschädigung gezahlt und wie wird 
sie verzinst? 

A 21.1 Fälligkeit der Entschädigung 
A 21.1.1 Die Entschädigung wird fällig, wenn der Versicherer 

den Anspruch dem Grund und der Höhe nach  
abschließend festgestellt hat. 

Der Versicherungsnehmer kann einen Monat nach 
Meldung des Schadens den Betrag als Abschlagszah-
lung beanspruchen, der voraussichtlich mindestens 
zu zahlen ist. 

A 21.1.2 Der über den Zeitwertschaden hinausgehende Teil 
der Entschädigung wird fällig, nachdem der Versi-
cherungsnehmer nachgewiesen hat, dass er die Wie-
derherstellung oder Wiederbeschaffung sicherge-
stellt hat. 

A 21.2 Rückzahlung des Neuwertanteils 
Der Versicherungsnehmer ist zur Rückzahlung der 
nach A 21.1.2 geleisteten Entschädigung verpflich-
tet, wenn die Sache infolge seines Verschuldens 
nicht innerhalb einer angemessenen Frist wieder-
hergestellt oder wiederbeschafft worden ist. Das gilt 
auch für Zinsen, die der Versicherer nach A 21.3.2  
gezahlt hat. 

A 21.3 Verzinsung 
Für die Verzinsung gelten folgende Regelungen,  
soweit nicht aus einem anderen Rechtsgrund eine 
weitergehende Zinspflicht besteht: 

A 21.3.1 Entschädigung 

Sie ist ab der Anzeige des Schadens zu verzinsen. 
Dies gilt nicht, soweit die Entschädigung innerhalb 
eines Monats geleistet wurde. 

A 21.3.2 Über den Zeitwertschaden hinausgehender Teil der 
Entschädigung 

Dieser ist ab dem Zeitpunkt zu verzinsen, in dem der 
Versicherungsnehmer die Sicherstellung für die Wie-
derherstellung oder Wiederbeschaffung nachgewie-
sen hat. 
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A 21.3.3 Zinssatz 

 Der Zinssatz liegt einen Prozentpunkt unter dem  
jeweiligen Basiszinssatz des Bürgerlichen Gesetz-
buchs (§ 247 BGB), mindestens aber bei vier Prozent 
und höchstens bei sechs Prozent Zinsen pro Jahr. 

A 21.3.4  Die Zinsen werden zusammen mit der Entschädigung 
fällig. 

A 21.4 Hemmung 
Bei der Berechnung der Fristen nach A 21.1 sowie 
A 21.3.1 und A 21.3.2 gilt:  

Nicht zu berücksichtigen ist der Zeitraum, für den 
wegen Verschuldens des Versicherungsnehmers die 
Entschädigung nicht ermittelt oder nicht gezahlt 
werden kann. 

A 21.5 Aufschiebung der Zahlung 
Der Versicherer kann die Zahlung aufschieben,  
solange 

A 21.5.1 Zweifel an der Empfangsberechtigung des Versiche-
rungsnehmers bestehen; 

A 21.5.2 ein behördliches oder strafgerichtliches Verfahren 
gegen den Versicherungsnehmer oder seinen Reprä-
sentanten aus Anlass dieses Versicherungsfalls noch 
läuft; 

A 21.5.3 eine gesetzlich vorgesehene Mitwirkung des Real-
gläubigers nicht erfolgte. 

A 22 Welche vertraglich vereinbarten Sicherheitsvor-
schriften (zusätzliche Obliegenheiten) hat der Ver-
sicherungsnehmer vor dem Versicherungsfall zu 
erfüllen? 

A 22.1 Sicherheitsvorschriften 
Als vertraglich vereinbarte, zusätzliche Obliegenhei-
ten gelten folgende Sicherheitsvorschriften: 

A 22.1.1 Versicherte Sachen sind stets in ordnungsgemäßem 
Zustand zu erhalten. Dies gilt insbesondere für was-
serführende Anlagen und Einrichtungen, Dächer und 
außen angebrachte Sachen. 

Mängel oder Schäden an diesen Sachen müssen  
unverzüglich beseitigt werden. 

A 22.1.2 Nicht genutzte Gebäude oder Gebäudeteile müssen 
zu jeder Jahreszeit genügend häufig kontrolliert 
werden. 

Außerdem sind dort alle wasserführenden Anlagen 
und Einrichtungen abzusperren, zu entleeren und 
entleert zu halten. 

A 22.1.3 In der kalten Jahreszeit müssen alle Gebäude und 
Gebäudeteile beheizt werden. Dies ist genügend 
häufig zu kontrollieren. 

Alternativ sind dort alle wasserführenden Anlagen 
und Einrichtungen abzusperren, zu entleeren und 
entleert zu halten. 

A 22.1.4 Zur Vermeidung von Überschwemmungs- bzw. Rück-
stauschäden gilt zusätzlich: 

A 22.1.4.1 Bei rückstaugefährdeten Räumen müssen Rückstau-
sicherungen funktionsbereit gehalten werden.  

A 21.1.4.2 Die Abflussleitungen auf dem Versicherungsgrund-
stück müssen freigehalten werden. 

A 22.2 Folgen einer Obliegenheitsverletzung 
Verletzt der Versicherungsnehmer eine der in A 22.1 
genannten Obliegenheiten, gilt unter den Vorausset-
zungen nach B 3.3.1.2 und B 3.3.3 Folgendes: 

Der Versicherer ist berechtigt zu kündigen. Außer-
dem kann er ganz oder teilweise leistungsfrei sein. 

A 23 Welche besonderen Umstände erhöhen die  
Gefahr? 

A 23.1 Anzeigepflichtige Gefahrerhöhung 
Eine anzeigepflichtige Gefahrerhöhung nach B 3.2 
kann insbesondere in den folgenden Fällen vorlie-
gen: 

A 23.1.1 Es ändert sich ein Umstand, nach dem der Versiche-
rer vor Vertragsschluss gefragt hat. 

A 23.1.2 Das Gebäude oder der überwiegende Teil des Gebäu-
des werden länger als 180 Tagen nicht mehr genutzt 
oder durch Baumaßnahmen am Gebäude unbenutz-
bar. Zu beachten sind die vereinbarten Sicherheits-
vorschriften (zusätzlichen Obliegenheiten) nach 
A 22.1, die der Versicherungsnehmer zu erfüllen hat.  

A 23.1.3 Am Gebäude werden Baumaßnahmen durchgeführt, 
in deren Verlauf das Dach länger als sieben Tage ganz 
oder teilweise entfernt wird. 

A 23.1.4 In dem Gebäude wird ein Gewerbebetrieb aufgenom-
men oder verändert. 

A 23.1.5 Das Gebäude wird nach Vertragsschluss unter Denk-
malschutz gestellt. 

A 23.2 Folgen einer Gefahrerhöhung 
Die Folgen einer Gefahrerhöhung sind in B 3.2.3 bis 
B 3.2.5 geregelt. 

A 24 Welche Besonderheiten gelten bei Kündigungen 
und angemeldeten Realrechten? 
Hat ein Realgläubiger sein Grundpfandrecht ange-
meldet, ist eine Kündigung des Versicherungsver-
hältnisses durch den Versicherungsnehmer für die 
Gefahrengruppe Brand; Blitzschlag; Überspannung 
durch Blitz; Explosion; Verpuffung; Implosion;  
Anprall oder Absturz eines Luftfahrzeugs; Fahrzeug-
anprall; Sengschäden; Rauch- und Rußschäden in 
folgenden Fällen wirksam: 

A 24.1 Der Versicherungsnehmer hat mindestens einen  
Monat vor Ablauf des Versicherungsvertrags nachge-
wiesen, dass zu dem Zeitpunkt, zu dem die Kündi-
gung spätestens zulässig war, das Grundstück nicht 
mehr mit dem Grundpfandrecht belastet war 

oder 

A 24.2 der Versicherungsnehmer hat mindestens einen  
Monat vor Ablauf des Versicherungsvertrags nachge-
wiesen, dass der Realgläubiger der Kündigung zuge-
stimmt hat. 

Dies gilt nicht für eine Kündigung nach Veräußerung 
oder im Versicherungsfall. 

A 25 Was gilt, wenn versicherte Sachen veräußert wer-
den? 

A 25.1 Rechtsverhältnisse nach Eigentumsübergang 
A 25.1.1 Veräußert der Versicherungsnehmer die versicherte 

Sache, tritt der Erwerber an dessen Stelle in den Ver-
sicherungsvertrag ein. Dies geschieht zum Zeitpunkt 
des Eigentumsübergangs. Bei Immobilien erfolgt 
dieser zum Datum des Grundbucheintrags. 

Ab diesem Zeitpunkt übernimmt der Erwerber die 
Rechte und Pflichten des Versicherungsnehmers aus 
dem Versicherungsverhältnis. 

A 25.1.2 Der Veräußerer und der Erwerber haften für den Bei-
trag als Gesamtschuldner. Das gilt für den Beitrag 
der Versicherungsperiode, in welcher der Eigen-
tumsübergang erfolgt. 

A 25.1.3 Der Versicherer muss den Eintritt des Erwerbers in 
den Versicherungsvertrag erst gegen sich gelten las-
sen, wenn er hiervon Kenntnis erlangt. 
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A 25.2 Kündigungsrechte 
A 25.2.1 Der Versicherer ist berechtigt, gegenüber dem  

Erwerber den Versicherungsvertrag zu kündigen. Da-
bei muss er eine Frist von einem Monat einhalten. 

Dieses Kündigungsrecht erlischt, wenn der Versiche-
rer es nicht innerhalb eines Monats ab der Kenntnis 
von der Veräußerung ausübt. 

A 25.2.2 Der Erwerber ist berechtigt, den Versicherungsver-
trag mit sofortiger Wirkung oder mit Wirkung zum 
Ende der laufenden Versicherungsperiode in Text-
form (z. B. E-Mail, Telefax oder Brief) zu kündigen. 
Das Kündigungsrecht erlischt, wenn er es nicht  
innerhalb eines Monats nach dem Erwerb ausübt. 
Fehlt dem Erwerber die Kenntnis, dass eine Versiche-
rung besteht, erlischt das Kündigungsrecht einen 
Monat nachdem er die Kenntnis erlangt hat. 

A 25.2.3 Im Falle der Kündigung nach A 25.2.1 und A 25.2.2 
haftet der Veräußerer allein für die Zahlung des Bei-
trags. 

A 25.3 Anzeigepflichten 
A 25.3.1 Die Veräußerung ist dem Versicherer vom Veräuße-

rer oder Erwerber unverzüglich in Textform (z. B.  
E-Mail, Telefax oder Brief) anzuzeigen. 

A 25.3.2 Ist die Anzeige unterblieben, ist der Versicherer nicht 
verpflichtet im Versicherungsfall zu leisten. 

Dies gilt nur, wenn die folgenden Voraussetzungen 
beide vorliegen: 

Der Versicherungsfall ist später als einen Monat nach 
dem Zeitpunkt eingetreten, zu dem die Anzeige hätte 
zugehen müssen. 

Der Versicherer weist nach, dass er den bestehenden 
Vertrag mit dem Erwerber nicht geschlossen hätte. 

A 25.3.3 Abweichend von A 25.3.2 ist der Versicherer in fol-
genden Fällen verpflichtet zu leisten: 

Ihm war die Veräußerung zu dem Zeitpunkt bekannt, 
zu dem ihm die Anzeige hätte zugehen müssen. 

Zum Zeitpunkt des Versicherungsfalls war die Frist 
für die Kündigung des Versicherers bereits abgelau-
fen, und er hatte nicht gekündigt. 

A 26 Was gilt für wiederherbeigeschaffte Sachen?  
A 26.1 Anzeigepflicht 

Erlangt der Versicherer oder der Versicherungsneh-
mer Kenntnis über den Verbleib abhandengekom-
mener Sachen nach einem mitversicherten Dieb-
stahl, hat er dies dem Vertragspartner unverzüglich 
anzuzeigen. Die Anzeige muss in Textform (z. B.  
E-Mail, Telefax oder Brief) erfolgen. 

A 26.2 Entschädigung 
Hat der Versicherungsnehmer den Besitz einer  
abhandengekommenen Sache wiedererhalten, so 
gilt für die Entschädigung dieser Sache: 

A 26.2.1 Vor Zahlung der abschließenden Entschädigung 

Der Versicherungsnehmer behält den Anspruch auf 
die Entschädigung. Das setzt voraus, dass er dem 
Versicherer die Sache innerhalb von zwei Wochen zur 
Verfügung stellt. Andernfalls ist eine zwischenzeit-
lich geleistete Entschädigung für diese Sache  
zurückzuzahlen. Das gilt auch für eine anteilig geleis-
tete Entschädigung. 

A 26.2.2 Nach Zahlung der abschließenden Entschädigung 

Der Versicherungsnehmer kann innerhalb von zwei 
Wochen nach Empfang einer Aufforderung des Versi-
cherers wählen, die Entschädigung zurückzuzahlen 
und die Sache zu behalten. Andernfalls gelten fol-
gende Regelungen: 

A 26.2.2.1 Bei Entschädigung der Sache in voller Höhe des Ver-
sicherungswerts nach A 14 kann er dem Versicherer 
die Sache zur Verfügung stellen. Dieses Wahlrecht 
muss er innerhalb von zwei Wochen nach Empfang 
der Aufforderung des Versicherers ausüben. Tut der 
Versicherungsnehmer das nicht, geht das Wahlrecht 
auf den Versicherer über. 

A 26.2.2.2 Bei Entschädigung der Sache in bedingungsgemäß 
anteiliger Höhe des Versicherungswerts muss er sie 
im Einvernehmen mit dem Versicherer öffentlich 
meistbietend verkaufen lassen. Der Versicherer er-
hält von dem Erlös abzüglich der Verkaufskosten 
höchstens den Anteil, den er bereits für die Sache 
entschädigt hat.  

A 26.3 Beschädigte Sachen 
Behält der Versicherungsnehmer wiederherbeige-
schaffte Sachen und sind diese beschädigt worden, 
kann er auch die bedingungsgemäße Entschädigung 
in Höhe der Reparaturkosten verlangen oder behal-
ten.  

A 26.4 Mögliche Rückerlangung 
Ist es dem Versicherungsnehmer möglich, den Besitz 
einer abhandengekommenen Sache zurückzuerlan-
gen, ohne dass er davon Gebrauch macht, gilt die  
Sache als zurückerhalten. 

A 26.5 Übertragung der Rechte 
Muss der Versicherungsnehmer dem Versicherer  
zurückerlangte Sachen zur Verfügung stellen, gilt: Er 
hat dem Versicherer den Besitz, das Eigentum und 
alle sonstigen Rechte zu übertragen, die ihm an die-
sen Sachen zustehen. 

A 27 Aktualitätsgarantie 
Werden die dieser Wohngebäudeversicherung  
zugrunde liegenden Versicherungsbedingungen 
ausschließlich zum Vorteil des Versicherungsneh-
mers und ohne Mehrbeitrag für neu abgeschlossene 
Verträge geändert, so gelten die Inhalte der neuen  
Versicherungsbedingungen mit deren Inkrafttreten 
auch für diesen Vertrag. 

Teil B  Allgemeiner Teil 
B 1 Beginn des Versicherungsschutzes, Beitragszah-

lung  
B 1.1 Beginn des Versicherungsschutzes und Wartezeit 

Der Versicherungsschutz beginnt zu dem im Versi-
cherungsschein angegebenen Zeitpunkt. Dies gilt 
vorbehaltlich der Regelungen über die Folgen ver-
späteter Zahlung oder Nichtzahlung des Erst- oder 
Einmalbeitrags.  

B 1.1.1 Wartezeit für die weiteren Naturgefahren  
Für die Weiteren Naturgefahren (Elementargefah-
ren) nach A 5.4 gilt eine Wartezeit. Das bedeutet, 
dass der Versicherungsschutz abweichend von B 1.1 
für diese Gefahren frühestens nach Ablauf von einem 
Monat ab Versicherungsbeginn besteht. Das gilt 
auch für eine möglicherweise zugesagte vorläufige 
Deckung. 

Die Wartezeit für die weiteren Naturgefahren entfällt, 
soweit Versicherungsschutz unmittelbar vor Versi-
cherungsbeginn anderweitig bereits bestanden hat 
und der Versicherungsschutz ohne zeitliche Unter-
brechung durch den vorliegenden Vertrag fortge-
setzt wird. Für Leistungserweiterungen gegenüber 
dem bisherigen Versicherungsschutz bleibt die War-
tezeit jedoch erhalten. 

Die Wartezeit entfällt auch dann, wenn zwischen  
Antragseingang beim Versicherer und dem 
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beantragten Versicherungsbeginn mehr als ein Mo-
nat liegt. 

B 1.1.2 Wartezeit für die Beseitigung von Gebäudeschä-
den von Mietnomaden und Messies  
Soweit der Baustein Erweiterte Leistungen (C 1)  
zusätzlich vereinbart ist, gilt:  

Für die Beseitigung von Gebäudeschäden durch 
Mietnomaden und Messies nach C 1.3.7 gilt eine 
Wartezeit. Das bedeutet, dass der Versicherungs-
schutz abweichend von B 1.1 für diese Position frü-
hestens nach Ablauf von sechs Monaten ab Versiche-
rungsbeginn besteht. Das gilt auch für eine möglich-
erweise zugesagte vorläufige Deckung.  

Die Wartezeit entfällt, wenn zwischen Antragsein-
gang beim Versicherer und dem beantragten Versi-
cherungsbeginn mehr als sechs Monate liegen. 

B 1.2 Beitragszahlung, Versicherungsperiode 

B 1.2.1 Beitragszahlung 
Je nach Vereinbarung werden die Beiträge entweder 
durch laufende Zahlungen monatlich, vierteljährlich, 
halbjährlich, jährlich oder als Einmalbeitrag im  
Voraus gezahlt.  

B 1.2.2 Versicherungsperiode 
Die Versicherungsperiode beträgt ein Jahr. Das gilt 
auch, wenn die vereinbarte Vertragsdauer länger als 
ein Jahr ist. Ist die vereinbarte Vertragsdauer kürzer 
als ein Jahr, so entspricht die Versicherungsperiode 
der Vertragsdauer. 

B 1.3 Fälligkeit des Erst- oder Einmalbeitrags, Folgen 
verspäteter Zahlung oder Nichtzahlung 

B 1.3.1 Fälligkeit des Erst- oder Einmalbeitrags 
Der erste oder einmalige Beitrag ist unverzüglich 
nach dem Zeitpunkt des vereinbarten und im Versi-
cherungsschein angegebenen Versicherungsbe-
ginns zu zahlen. Dies gilt unabhängig von dem  
Bestehen eines Widerrufrechts. 

Liegt der vereinbarte Zeitpunkt des Versicherungs-
beginns vor Vertragsschluss, ist der erste oder ein-
malige Beitrag unverzüglich nach Vertragsschluss zu 
zahlen. 

Zahlt der Versicherungsnehmer nicht unverzüglich 
nach dem in Absatz 1 oder 2 bestimmten Zeitpunkt, 
beginnt der Versicherungsschutz erst, nachdem die 
Zahlung veranlasst ist. 

Weicht der Versicherungsschein vom Antrag des Ver-
sicherungsnehmers oder getroffenen Vereinbarun-
gen ab, ist der erste oder einmalige Beitrag frühes-
tens einen Monat nach Zugang des Versicherungs-
scheins zu zahlen. 

B 1.3.2 Rücktrittsrecht des Versicherers bei Zahlungsver-
zug 
Wird der erste oder einmalige Beitrag nicht rechtzei-
tig nach B 1.3.1 gezahlt, so kann der Versicherer vom 
Vertrag zurücktreten, solange die Zahlung nicht ver-
anlasst ist. 

Der Rücktritt ist ausgeschlossen, wenn der Versiche-
rungsnehmer die Nichtzahlung nicht zu vertreten 
hat. 

B 1.3.3 Leistungsfreiheit des Versicherers 
Wenn der Versicherungsnehmer den ersten oder ein-
maligen Beitrag nicht rechtzeitig nach B 1.3.1 zahlt, 
so ist der Versicherer für einen vor Zahlung des Bei-
trags eingetretenen Versicherungsfall nicht zur Leis-
tung verpflichtet. Voraussetzung ist, dass er den Ver-

sicherungsnehmer durch gesonderte Mitteilung in 
Textform (z. B. E-Mail, Telefax oder Brief) oder durch 
einen auffälligen Hinweis im Versicherungsschein 
auf diese Rechtsfolge der Nichtzahlung des Beitrags 
aufmerksam gemacht hat. 

Die Leistungsfreiheit tritt nur ein, wenn der Versiche-
rungsnehmer die Nichtzahlung zu vertreten hat. 

B 1.4 Folgebeitrag 
B 1.4.1 Fälligkeit 

Ein Folgebeitrag wird entsprechend der vereinbarten 
Zahlungsweise jeweils zu Monats-, Vierteljahres-, 
Halbjahres- oder Jahresbeginn oder zu einem ande-
ren vereinbarten Zeitpunkt fällig. 

Die Zahlung gilt als rechtzeitig, wenn sie zur Fällig-
keit veranlasst wird. 

B 1.4.2 Verzug und Schadensersatz 
Wird ein Folgebeitrag nicht rechtzeitig gezahlt, gerät 
der Versicherungsnehmer ohne Mahnung in Verzug. 
Dies gilt nur, wenn er die verspätete Zahlung zu ver-
treten hat. 

Ist der Versicherungsnehmer mit der Zahlung eines 
Folgebeitrags in Verzug, ist der Versicherer berech-
tigt, Ersatz des ihm durch den Verzug entstandenen 
Schadens zu verlangen. 

B 1.4.3 Mahnung 
Wird ein Folgebeitrag nicht rechtzeitig gezahlt, kann 
der Versicherer den Versicherungsnehmer auf des-
sen Kosten in Textform (z. B. E-Mail, Telefax oder 
Brief) zur Zahlung auffordern und eine Zahlungsfrist 
bestimmen (Mahnung). Die Zahlungsfrist muss min-
destens zwei Wochen ab Zugang der Zahlungsauffor-
derung betragen. 

Die Mahnung ist nur wirksam, wenn der Versicherer 
je Vertrag die rückständigen Beträge des Beitrags 
sowie der Zinsen und Kosten im Einzelnen beziffert 
und auf die Rechtsfolgen (Leistungsfreiheit und Kün-
digungsrecht) hinweist. 

B 1.4.4 Leistungsfreiheit nach Mahnung 
Tritt nach Ablauf der in der Mahnung gesetzten Zah-
lungsfrist ein Versicherungsfall ein und ist der Versi-
cherungsnehmer bei Eintritt des Versicherungsfalles 
mit der Zahlung des Beitrags oder der Zinsen oder 
Kosten in Verzug, so ist der Versicherer von der Ver-
pflichtung zur Leistung frei. 

B 1.4.5 Kündigung nach Mahnung 
Ist der Versicherungsnehmer mit der Zahlung der  
geschuldeten Beträge in Verzug, kann der Versiche-
rer nach Ablauf der in der Mahnung gesetzten Zah-
lungsfrist den Vertrag ohne Einhaltung einer Kündi-
gungsfrist mit sofortiger Wirkung kündigen. 

Die Kündigung kann mit der Bestimmung der Zah-
lungsfrist verbunden werden. Mit Fristablauf wird die 
Kündigung wirksam, wenn der Versicherungsnehmer 
zu diesem Zeitpunkt mit der Zahlung in Verzug ist. 
Hierauf ist der Versicherungsnehmer bei der Kündi-
gung ausdrücklich hinzuweisen. 

B 1.4.6 Zahlung des Beitrags nach Kündigung 
Die Kündigung wird unwirksam, wenn die Zahlung  
innerhalb eines Monats nach der Kündigung veran-
lasst wird. Wenn die Kündigung mit der Zahlungsfrist 
verbunden worden ist, wird sie unwirksam, wenn die 
Zahlung innerhalb eines Monats nach Fristablauf ver-
anlasst wird. 

Die Leistungsfreiheit des Versicherers nach B 1.4.4 
bleibt bis zur Zahlung bestehen. 
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B 1.5 Lastschriftverfahren 
B 1.5.1 Pflichten des Versicherungsnehmers 

Ist zur Einziehung des Beitrags das Lastschriftverfah-
ren vereinbart worden, hat der Versicherungsneh-
mer zum Zeitpunkt der Fälligkeit des Beitrags für 
eine ausreichende Deckung des Kontos zu sorgen. 

Konnte der fällige Beitrag ohne Verschulden des Ver-
sicherungsnehmers vom Versicherer nicht eingezo-
gen werden, ist die Zahlung auch dann noch rechtzei-
tig, wenn sie unverzüglich nach einer in Textform 
(z. B. E-Mail, Telefax oder Brief) abgegebenen Zah-
lungsaufforderung des Versicherers erfolgt. 

B 1.5.2 Fehlgeschlagener Lastschrifteinzug 
Hat es der Versicherungsnehmer zu vertreten, dass 
ein oder mehrere Beiträge, trotz wiederholtem Ein-
ziehungsversuch, nicht eingezogen werden können, 
wird der Versicherer den Versicherungsnehmer in 
Textform (z. B. E-Mail, Telefax oder Brief) darauf hin-
weisen, dass der Versicherungsnehmer verpflichtet 
ist, den ausstehenden Beitrag und zukünftige Bei-
träge selbst zu übermitteln. 

Von Kreditinstituten erhobene Bearbeitungsgebüh-
ren für fehlgeschlagenen Lastschrifteinzug können 
dem Versicherungsnehmer in Rechnung gestellt 
werden. 

B 1.6 Beitrag bei vorzeitiger Vertragsbeendigung 
B 1.6.1 Allgemeiner Grundsatz 

Bei vorzeitiger Beendigung des Vertrags steht dem 
Versicherer nur derjenige Teil des Beitrags zu, der 
dem Zeitraum entspricht, in dem der Versicherungs-
schutz bestanden hat. 

B 1.6.2 Beitrag oder Geschäftsgebühr bei Widerruf, Rück-
tritt, Anfechtung und fehlendem versicherten Inte-
resse 

B 1.6.2.1 Widerruft der Versicherungsnehmer seine Vertrags-
erklärung innerhalb von 14 Tagen, hat der Versiche-
rer nur den auf die Zeit nach Zugang der Widerrufs-
erklärung entfallenden Teil der Beiträge zu erstatten. 
Voraussetzung ist, dass der Versicherer in der Wider-
rufsbelehrung auf das Widerrufsrecht, die Rechtsfol-
gen des Widerrufs und den zu zahlenden Betrag hin-
gewiesen und der Versicherungsnehmer zugestimmt 
hat, dass der Versicherungsschutz vor Ende der  
Widerrufsfrist beginnt. 

Ist die Widerrufsbelehrung nach Satz 2 unterblieben, 
hat der Versicherer zusätzlich den für das erste Ver-
sicherungsjahr gezahlten Beitrag zu erstatten. Dies 
gilt nicht, wenn der Versicherungsnehmer Leistun-
gen aus dem Versicherungsvertrag in Anspruch  
genommen hat. 

B 1.6.2.2 Tritt der Versicherer wegen Verletzung einer vorver-
traglichen Anzeigepflicht vom Versicherungsvertrag 
zurück, so steht ihm der Beitrag bis zum Zugang der 
Rücktrittserklärung zu. 

Wird der Versicherungsvertrag durch Rücktritt des 
Versicherers beendet, weil der einmalige oder der 
erste Beitrag nicht rechtzeitig gezahlt worden ist, so 
steht dem Versicherer eine angemessene Geschäfts-
gebühr zu. 

B 1.6.2.3 Wird der Versicherungsvertrag durch Anfechtung 
des Versicherers wegen arglistiger Täuschung been-
det, so steht dem Versicherer der Beitrag bis zum  
Zugang der Anfechtungserklärung zu. 

B 1.6.2.4 Fällt das versicherte Interesse nach dem Beginn der 
Versicherung vollständig und dauerhaft weg, steht 
dem Versicherer der Beitrag zu, den er hätte bean-
spruchen können, wenn die Versicherung nur bis zu 

dem Zeitpunkt beantragt worden wäre, zu dem der 
Versicherer vom Wegfall des Interesses Kenntnis  
erlangt hat. 

B 1.6.2.5 Der Versicherungsnehmer ist nicht zur Zahlung des 
Beitrags verpflichtet, wenn das versicherte Interesse 
bei Beginn der Versicherung nicht besteht, oder 
wenn das Interesse bei einer Versicherung, die für 
ein künftiges Unternehmen oder für ein anderes 
künftiges Interesse genommen ist, nicht entsteht. 
Der Versicherer kann jedoch eine angemessene  
Geschäftsgebühr verlangen. 

Hat der Versicherungsnehmer ein nicht bestehendes 
Interesse in der Absicht versichert, sich dadurch  
einen rechtswidrigen Vermögensvorteil zu verschaf-
fen, ist der Vertrag nichtig. Dem Versicherer steht in 
diesem Fall der Beitrag bis zu dem Zeitpunkt zu, zu 
dem er von den die Nichtigkeit begründenden  
Umständen Kenntnis erlangt. 

B 1.7  Tarifanpassung  
B 1.7.1  Grundsatz 

Der Tarifbeitrag, auch soweit er für erweiterten Ver-
sicherungsschutz vereinbart ist, kann zu Beginn  
einer jeden Versicherungsperiode nach Maßgabe der 
nachfolgenden Regelungen steigen oder sinken. 

B 1.7.2  Anpassungsklausel 

Der Versicherer ist berechtigt, den Tarifbeitrag für 
bestehende Verträge neu zu kalkulieren. Bei der 
Neukalkulation ist außer der bisherigen Schaden-
entwicklung einer ausreichend großen Anzahl von 
Risiken auch die voraussichtliche künftige Schaden- 
und Kostenentwicklung zu berücksichtigen. Eine 
eventuelle Erhöhung des Gewinnansatzes bleibt  
außer Betracht. 

Die sich aufgrund der Neukalkulation ergebenden 
Beitragsänderungen gelten mit Wirkung ab Beginn 
der nächsten Versicherungsperiode für bestehende 
Verträge, wenn ein unabhängiger Treuhänder die der 
Kalkulation zugrunde liegenden Statistiken gemäß 
den anerkannten Grundsätzen der Versicherungs-
technik überprüft und die Angemessenheit der Neu-
kalkulation bestätigt hat. 

B 1.7.3  Beitragserhöhung 

Bei Erhöhungen des Tarifbeitrages ist der Versiche-
rer berechtigt, für die zu diesem Zeitpunkt bestehen-
den Verträge den Tarifbeitrag mit Wirkung vom  
Beginn der nächsten Versicherungsperiode an  
anzuheben. 

Eine Beitragserhöhung nach Absatz 1 wird nur wirk-
sam, wenn der Versicherer dem Versicherungsneh-
mer die Änderung spätestens einen Monat vor  
Beginn der nächsten Versicherungsperiode mitteilt 
und ihn über sein Recht nach B 1.7.4 belehrt. 

B 1.7.4  Kündigung 

Bewirkt eine Änderung des Tarifs eine Beitragserhö-
hung nach B 1.7.3, ohne dass sich der Umfang des 
Versicherungsschutzes ändert, kann der Versiche-
rungsnehmer den Vertrag innerhalb eines Monats 
nach Zugang der Mitteilung des Versicherers mit  
sofortiger Wirkung, frühestens jedoch zu dem Zeit-
punkt kündigen, an dem die Erhöhung des Beitrags 
wirksam werden sollte. Die Kündigung ist in Text-
form (z. B. E-Mail, Telefax oder Brief) zu erklären.  

Eine Erhöhung der Versicherungssteuer begründet 
kein Kündigungsrecht. 

B 1.7.5  Beitragsabsenkung 

Vermindert sich der Tarifbeitrag, ist der Versicherer 
verpflichtet, den Beitrag vom Beginn der nächsten 
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Versicherungsperiode an auf die Höhe des neuen  
Tarifbeitrages zu senken. 

B 2 Dauer und Ende des Vertrags, Kündigung 
B 2.1 Dauer und Ende des Vertrags 
B 2.1.1 Vertragsdauer 

Der Vertrag ist für den im Versicherungsschein ange-
gebenen Zeitraum abgeschlossen. 

B 2.1.2 Stillschweigende Verlängerung 
Bei einer Vertragsdauer von mindestens einem Jahr 
verlängert sich der Vertrag um jeweils ein Jahr. Er 
verlängert sich nicht, wenn einer der Vertragspar-
teien spätestens drei Monate vor dem Ablauf der  
jeweiligen Vertragslaufzeit eine Kündigung zuge-
gangen ist. 

B 2.1.3 Vertragsdauer von weniger als einem Jahr 
Bei einer Vertragsdauer von weniger als einem Jahr 
endet der Vertrag zum vereinbarten Zeitpunkt, ohne 
dass es einer Kündigung bedarf. 

B 2.1.4 Kündigung bei mehrjährigen Verträgen 
Bei einer Vertragsdauer von mehr als drei Jahren 
kann der Versicherungsnehmer den Vertrag zum Ab-
lauf des dritten Jahres oder jedes darauf folgenden 
Jahres kündigen; die Kündigung muss dem Versiche-
rer spätestens drei Monate vor dem Ablauf des jewei-
ligen Jahres zugegangen sein. 

B 2.1.5 Wegfall des versicherten Interesses 
Fällt ein versichertes Interesse nach dem Beginn der 
Versicherung vollständig und dauerhaft weg, endet 
der Vertrag bezüglich dieses Interesses zu dem Zeit-
punkt, zu dem der Versicherer vom Wegfall des Inte-
resses Kenntnis erlangt. 

B 2.1.6 Tod des Versicherungsnehmers 
Nach dem Tod des Versicherungsnehmers besteht 
der Vertrag für die Erben weiter, sofern das versi-
cherte Gebäude durch die Erben in gleicher Weise 
wie vorher genutzt wird. 

B 2.1.7  Kündigung weiterer Naturgefahren  
Die zusätzliche Vereinbarung der weiteren Naturge-
fahren kann jede der Vertragsparteien unter Einhal-
tung einer Frist von einem Monat kündigen.  

Kündigt der Versicherungsnehmer, kann er bestim-
men, dass die Kündigung erst zum Ende der laufen-
den Versicherungsperiode, wirksam wird.  

Kündigt der Versicherer, so kann der Versicherungs-
nehmer den gesamten Vertrag innerhalb eines  
Monats nach Zugang der Erklärung des Versicherers 
zum gleichen Zeitpunkt kündigen.  

B 2.2 Kündigung nach Versicherungsfall 
B 2.2.1 Kündigungsrecht 

Nach dem Eintritt eines Versicherungsfalles kann 
jede der Vertragsparteien den Versicherungsvertrag 
kündigen. Die Kündigung ist in Textform (z. B. E-Mail, 
Telefax oder Brief) zu erklären. Die Kündigung ist nur 
bis zum Ablauf eines Monats seit dem Abschluss der 
Verhandlungen über die Entschädigung zulässig. 

B 2.2.2 Kündigung durch Versicherungsnehmer 
Kündigt der Versicherungsnehmer, wird seine Kün-
digung mit ihrem Zugang beim Versicherer wirksam. 
Der Versicherungsnehmer kann jedoch bestimmen, 
dass die Kündigung zu einem späteren Zeitpunkt, 
spätestens jedoch zum Ende der laufenden Versiche-
rungsperiode, wirksam wird. 

B 2.2.3 Kündigung durch Versicherer 
Eine Kündigung des Versicherers wird einen Monat 
nach ihrem Zugang beim Versicherungsnehmer wirk-
sam. 

B 3 Anzeigepflicht, Gefahrerhöhung, andere Obliegen-
heiten 

B 3.1 Anzeigepflichten des Versicherungsnehmers oder 
seines Vertreters bis zum Vertragsschluss 

B 3.1.1 Vollständigkeit und Richtigkeit von Angaben über 
gefahrerhebliche Umstände 
Der Versicherungsnehmer hat bis zur Abgabe seiner 
Vertragserklärung dem Versicherer alle ihm bekann-
ten Gefahrumstände anzuzeigen, nach denen der 
Versicherer in Textform (z. B. E-Mail, Telefax oder 
Brief) gefragt hat und die für den Entschluss des Ver-
sicherers erheblich sind, den Vertrag mit dem verein-
barten Inhalt zu schließen. Diese Anzeigepflicht gilt 
auch dann, wenn der Versicherer dem Versiche-
rungsnehmer nach seiner Vertragserklärung, aber 
vor der Vertragsannahme Fragen im Sinn von Satz 1 
in Textform stellt. 

Wird der Vertrag von einem Vertreter des Versiche-
rungsnehmers geschlossen, so sind bei der Anwen-
dung von Absatz 1 und B 3.1.2 sowohl die Kenntnis 
und die Arglist des Vertreters als auch die Kenntnis 
und die Arglist des Versicherungsnehmers zu  
berücksichtigen. 

Der Versicherungsnehmer kann sich darauf, dass die 
Anzeigepflicht nicht vorsätzlich oder grob fahrlässig 
verletzt worden ist, nur berufen, wenn weder dem 
Vertreter noch dem Versicherungsnehmer Vorsatz 
oder grobe Fahrlässigkeit zur Last fällt. 

B 3.1.2 Rechtsfolgen der Verletzung der Anzeigepflicht 
B 3.1.2.1 Rücktritt und Wegfall des Versicherungsschutzes 

Verletzt der Versicherungsnehmer seine Anzeige-
pflicht nach B 3.1.1 Absatz 1, kann der Versicherer 
vom Vertrag zurücktreten. Im Fall des Rücktritts  
besteht auch für die Vergangenheit kein Versiche-
rungsschutz. 

Der Versicherer hat jedoch kein Rücktrittsrecht, 
wenn der Versicherungsnehmer nachweist, dass er 
die unrichtigen oder unvollständigen Angaben we-
der vorsätzlich noch grob fahrlässig gemacht hat. 

Das Rücktrittsrecht des Versicherers wegen grob 
fahrlässiger Verletzung der Anzeigepflicht besteht 
nicht, wenn der Versicherungsnehmer nachweist, 
dass der Versicherer den Vertrag auch bei Kenntnis 
der nicht angezeigten Umstände zu gleichen oder 
anderen Bedingungen geschlossen hätte. 

Tritt der Versicherer nach Eintritt des Versicherungs-
falles zurück, darf er den Versicherungsschutz nicht 
versagen, wenn der Versicherungsnehmer nach-
weist, dass der unvollständig oder unrichtig ange-
zeigte Umstand weder für den Eintritt des Versiche-
rungsfalles noch für die Feststellung oder den  
Umfang der Leistung ursächlich war. Auch in diesem 
Fall besteht aber kein Versicherungsschutz, wenn 
der Versicherungsnehmer die Anzeigepflicht arglis-
tig verletzt hat. 

B 3.1.2.2 Kündigung 

Verletzt der Versicherungsnehmer seine Anzeige-
pflicht nach B 3.1.1 Absatz 1 leicht fahrlässig oder 
schuldlos, kann der Versicherer den Vertrag kündi-
gen. Das Kündigungsrecht ist ausgeschlossen, wenn   
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der Versicherungsnehmer nachweist, dass der Versi-
cherer den Vertrag auch bei Kenntnis der nicht ange-
zeigten Umstände zu gleichen oder anderen Bedin-
gungen geschlossen hätte. 

B 3.1.2.3 Vertragsänderung 

Hat der Versicherungsnehmer seine Anzeigepflicht 
nach B 3.1.1 Absatz 1 nicht vorsätzlich verletzt und 
hätte der Versicherer bei Kenntnis der nicht ange-
zeigten Gefahrumstände den Vertrag auch zu ande-
ren Bedingungen geschlossen, so werden die ande-
ren Bedingungen auf Verlangen des Versicherers 
rückwirkend Vertragsbestandteil. Bei einer vom Ver-
sicherungsnehmer unverschuldeten Pflichtverlet-
zung werden die anderen Bedingungen ab der lau-
fenden Versicherungsperiode Vertragsbestandteil. 

Erhöht sich durch eine Vertragsänderung der Beitrag 
um mehr als 10 Prozent oder schließt der Versicherer 
die Gefahrabsicherung für den nicht angezeigten 
Umstand aus, so kann der Versicherungsnehmer den 
Vertrag innerhalb eines Monats nach Zugang der 
Mitteilung des Versicherers ohne Einhaltung einer 
Frist kündigen. In dieser Mitteilung hat der Versiche-
rer den Versicherungsnehmer auf dessen Kündi-
gungsrecht hinzuweisen. 

B 3.1.3 Frist und Form für die Ausübung der Rechte des 
Versicherers 
Die Rechte zum Rücktritt, zur Kündigung oder zur 
Vertragsänderung muss der Versicherer innerhalb 
eines Monats schriftlich geltend machen. Dabei hat 
er die Umstände anzugeben, auf die er seine Erklä-
rung stützt. Zur Begründung kann er nachträglich 
weitere Umstände innerhalb eines Monats nach  
deren Kenntniserlangung angeben. Die Monatsfrist 
beginnt mit dem Zeitpunkt, zu dem der Versicherer 
von der Verletzung der Anzeigepflicht und der  
Umstände Kenntnis erlangt, die das von ihm jeweils 
geltend gemachte Recht begründen. 

B 3.1.4 Hinweispflicht des Versicherers 
Die Rechte zum Rücktritt, zur Kündigung oder zur 
Vertragsänderung stehen dem Versicherer nur zu, 
wenn er den Versicherungsnehmer durch geson-
derte Mitteilung in Textform (z. B. E-Mail, Telefax 
oder Brief) auf die Folgen der Verletzung der Anzei-
gepflicht hingewiesen hat. 

B 3.1.5 Ausschluss von Rechten des Versicherers 
Der Versicherer kann sich auf seine Rechte zum 
Rücktritt, zur Kündigung oder zur Vertragsänderung 
nicht berufen, wenn er den nicht angezeigten Gefahr-
umstand oder die Unrichtigkeit der Anzeige kannte. 

B 3.1.6 Anfechtung 
Das Recht des Versicherers, den Vertrag wegen arg-
listiger Täuschung anzufechten, bleibt bestehen. 

B 3.1.7 Erlöschen der Rechte des Versicherers 
Die Rechte des Versicherers zum Rücktritt, zur Kün-
digung und zur Vertragsänderung erlöschen mit  
Ablauf von fünf Jahren nach Vertragsschluss. Diese 
Rechte erlöschen nicht für Versicherungsfälle, die 
vor Ablauf dieser Frist eingetreten sind. Die Frist  
beträgt zehn Jahre, wenn der Versicherungsnehmer 
oder sein Vertreter die Anzeigepflicht vorsätzlich 
oder arglistig verletzt hat. 

B 3.2 Gefahrerhöhung 
B 3.2.1 Begriff der Gefahrerhöhung 
B 3.2.1.1 Eine Gefahrerhöhung liegt vor, wenn nach Abgabe 

der Vertragserklärung des Versicherungsnehmers 
die tatsächlich vorhandenen Umstände so verändert 
werden, dass der Eintritt des Versicherungsfalles 

oder eine Vergrößerung des Schadens oder die  
ungerechtfertigte Inanspruchnahme des Versiche-
rers wahrscheinlicher wird. 

B 3.2.1.2 Eine Gefahrerhöhung kann insbesondere – aber 
nicht nur – vorliegen, wenn sich ein gefahrerhebli-
cher Umstand ändert, nach dem der Versicherer vor 
Vertragsschluss gefragt hat. 

B 3.2.1.3 Eine Gefahrerhöhung nach B3.2.1.1 liegt nicht vor, 
wenn sich die Gefahr nur unerheblich erhöht hat oder 
nach den Umständen als mitversichert gelten soll. 

B 3.2.2 Pflichten des Versicherungsnehmers 
B 3.2.2.1 Nach Abgabe seiner Vertragserklärung darf der Ver-

sicherungsnehmer ohne vorherige Zustimmung des 
Versicherers keine Gefahrerhöhung vornehmen oder 
deren Vornahme durch einen Dritten gestatten. 

B 3.2.2.2 Erkennt der Versicherungsnehmer nachträglich, 
dass er ohne vorherige Zustimmung des Versiche-
rers eine Gefahrerhöhung vorgenommen oder  
gestattet hat, so muss er diese dem Versicherer un-
verzüglich anzeigen. 

B 3.2.2.3 Eine Gefahrerhöhung, die nach Abgabe seiner Ver-
tragserklärung unabhängig von seinem Willen ein-
tritt, muss der Versicherungsnehmer dem Versiche-
rer unverzüglich anzeigen, nachdem er von ihr 
Kenntnis erlangt hat. 

B 3.2.3 Kündigung oder Vertragsänderung durch den Ver-
sicherer 

B 3.2.3.1 Kündigungsrecht 

Verletzt der Versicherungsnehmer seine Verpflich-
tung nach B 3.2.2.1, kann der Versicherer den Ver-
trag fristlos kündigen, wenn der Versicherungsneh-
mer seine Verpflichtung vorsätzlich oder grob fahr-
lässig verletzt hat. Das Nichtvorliegen von Vorsatz 
oder grober Fahrlässigkeit hat der Versicherungs-
nehmer zu beweisen. 

Beruht die Verletzung auf einfacher Fahrlässigkeit, 
kann der Versicherer unter Einhaltung einer Frist von 
einem Monat kündigen. 

Wird dem Versicherer eine Gefahrerhöhung in den 
Fällen nach B 3.2.2.2 und B 3.2.2.3 bekannt, kann er 
den Vertrag unter Einhaltung einer Frist von einem 
Monat kündigen. 

B 3.2.3.2 Vertragsänderung 

Statt der Kündigung kann der Versicherer ab dem 
Zeitpunkt der Gefahrerhöhung einen seinen Ge-
schäftsgrundsätzen entsprechenden erhöhten Bei-
trag verlangen oder die Absicherung der erhöhten 
Gefahr ausschließen. 

Erhöht sich der Beitrag als Folge der Gefahrerhöhung 
um mehr als 10 Prozent oder schließt der Versicherer 
die Absicherung der erhöhten Gefahr aus, so kann 
der Versicherungsnehmer den Vertrag innerhalb ei-
nes Monats nach Zugang der Mitteilung des Versi-
cherers ohne Einhaltung einer Frist kündigen. In der 
Mitteilung hat der Versicherer den Versicherungs-
nehmer auf dieses Kündigungsrecht hinzuweisen. 

B 3.2.4 Erlöschen der Rechte des Versicherers 
Die Rechte des Versicherers zur Kündigung oder Ver-
tragsanpassung nach B 3.2.3 erlöschen, wenn diese 
nicht innerhalb eines Monats ab Kenntnis des Versi-
cherers von der Gefahrerhöhung ausgeübt werden 
oder wenn der Zustand wiederhergestellt ist, der vor 
der Gefahrerhöhung bestanden hat. 

B 3.2.5 Leistungsfreiheit wegen Gefahrerhöhung 
B 3.2.5.1 Tritt nach einer Gefahrerhöhung der Versicherungs-

fall ein, so ist der Versicherer nicht zur Leistung ver-  
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pflichtet, wenn der Versicherungsnehmer seine 
Pflichten nach B 3.2.2.1 vorsätzlich verletzt hat. Ver-
letzt der Versicherungsnehmer diese Pflichten grob 
fahrlässig, so ist der Versicherer berechtigt, seine 
Leistung in dem Verhältnis zu kürzen, das der 
Schwere des Verschuldens des Versicherungsneh-
mers entspricht. Das Nichtvorliegen einer groben 
Fahrlässigkeit hat der Versicherungsnehmer zu be-
weisen. 

B 3.2.5.2 Nach einer Gefahrerhöhung nach B 3.2.2.2 und 
B 3.2.2.3 ist der Versicherer für einen Versicherungs-
fall, der später als einen Monat nach dem Zeitpunkt 
eintritt, zu dem die Anzeige dem Versicherer hätte 
zugegangen sein müssen, leistungsfrei, wenn der 
Versicherungsnehmer seine Anzeigepflicht vorsätz-
lich verletzt hat. Hat der Versicherungsnehmer seine 
Pflicht grob fahrlässig verletzt, so gilt B 3.2.5.1 Satz 2 
und 3 entsprechend. Die Leistungspflicht des Versi-
cherers bleibt bestehen, wenn ihm die Gefahrer-hö-
hung zu dem Zeitpunkt, zu dem ihm die Anzeige 
hätte zugegangen sein müssen, bekannt war. 

B 3.2.5.3 Die Leistungspflicht des Versicherers bleibt beste-
hen, 

a) soweit der Versicherungsnehmer nachweist, dass 
die Gefahrerhöhung nicht ursächlich für den Ein-
tritt des Versicherungsfalles oder den Umfang der 
Leistungspflicht war oder 

b) wenn zur Zeit des Eintrittes des Versicherungsfal-
les die Frist für die Kündigung des Versicherers 
abgelaufen und eine Kündigung nicht erfolgt war 
oder 

c) wenn der Versicherer statt der Kündigung ab dem 
Zeitpunkt der Gefahrerhöhung einen seinen  
Geschäftsgrundsätzen entsprechend erhöhten 
Beitrag verlangt. 

B 3.3 Obliegenheiten des Versicherungsnehmers 
B 3.3.1 Obliegenheiten vor Eintritt des Versicherungsfal-

les 
B 3.3.1.1 Vertraglich vereinbarte Obliegenheiten, die der Ver-

sicherungsnehmer vor Eintritt des Versicherungsfal-
les zu erfüllen hat, sind: 

a) die Einhaltung aller gesetzlichen, behördlichen 
sowie vertraglich vereinbarten Sicherheitsvor-
schriften; 

b) die Einhaltung aller sonstigen vertraglich verein-
barten Obliegenheiten. 

B 3.3.1.2 Rechtsfolgen 

Verletzt der Versicherungsnehmer vorsätzlich oder 
grob fahrlässig eine Obliegenheit, die er vor Eintritt 
des Versicherungsfalles gegenüber dem Versicherer 
zu erfüllen hat, so kann der Versicherer innerhalb  
eines Monats, nachdem er von der Verletzung Kennt-
nis erlangt hat, den Vertrag fristlos kündigen. 

Der Versicherer hat kein Kündigungsrecht, wenn der 
Versicherungsnehmer nachweist, dass er die Oblie-
genheit weder vorsätzlich noch grob fahrlässig ver-
letzt hat. 

B 3.3.2 Obliegenheiten bei und nach Eintritt des Versiche-
rungsfalles 
Der Versicherungsnehmer hat bei und nach Eintritt 
des Versicherungsfalles folgende Obliegenheiten zu 
erfüllen: 

B 3.3.2.1 Er hat nach Möglichkeit für die Abwendung und Min-
derung des Schadens zu sorgen. Dabei hat der Versi-
cherungsnehmer Weisungen des Versicherers,  

soweit für ihn zumutbar, zu befolgen sowie Weisun-
gen – ggf. auch mündlich oder telefonisch – einzuho-
len, wenn die Umstände dies gestatten. Erteilen 
mehrere an dem Versicherungsvertrag beteiligte 
Versicherer unterschiedliche Weisungen, hat der 
Versicherungsnehmer nach pflichtgemäßem Ermes-
sen zu handeln. 

B 3.3.2.2 zusätzlich zu B3.3.2.1 gilt: 

Der Versicherungsnehmer hat 

a) dem Versicherer den Schadeneintritt, nachdem er 
von ihm Kenntnis erlangt hat, unverzüglich – ggf. 
auch mündlich oder telefonisch – anzuzeigen; 

b) Schäden durch strafbare Handlungen gegen das 
Eigentum unverzüglich der Polizei anzuzeigen; 

c) dem Versicherer und der Polizei unverzüglich ein 
Verzeichnis der abhanden gekommenen Sachen 
einzureichen; 

d) das Schadenbild so lange unverändert zu lassen, 
bis die Schadenstelle oder die beschädigten Sa-
chen durch den Versicherer freigegeben worden 
sind. Sind Veränderungen unumgänglich, sind 
das Schadenbild nachvollziehbar zu dokumentie-
ren (z. B. durch Fotos) und die beschädigten Sa-
chen bis zu einer Besichtigung durch den Versi-
cherer aufzubewahren; 

e) soweit möglich dem Versicherer unverzüglich 
jede Auskunft in Textform (z. B. E-Mail, Telefax 
oder Brief) zu erteilen, die zur Feststellung des 
Versicherungsfalles oder des Umfanges der Leis-
tungspflicht des Versicherers erforderlich ist  
sowie jede Untersuchung über Ursache und Höhe 
des Schadens und über den Umfang der Entschä-
digungspflicht zu gestatten; 

f) vom Versicherer angeforderte Belege beizubrin-
gen, deren Beschaffung ihm billigerweise zuge-
mutet werden kann. 

g) Steht das Recht auf die vertragliche Leistung des 
Versicherers einem anderen als dem Versiche-
rungsnehmer zu, so hat dieser die Obliegenhei-
ten nach B 3.3.2.1 und B 3.3.2.2 ebenfalls zu erfül-
len – soweit ihm dies nach den tatsächlichen und 
rechtlichen Umständen möglich ist. 

B3.3.3 Leistungsfreiheit bei Obliegenheitsverletzung 
B 3.3.3.1 Verletzt der Versicherungsnehmer eine Obliegenheit 

nach B 3.3.1 oder B 3.3.2 vorsätzlich, so ist der Versi-
cherer von der Verpflichtung zur Leistung frei. Bei 
grob fahrlässiger Verletzung der Obliegenheit ist der 
Versicherer berechtigt, seine Leistung in dem Ver-
hältnis zu kürzen, das der Schwere des Verschuldens 
des Versicherungsnehmers entspricht. 

B 3.3.3.2 Verletzt der Versicherungsnehmer eine nach Eintritt 
des Versicherungsfalles bestehende Auskunfts- oder 
Aufklärungsobliegenheit, ist der Versicherer nur 
dann vollständig oder teilweise leistungsfrei, wenn 
er den Versicherungsnehmer durch gesonderte Mit-
teilung in Textform (z. B. E-Mail, Telefax oder Brief) 
auf diese Rechtsfolge hingewiesen hat. 

B 3.3.3.3 Der Versicherer bleibt zur Leistung verpflichtet, 
wenn der Versicherungsnehmer nachweist, dass er 
die Obliegenheit nicht grob fahrlässig verletzt hat. 
Dies gilt auch, wenn der Versicherungsnehmer nach-
weist, dass die Verletzung der Obliegenheit weder 
für den Eintritt oder die Feststellung des Versiche-
rungsfalles noch für die Feststellung oder den  
Umfang der dem Versicherer obliegenden Leistung 
ursächlich war. Das gilt nicht, wenn der Versiche-
rungsnehmer die Obliegenheit arglistig verletzt hat. 
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B 4 Weitere Regelungen 
B 4.1 Mehrere Versicherer, Mehrfachversicherung 
B 4.1.1 Anzeigepflicht 

Wer bei mehreren Versicherern ein Interesse gegen 
dieselbe Gefahr versichert, ist verpflichtet, dem Ver-
sicherer die andere Versicherung unverzüglich mit-
zuteilen. In der Mitteilung sind der andere Versiche-
rer und die Versicherungssumme anzugeben. 

B 4.1.2 Rechtsfolgen der Verletzung der Anzeigepflicht 

Verletzt der Versicherungsnehmer die Anzeige-
pflicht nach B 4.1.1. vorsätzlich oder grob fahrlässig, 
ist der Versicherer unter den in B 3.3 beschriebenen 
Voraussetzungen zur Kündigung berechtigt oder 
auch ganz oder teilweise leistungsfrei. Leistungsfrei-
heit tritt nicht ein, wenn der Versicherer vor Eintritt 
des Versicherungsfalles Kenntnis von der anderen 
Versicherung erlangt hat. 

B 4.1.3 Haftung und Entschädigung bei Mehrfachversiche-
rung 

a) Ist bei mehreren Versicherern ein Interesse  
gegen dieselbe Gefahr versichert und überstei-
gen die Versicherungssummen zusammen den 
Versicherungswert oder übersteigt aus anderen 
Gründen die Summe der Entschädigungen, die 
von jedem Versicherer ohne Bestehen der ande-
ren Versicherung zu zahlen wären, den Gesamt-
schaden, liegt eine Mehrfachversicherung vor. 

b) Die Versicherer sind in der Weise als Gesamt-
schuldner verpflichtet, dass jeder für den Betrag 
aufzukommen hat, dessen Zahlung ihm nach sei-
nem Vertrage obliegt; der Versicherungsnehmer 
kann aber im Ganzen nicht mehr als den Betrag 
des ihm entstandenen Schadens verlangen. Satz 
1 gilt entsprechend, wenn die Verträge bei dem-
selben Versicherer bestehen. 

Erlangt der Versicherungsnehmer oder der Versi-
cherte aus anderen Versicherungsverträgen Ent-
schädigung für denselben Schaden, so ermäßigt 
sich der Anspruch aus dem vorliegenden Vertrag 
in der Weise, dass die Entschädigung aus allen 
Verträgen insgesamt nicht höher ist, als wenn der 
Gesamtbetrag der Versicherungssummen, aus 
denen die Beiträge errechnet wurde, nur in die-
sem Vertrag in Deckung gegeben worden wäre. 
Bei Vereinbarung von Entschädigungsgrenzen 
ermäßigt sich der Anspruch in der Weise, dass aus 
allen Verträgen insgesamt keine höhere Entschä-
digung zu leisten ist, als wenn der Gesamtbetrag 
der Versicherungssummen in diesem Vertrag in 
Deckung gegeben worden wäre. 

c) Hat der Versicherungsnehmer eine Mehrfachver-
sicherung in der Absicht geschlossen, sich 
dadurch einen rechtswidrigen Vermögensvorteil 
zu verschaffen, ist jeder in dieser Absicht ge-
schlossene Vertrag nichtig. 

Dem Versicherer steht der Beitrag bis zu dem 
Zeitpunkt zu, zu dem er von den die Nichtigkeit 
begründenden Umständen Kenntnis erlangt. 

B 4.1.4 Beseitigung der Mehrfachversicherung 

a) Hat der Versicherungsnehmer den Vertrag, durch 
den die Mehrfachversicherung entstanden ist, 
ohne Kenntnis von dem Entstehen der Mehrfach-
versicherung geschlossen, kann er verlangen, 
dass der später geschlossene Vertrag aufgeho-
ben oder die Versicherungssumme unter verhält-
nismäßiger Minderung des Beitrags auf den Teil-
betrag herabgesetzt wird, der durch die frühere 
Versicherung nicht gedeckt ist. 

Die Aufhebung des Vertrages oder die Herabset-
zung der Versicherungssumme und Anpassung 
des Beitrags werden zu dem Zeitpunkt wirksam, 
zu dem die Erklärung dem Versicherer zugeht. 

b) Die Regelungen nach a) sind auch anzuwenden, 
wenn die Mehrfachversicherung dadurch ent-
standen ist, dass nach Abschluss der mehreren 
Versicherungsverträge der Versicherungswert 
gesunken ist. Sind in diesem Fall die mehreren 
Versicherungsverträge gleichzeitig oder im Ein-
vernehmen der Versicherer geschlossen worden, 
kann der Versicherungsnehmer nur die verhält-
nismäßige Herabsetzung der Versicherungs-
summen und der Beiträge verlangen. 

B 4.2 Erklärungen und Anzeigen, Anschriftenänderung 

B 4.2.1 Form, zuständige Stelle 
Die für den Versicherer bestimmten Erklärungen und 
Anzeigen, die den Versicherungsvertrag betreffen 
und die unmittelbar gegenüber dem Versicherer  
erfolgen, sind in Textform (z. B. E-Mail, Telefax oder 
Brief) abzugeben. Dies gilt nicht, soweit gesetzlich 
Schriftform oder in diesem Vertrag etwas anderes 
bestimmt ist. 

Erklärungen und Anzeigen sollen an die Hauptver-
waltung des Versicherers oder an die im Versiche-
rungsschein oder in dessen Nachträgen als zustän-
dig bezeichnete Stelle gerichtet werden. Die gesetz-
lichen Regelungen über den Zugang von Erklärun-
gen und Anzeigen bleiben bestehen. 

B 4.2.2 Nichtanzeige einer Anschriften- oder Namensän-
derung 
Hat der Versicherungsnehmer eine Änderung seiner 
Anschrift dem Versicherer nicht mitgeteilt, genügt 
für eine Willenserklärung, die dem Versicherungs-
nehmer gegenüber abzugeben ist, die Absendung 
eines eingeschriebenen Briefes an die letzte dem 
Versicherer bekannte Anschrift. Die Erklärung gilt 
drei Tage nach der Absendung des Briefes als zuge-
gangen. Dies gilt entsprechend für den Fall einer 
dem Versicherer nicht angezeigten Namensände-
rung des Versicherungsnehmers. 

B 4.2.3 Nichtanzeige der Verlegung der gewerblichen Nie-
derlassung 
Hat der Versicherungsnehmer die Versicherung  
unter der Anschrift seines Gewerbebetriebs abge-
schlossen, finden bei einer Verlegung der gewerbli-
chen Niederlassung die Bestimmungen nach B 4.2.2 
entsprechend Anwendung. 

B 4.3 Vollmacht des Versicherungsvertreters 
B 4.3.1 Erklärungen des Versicherungsnehmers 

Der Versicherungsvertreter gilt als bevollmächtigt, 
vom Versicherungsnehmer abgegebene Erklärungen 
entgegenzunehmen betreffend 

a) den Abschluss bzw. den Widerruf eines Versiche-
rungsvertrages; 

b) ein bestehendes Versicherungsverhältnis ein-
schließlich dessen Beendigung; 

c) Anzeige- und Informationspflichten vor  
Abschluss des Vertrages und während des Versi-
cherungsverhältnisses. 

B 4.3.2 Erklärungen des Versicherers 
Der Versicherungsvertreter gilt als bevollmächtigt, 
vom Versicherer ausgefertigte Versicherungs-
scheine oder deren Nachträge dem Versicherungs-
nehmer zu übermitteln. 
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B 4.3.3 Zahlungen an den Versicherungsvertreter 
Der Versicherungsvertreter gilt als bevollmächtigt, 
Zahlungen anzunehmen, die der Versicherungsneh-
mer im Zusammenhang mit der Vermittlung oder 
dem Abschluss eines Versicherungsvertrags an ihn 
leistet. Eine Beschränkung dieser Vollmacht muss 
der Versicherungsnehmer nur gegen sich gelten las-
sen, wenn er die Beschränkung bei der Vornahme der 
Zahlung kannte oder in Folge grober Fahrlässigkeit 
nicht kannte. 

B 4.4 Verjährung 
Die Ansprüche aus dem Versicherungsvertrag ver-
jähren in drei Jahren. Die Verjährung beginnt mit 
dem Schluss des Jahres, in dem der Anspruch ent-
standen ist und der Gläubiger von den Anspruch  
begründenden Umständen und der Person des 
Schuldners Kenntnis erlangt. Die grob fahrlässige 
Unkenntnis steht der Kenntnis gleich. 

Ist ein Anspruch aus dem Versicherungsvertrag bei 
dem Versicherer angemeldet worden, zählt bei der 
Fristberechnung der Zeitraum zwischen Anmeldung 
und Zugang der in Textform (z. B. E-Mail, Telefax oder 
Brief) mitgeteilten Entscheidung des Versicherers 
beim Anspruchsteller nicht mit. 

Im Übrigen richtet sich die Verjährung nach den all-
gemeinen Vorschriften des Bürgerlichen Gesetz-
buchs. 

B 4.5 Außergerichtliche Verbraucherschlichtungsstelle, 
Gerichtsstände 

B 4.5.1 Verbraucherschlichtungsstelle  
B 4.5.1.1  Ansprechpartner bei Beschwerden  

Der Versicherer möchte, dass der Versicherungsneh-
mer zufrieden ist. Sollte dies einmal nicht der Fall 
sein, ist bitte direkt Kontakt mit dem Berater oder mit 
dem Versicherer aufzunehmen, damit dieser die  
Angelegenheit klären kann. 

Telefonisch 0351 4235-680 
Fax  0351 4235-555  
E-Mail  beschwerde@sv-sachsen.de  
Internet  www.sv-sachsen.de/beschwerde  
Brief  An der Flutrinne 12, 01139 Dresden 

Darüber hinaus hat der Versicherungsnehmer auch 
folgende Möglichkeiten. 

B 4.5.1.2 Versicherungsombudsmann 

Der Versicherer nimmt am Streitbeilegungsverfah-
ren vor dem Versicherungsombudsmann als allge-
meine Schlichtungsstelle teil. Wenn der Versiche-
rungsnehmer Verbraucher ist, kann er das kosten-
lose, außergerichtliche Streitbeilegungsverfahren in 
Anspruch nehmen und seine Beschwerde an den Ver-
sicherungsombudsmann richten. Es gilt die Verfah-
rensordnung des Versicherungsombudsmanns. Unab-
hängig von einer Entscheidung dieser Streitschlich-
tungsstelle steht dem Versicherungsnehmer weiter-
hin der Weg zum Gericht offen. 

Der Versicherungsombudsmann kann über folgende 
Wege erreicht werden: 

Versicherungsombudsmann e. V.  
Postfach 08 06 32,  
10006 Berlin 
Telefon: 0800 3696000 
E-Mail: beschwerde@versicherungsombudsmann.de 
Internet: www.versicherungsombudsmann.de 

B 4.5.1.3 Europäische Online-Streitbeilegungsplattform 

Sofern der Versicherungsnehmer als Verbraucher 
den Versicherungsvertrag mit dem Versicherer  
online (z. B. über unsere Webseite, mobile Anwen-

dungen oder via E-Mail) abgeschlossen hat, kann er 
für seine Beschwerde auch die von der Europäischen 
Kommission eingerichtete Online-Streitbeilegungs-
plattform nutzen. Die Beschwerde wird von dort an 
den zuständigen Ombudsmann weitergeleitet wer-
den. 

Weitere Informationen über das EU-Portal "Ihr  
Europa" und Zugang zur Online-Streitbeilegungs-
plattform erhält man im Internet unter: 

www.ec.europa.eu/consumers/odr 

Bitte im Beschwerdeformular folgende E-Mailadresse 
des Versicherers angeben: 

beschwerde@sv-sachsen.de 

B 4.5.1.4 Versicherungsaufsicht 

Ist der Versicherungsnehmer mit der Betreuung 
durch den Versicherer nicht zufrieden oder treten 
Meinungsverschiedenheiten bei der Vertragsabwick-
lung auf, kann sich der Versicherungsnehmer auch 
an die für den Versicherer zuständige Aufsicht wen-
den. Als Versicherungsunternehmen unterliegt der 
Versicherer der Aufsicht der Bundesanstalt für  
Finanzdienstleistungsaufsicht. 

Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht 
(BaFin) 
Sektor Versicherungsaufsicht 
Graurheindorfer Straße 108 
53117 Bonn 
Telefon: 0800 2 100 500 
E-Mail: poststelle@bafin.de 
Internet: www.bafin.de 

Es ist zu beachten, dass die BaFin keine Schiedsstelle 
ist und einzelne Streitfälle nicht verbindlich ent-
scheiden kann.  

B 4.5.1.5 Rechtsweg 

Außerdem hat der Versicherungsnehmer die Mög-
lichkeit, den Rechtsweg zu beschreiten.  

B 4.5.2 Gerichtsstände 
B 4.5.2.1 Wenn der Versicherungsnehmer den Versicherer 

verklagt 

Ansprüche aus dem Versicherungsvertrag kann der 
Versicherungsnehmer insbesondere bei folgenden 
Gerichten geltend machen: 

• dem Gericht, das für den Wohnsitz des Versiche-
rungsnehmers örtlich zuständig ist, 

• dem Gericht, das für den Geschäftssitz des Versi-
cherers oder für die den Versicherungsnehmer 
betreuende Niederlassung örtlich zuständig ist. 

B 4.5.2.2 Wenn der Versicherer den Versicherungsnehmer 
verklagt  

Der Versicherer kann Ansprüche aus dem Versiche-
rungsvertrag insbesondere bei folgenden Gerichten 
geltend machen:  

• dem Gericht, das für den Wohnsitz des Versiche-
rungsnehmers örtlich zuständig ist,  

• dem Gericht des Ortes, an dem sich der Sitz oder 
die Niederlassung des Betriebs vom Versiche-
rungsnehmer befindet, wenn der Versicherungs-
nehmer den Versicherungsvertrag auf seinen  
Geschäfts- oder Gewerbebetrieb abgeschlossen 
hat. 

B 4.5.2.3 Der Versicherungsnehmer hat seinen Wohnsitz oder 
Geschäftssitz ins Ausland verlegt 

Für den Fall, dass der Versicherungsnehmer seinen 
Wohnsitz, seinen gewöhnlichen Aufenthalt oder sei-
nen Geschäftssitz außerhalb Deutschlands verlegt 

mailto:beschwerde@versicherungsombudsmann.de
mailto:beschwerde@sv-sachsen.de
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hat oder sein Wohnsitz, Geschäftssitz oder gewöhn-
licher Aufenthalt im Zeitpunkt der Klageerhebung 
nicht bekannt ist, gilt abweichend der Regelungen 
nach B 4.5.2.1 und B 4.5.2.2 das Gericht als verein-
bart, das für den Geschäftssitz des Versicherers  
zuständig ist. 

B 4.6 Anzuwendendes Recht 
Für diesen Vertrag gilt deutsches Recht. 

B 4.7 Embargobestimmung 
Es besteht – unbeschadet der übrigen Vertragsbe-
stimmungen – Versicherungsschutz nur, soweit und 
solange dem keine auf die Vertragsparteien direkt 
anwendbaren Wirtschafts-, Handels- oder Finanz-
sanktionen bzw. Embargos der Europäischen Union 
oder der Bundesrepublik Deutschland entgegenste-
hen. 

Dies gilt auch für Wirtschafts-, Handels- oder Finanz-
sanktionen bzw. Embargos der Vereinigten Staaten 
von Amerika, soweit dem nicht Rechtsvorschriften 
der Europäischen Union oder der Bundesrepublik 
Deutschland entgegenstehen. 

B 4.8 Überversicherung 
Übersteigt die Versicherungssumme den Wert des 
versicherten Interesses erheblich, so kann sowohl 
der Versicherer als auch der Versicherungsnehmer 
verlangen, dass zur Beseitigung der Überversiche-
rung die Versicherungssumme mit sofortiger Wir-
kung herabgesetzt wird. Ab Zugang des Herabset-
zungsverlangens, ist für die Höhe des Beitrags der 
Betrag maßgebend, den der Versicherer berechnet 
haben würde, wenn der Vertrag von vornherein mit 
dem neuen Inhalt geschlossen worden wäre. 

Hat der Versicherungsnehmer die Überversicherung 
in der Absicht geschlossen, sich dadurch einen 
rechtswidrigen Vermögensvorteil zu verschaffen, ist 
der Vertrag nichtig. Dem Versicherer steht der Bei-
trag bis zu dem Zeitpunkt zu, zu dem er von den die 
Nichtigkeit begründenden Umständen Kenntnis  
erlangt.  

B 4.9  Versicherung für fremde Rechnung 
B 4.9.1 Rechte aus dem Vertrag 

Der Versicherungsnehmer kann den Versicherungs-
vertrag im eigenen Namen für das Interesse eines 
Dritten (Versicherten) schließen. Die Ausübung der 
Rechte aus diesem Vertrag steht nur dem Versiche-
rungsnehmer und nicht auch dem Versicherten zu. 
Das gilt auch, wenn der Versicherte den Versiche-
rungsschein besitzt. 

B 4.9.2 Zahlung der Entschädigung 

Der Versicherer kann vor Zahlung der Entschädigung 
an den Versicherungsnehmer den Nachweis verlan-
gen, dass der Versicherte seine Zustimmung dazu  
erteilt hat. Der Versicherte kann die Zahlung der Ent-
schädigung nur mit Zustimmung des Versicherungs-
nehmers verlangen. 

B 4.9.3 Kenntnis und Verhalten 

B 4.9.3.1 Soweit die Kenntnis und das Verhalten des Versiche-
rungsnehmers von rechtlicher Bedeutung sind, sind 
bei der Versicherung für fremde Rechnung auch die 
Kenntnis und das Verhalten des Versicherten zu  
berücksichtigen. 

Soweit der Vertrag Interessen des Versicherungs-
nehmers und des Versicherten umfasst, muss sich 
der Versicherungsnehmer für sein Interesse das Ver-
halten und die Kenntnis des Versicherten nur zurech-
nen lassen, wenn der Versicherte Repräsentant des 
Versicherungsnehmers ist. 

B 4.9.3.2 Auf die Kenntnis des Versicherten kommt es nicht an, 
wenn der Vertrag ohne sein Wissen abgeschlossen 
worden ist oder ihm eine rechtzeitige Benachrichti-
gung des Versicherungsnehmers nicht möglich oder 
nicht zumutbar war. 

B 4.9.3.3 Auf die Kenntnis des Versicherten kommt es dage-
gen an, wenn der Versicherungsnehmer den Vertrag 
ohne Auftrag des Versicherten geschlossen und den 
Versicherer nicht darüber informiert hat. 

B 4.10 Aufwendungsersatz 
B 4.10.1 Aufwendungen zur Abwendung und Minderung des 

Schadens 

B 4.10.1.1 Versichert sind Aufwendungen, auch erfolglose, die 
der Versicherungsnehmer bei Eintritt des Versiche-
rungsfalles den Umständen nach zur Abwendung 
und Minderung des Schadens für geboten halten 
durfte oder die er auf Weisung des Versicherers 
macht. 

B 4.10.1.2 Macht der Versicherungsnehmer Aufwendungen, um 
einen unmittelbar bevorstehenden Versicherungs-
fall abzuwenden oder in seinen Auswirkungen zu 
mindern, geltend, so leistet der Versicherer Aufwen-
dungsersatz nur, wenn diese Aufwendungen bei  
einer nachträglichen objektiven Betrachtung der 
Umstände verhältnismäßig und erfolgreich waren 
oder die Aufwendungen auf Weisung des Versiche-
rers erfolgten. 

B 4.10.1.3 Ist der Versicherer berechtigt, seine Leistung zu kür-
zen, kann er auch den Aufwendungsersatz nach 
B 4.10.1.1 und B 4.10.1.2 entsprechend kürzen; dies 
gilt jedoch nicht, soweit Aufwendungen auf Weisung 
des Versicherers entstanden sind. 

B 4.10.1.4 Der Ersatz dieser Aufwendungen und die sonstige 
Entschädigung betragen zusammen höchstens den 
Versicherungswert je vereinbarter Position; dies gilt 
jedoch nicht, soweit Aufwendungen auf Weisung des 
Versicherers entstanden sind. 

B 4.10.1.5 Der Versicherer hat den für die Aufwendungen  
gemäß B 4.10.1.1 erforderlichen Betrag auf Verlan-
gen des Versicherungsnehmers vorzuschießen. 

B 4.10.1.6 Nicht versichert sind Aufwendungen für Leistungen 
der Feuerwehr oder anderer Institutionen, wenn 
diese Leistungen im öffentlichen Interesse kosten-
frei zu erbringen sind. 

B 4.10.2 Kosten der Ermittlung und Feststellung des Scha-
dens 

B 4.10.2.1 Der Versicherer ersetzt bis zur vereinbarten Höhe die 
Kosten für die Ermittlung und Feststellung eines von 
ihm zu ersetzenden Schadens, sofern diese den  
Umständen nach geboten waren. 

Zieht der Versicherungsnehmer einen Sachverstän-
digen oder Beistand hinzu, so werden diese Kosten 
nur ersetzt, soweit er zur Zuziehung vertraglich ver-
pflichtet ist oder vom Versicherer aufgefordert 
wurde. 

B 4.10.2.2  Ist der Versicherer berechtigt, seine Leistung zu kür-
zen, kann er auch den Kostenersatz nach B 4.10.2.1 
entsprechend kürzen. 

B 4.11 Übergang von Ersatzansprüchen 
B 4.11.1 Übergang von Ersatzansprüchen 

Steht dem Versicherungsnehmer ein Ersatzanspruch 
gegen einen Dritten zu, geht dieser Anspruch auf den 
Versicherer über, soweit der Versicherer den Scha-
den ersetzt. 

Der Übergang kann nicht zum Nachteil des Versiche-
rungsnehmers geltend gemacht werden. 
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Richtet sich der Ersatzanspruch des Versicherungs-
nehmers gegen eine Person, mit der er bei Eintritt 
des Schadens in häuslicher Gemeinschaft lebt, kann 
der Übergang nicht geltend gemacht werden, es sei 
denn, diese Person hat den Schaden vorsätzlich ver-
ursacht. 

B 4.11.2 Obliegenheiten zur Sicherung von Ersatzansprüchen 

Der Versicherungsnehmer hat seinen Ersatzan-
spruch oder ein zur Sicherung dieses Anspruchs die-
nendes Recht unter Beachtung der geltenden Form- 
und Fristvorschriften zu wahren, und nach Übergang 
des Ersatzanspruchs auf den Versicherer bei dessen 
Durchsetzung durch den Versicherer soweit erfor-
derlich mitzuwirken. 

Verletzt der Versicherungsnehmer diese Obliegen-
heit vorsätzlich, ist der Versicherer zur Leistung  
insoweit nicht verpflichtet, als er infolgedessen kei-
nen Ersatz von dem Dritten erlangen kann. Im Fall  
einer grob fahrlässigen Verletzung der Obliegenheit 
ist der Versicherer berechtigt, seine Leistung in  
einem der Schwere des Verschuldens des Versiche-
rungsnehmers entsprechenden Verhältnis zu kür-
zen; die Beweislast für das Nichtvorliegen einer gro-
ben Fahrlässigkeit trägt der Versicherungsnehmer. 

B 4.12 Keine Leistungspflicht aus besonderen Gründen 
B 4.12.1 Vorsätzliche oder grob fahrlässige Herbeiführung 

des Versicherungsfalles 
B 4.12.1.1 Führt der Versicherungsnehmer den Versicherungs-

fall vorsätzlich herbei, so ist der Versicherer von der 
Entschädigungspflicht frei. 

Ist die Herbeiführung des Schadens durch rechts-
kräftiges Strafurteil wegen Vorsatzes in der Person 
des Versicherungsnehmers festgestellt, so gilt die 
vorsätzliche Herbeiführung des Schadens als bewie-
sen. 

B 4.12.1.2  Führt der Versicherungsnehmer den Schaden grob 
fahrlässig herbei, verzichtet der Versicherer darauf, 
seine Leistung in einem der Schwere des Verschul-
dens des Versicherungsnehmers entsprechenden 
Verhältnis zu kürzen. 

B 4.12.1.3  Dieser Verzicht gilt nicht, wenn der Versicherungs-
nehmer gesetzliche oder vertraglich vereinbarte  
Obliegenheiten nach B 3.3 (Obliegenheiten des Ver-
sicherungsnehmers) sowie nach A 22 (vertraglich 
vereinbarte Sicherheitsvorschriften) und A 23 (an-
zeige-pflichtige Gefahrerhöhung) grob fahrlässig 
verletzt hat.  

B 4.12.2 Arglistige Täuschung nach Eintritt des Versiche-
rungsfalles 
Der Versicherer ist von der Entschädigungspflicht 
frei, wenn der Versicherungsnehmer den Versicherer 
arglistig über Tatsachen, die für den Grund oder die 
Höhe der Entschädigung von Bedeutung sind, 
täuscht oder zu täuschen versucht. 

Ist die Täuschung oder der Täuschungsversuch 
durch rechtskräftiges Strafurteil gegen den Versiche-
rungsnehmer wegen Betruges oder Betrugsversu-
ches festgestellt, so gelten die Voraussetzungen des 
Satzes 1 als bewiesen. 

B 4.13 Repräsentanten 
Der Versicherungsnehmer muss sich die Kenntnis 
und das Verhalten seiner Repräsentanten zurechnen 
lassen. 

B 4.14  Bedingungsänderungen  
B 4.14.1  Änderungsrecht 

Der Versicherer ist berechtigt, einzelne Regelungen 
dieser Bedingungen mit Wirkung für bestehende 
Verträge zu ändern oder zu ergänzen, wenn 

•  ein Gesetz oder eine Rechtsverordnung geändert 
wird, auf denen einzelne Bedingungen des Ver-
trages beruhen, 

•  sich die höchstrichterliche Rechtsprechung  
ändert und dies unmittelbare Auswirkungen auf 
den Versicherungsvertrag hat, 

•  ein Gericht einzelne Bedingungen rechtskräftig 
für unwirksam erklärt und die gesetzlichen Vor-
schriften keine Regelungen enthalten, die an  
deren Stelle tritt, oder 

•  die Kartellbehörde oder die Versicherungsauf-
sichtsbehörde einzelne Bedingungen durch  
bestandskräftigen Verwaltungsakt als mit dem 
geltenden Recht nicht vereinbar erklärt und die 
gesetzlichen Vorschriften keine Regelung enthal-
ten, die an deren Stelle tritt. 

Dies gilt nur, soweit die einzelnen geänderten Bedin-
gungen unmittelbar davon betroffen sind. 

Diese Berechtigung zur Änderung oder Ergänzung 
hat der Versicherer in den Fällen der o. g. gerichtli-
chen oder behördlichen Entscheidung auch dann, 
wenn es sich um inhaltsgleiche Bedingungen eines 
anderen Versicherers handelt. 

Der Versicherer darf Bedingungen nur ändern oder 
ergänzen, wenn die Schließung einer durch die  
genannten Änderungsanlässe entstandenen Ver-
tragslücke zur Durchführung des Vertrags erforder-
lich ist oder das bei Vertragsschluss vereinbarte Ver-
hältnis zwischen Leistung und Gegenleistung nicht 
in unbedeutendem Maße gestört ist. 

B 4.14.2  Wirksamkeitsvoraussetzungen 

Die gemäß B 4.14.1 zulässigen Änderungen teilt der 
Versicherer dem Versicherungsnehmer schriftlich 
mit und erläutert sie. Sie finden Anwendung, wenn 
die Änderungen spätestens sechs Wochen vor dem 
Zeitpunkt des Wirksamwerdens mitgeteilt und der 
Versicherungsnehmer schriftlich über sein Kündi-
gungsrecht nach B 4.14.3 belehrt wurde. 

B 4.14.3  Kündigungsrecht 

Macht der Versicherer von dem Recht zur Bedin-
gungsänderung gemäß B 4.14.1 Gebrauch, kann der 
Versicherungsnehmer den Vertrag innerhalb von 
sechs Wochen nach Zugang der Mitteilung kündigen. 
Die Kündigung ist sofort wirksam, frühestens jedoch 
zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens der Bedin-
gungsänderung. 

Teil C  Leistungsbausteine der Wohngebäudeversiche-
rung (soweit zusätzlich vereinbart)  
Nachfolgende Leistungsbausteine können zusätzlich 
vereinbart werden und erweitern den Versicherungs-
umfang der Wohngebäudeversicherung. Welche 
Leistungsbausteine im Einzelnen vereinbart sind, ist 
im Versicherungsschein benannt. 

Es gelten die Allgemeine Bedingungen für die Wohn-
gebäudeversicherung (ABWG), sofern nach den fol-
genden Bestimmungen nicht etwas anderes verein-
bart ist.  
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Wird die Wohngebäudeversicherung vom Versiche-
rungsnehmer oder Versicherer gekündigt, erlischt 
auch der mit der Wohngebäudeversicherung verbun-
dene Leistungsbaustein automatisch zum gleichen 
Zeitpunkt, ohne dass es einer gesonderten Kündi-
gung bedarf.  

Die Regelungen zur Kündigung nach B 2 gelten für 
den einzelnen Leistungsbaustein entsprechend. 
Kündigt der Versicherer, so kann der Versicherungs-
nehmer den gesamten Vertrag innerhalb eines  
Monats nach Zugang der Erklärung des Versicherers 
zum gleichen Zeitpunkt kündigen.  

C 1 Erweiterte Leistungen  
C 1.1 Versicherte Gefahren und Schäden 
C 1.1.1  Blindgänger 

In Erweiterung von A 3.4 (Explosion) und abweichend 
zu A 2.1 (Ausschluss Krieg) sind Explosionsschäden 
durch Kampfmittel aus dem ersten oder zweiten 
Weltkrieg (Blindgänger) mitversichert.  

C 1.1.2 Fahrzeuganprall 
Die Entschädigungsgrenze nach A 3.7 entfällt. 

In Erweiterung von A 3.7 ist auch der Fahrzeuganprall 
an Straßen oder Wegen versichert. Voraussetzung 
ist, dass diese zu den versicherten Sachen nach A 8.5 
gehören und der Versicherungsnehmer die Gefahr 
dafür trägt.   

Nicht versichert sind Schäden, die durch Straßen- 
oder Wasserfahrzeuge entstehen, deren Halter oder 
Lenker der Versicherungsnehmer oder ein Bewohner 
des Gebäudes ist.  

C 1.1.3  Sengschäden 
 Die Entschädigungsgrenze nach A 3.8 entfällt. 

C 1.1.4  Rauch- und Rußschäden 
Die Entschädigungsgrenze nach A 3.9 entfällt. 

C 1.1.5 Erweiterte Feuer-Rohbauversicherung (soweit 
vereinbart) 

C 1.1.5.1 In Erweiterung von A 3.10 ist das noch nicht bezugs-
fertige Gebäude gegen Sturm- und Hagelschäden 
nach A 5.1 bis A 5.3 versichert.  

Voraussetzungen sind,  

• dass der Baukörper komplett mit Fenstern,  
Außentüren und einem Dach verschlossen ist und 

• dass für die anschließende Wohngebäudeversi-
cherung die Gefahr Sturm/Hagel vereinbart ist. 

Das gilt unter denselben Voraussetzungen auch für 
mitversicherte Garagen.  

Es gelten die Ausschlüsse nach A 5.5.1 bis A 5.5.5. 

C 1.1.5.2 Versicherungsschutz besteht im Rahmen der Erwei-
terten Feuer-Rohbauversicherung darüber hinaus 
auch für Leitungswasserschäden nach A 4, ausge-
nommen sind frostbedingte Bruchschäden.  

Voraussetzung ist, dass für die anschließende Wohn-
gebäudeversicherung die Gefahr Leitungswasser 
vereinbart ist. 

Es gelten die Ausschlüsse nach A 4.8.1. bis A 4.8.9. 

C 1.1.5.3 Auf die Obliegenheiten nach A 22.1.1 bis A 22.1.3  
sowie nach B 3.3.1.1 wird ausdrücklich hingewiesen.  

C 1.1.6 Diebstahl von Gebäudebestandteilen  
C 1.1.6.1 In Erweiterung von A 3 ist der Diebstahl von fest mit 

dem versicherten Gebäude verbundenen Gebäude-
bestandteilen versichert. 

 Voraussetzung ist, dass der Versicherungsnehmer 
die Gefahr für diese Gebäudebestandteile trägt (kein 
Eigentum z. B. des Mieters).  

C 1.1.6.2 Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, den Scha-
den unverzüglich dem Versicherer und der Polizei 
anzuzeigen.  

Verletzt der Versicherungsnehmer diese Obliegen-
heit, kann der Versicherer unter den in B 3.3.3  
beschriebenen Voraussetzungen ganz oder teilweise 
leistungsfrei sein.  

C 1.1.6.3 Für wiederherbeigeschaffte Sachen nach einem 
Diebstahl gilt A 26. 

C 1.1.7 Waschmaschinen- und Spülmaschinenschläuche 
In Erweiterung von A 4.3.1 sind frostbedingte und 
sonstige Bruchschäden an Waschmaschinen- und 
Spülmaschinenschläuchen mitversichert.  

C 1.1.8 Armaturen 
Die Entschädigungsgrenze nach A 4.3.3 entfällt.  

C 1.1.9 Regenwassernutzungsanlagen 
C 1.1.9.1 In Erweiterung von A 4.2 (Leitungswasserschäden) 

sind auch Schäden versichert, die durch Wasser ent-
stehen, welches aus Zu- und Ableitungsrohren, Spei-
chertanks (Zisternen) sowie Filteranlagen von  
Regenwassernutzungsanlagen bestimmungswidrig 
ausgetreten ist.  

C 1.1.9.2 In Erweiterung von A 4.3.1 sind frostbedingte und 
sonstige Bruchschäden an Rohren von Regenwas-
sernutzungsanlagen innerhalb von Gebäuden mit-
versichert.  

C 1.1.9.3 In Erweiterung von A 4.4 sind frostbedingte und 
sonstige Bruchschäden an Regenwassernutzungs-
anlagen außerhalb von Gebäuden mitversichert.  

Dies gilt, soweit der Versicherungsnehmer die Ge-
fahr für diese Rohre trägt, sie der Versorgung versi-
cherter Gebäude oder Anlagen dienen und sich auf 
dem Versicherungsgrundstück befinden. 

C 1.1.10 Rohre unterhalb der Bodenplatte  
 In Erweiterung von A 4.3.4 gelten Rohre, die unter-

halb der Bodenplatte verlaufen, sich aber zwischen 
den Fundamenten befinden, als Rohre innerhalb ver-
sicherter Gebäude.  

C 1.1.11 Weitere Zuleitungsrohre außerhalb von Gebäuden 
Die Entschädigungsgrenze nach A 4.6 entfällt.  

C 1.1.12 Ableitungsrohre außerhalb von Gebäuden  
In Erweiterung von A 4.7.1 sind zusätzlich Schäden 
an den Rohrleitungen durch Muffenversatz und Wur-
zeleinwuchs versichert. 

Die Entschädigung für Ableitungsrohre ist abwei-
chend zu A 4.7.5 insgesamt auf 30.000 EUR je Versi-
cherungsfall begrenzt. Dieser Betrag stellt gleichzei-
tig die Jahreshöchstentschädigung dar. 

C 1.2 Weitere versicherte Sachen  

C 1.2.1 Gewächshäuser 
In Erweiterung von A 8.1.3 sind Gewächshäuser auf 
dem Versicherungsgrundstück – auch ohne konkrete 
Nennung im Versicherungsschein – mitversichert. 
Voraussetzung ist, dass die Gewächshäuser fest mit 
dem Erdboden des Versicherungsgrundstücks ver-
bunden sind. 

Die Entschädigung ist auf 2.500 EUR je Versiche-
rungsfall begrenzt.  

C 1.2.2 Weitere Grundstücksbestandteile 
Die Entschädigungsgrenze nach A 8.5.1 entfällt.  
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C 1.3 Versicherte Kosten  
C 1.3.1 Kosten für Wasser-, Gas- und Heizölverlust  

Die Entschädigungsgrenze nach A 12.2.3 entfällt.  

In Erweiterung von A 12.2.3 sind zusätzlich Kosten 
versichert, die dadurch entstehen, dass Heizöl  
wegen eines Versicherungsfalls bestimmungswidrig 
ausgetreten ist.  

C 1.3.2 Hotelkosten  
In Erweiterung von A 12.2.4 werden Hotelkosten 
längstens für die Dauer von 24 Monaten ersetzt. Die 
Entschädigung ist pro Tag auf 300 EUR begrenzt. 

C 1.3.3 Rückreisekosten aus dem Urlaub 
In Erweiterung von A 12.2.5 ist die Entschädigung auf 
5.000 EUR je Versicherungsfall begrenzt.  

C 1.3.4 Kosten für Verkehrssicherungsmaßnahmen 
Die Entschädigungsgrenze nach A 12.2.7 entfällt.  

C 1.3.5 Sachverständigenkosten  
In Erweiterung von A 20.6.2 ersetzt der Versicherer 
90 % vom Kostenanteil des Versicherungsnehmers, 
wenn die Schadenhöhe 25.000 EUR übersteigt. Die 
restlichen 10 % sind vom Versicherungsnehmer zu 
tragen.  

C 1.3.6 Kosten für die Beseitigung von Graffiti-Schäden 
In Erweiterung von A 12.2.9 ist die Entschädigung 
auf 10.000 EUR je Versicherungsfall begrenzt. Die 
Jahreshöchstentschädigung entfällt.  

C 1.3.7 Kosten für die Beseitigung von Gebäudebeschädi-
gungen durch Dritte 

C 1.3.7.1 In Erweiterung von A 12.2.10 beträgt die Entschädi-
gungsgrenze 50.000 EUR (ausgenommen Schäden 
nach C 1.3.7.2). Dieser Betrag stellt gleichzeitig die 
Jahreshöchstentschädigung dar. 

C 1.3.7.2 In Erweiterung von A 12.2.10 gehören dazu auch 
Kosten für die Beseitigung von Gebäudebeschädi-
gungen von Mietnomaden (Einmietbetrüger) und 
Messies (unter Vermüllungssyndrom Leidende), um 
den Zustand versicherter Gebäude vor Eintritt des 
Versicherungsfalles wiederherzustellen. 

Entschädigt werden auch die unmittelbar aus Ver-
müllung entstandenen Renovierungs-, Entsorgungs- 
und Schädlingsbekämpfungskosten.  

Voraussetzung ist, dass der Mieter ausgezogen ist 
und die Schäden behoben werden können.  

Es gilt eine Wartezeit von sechs Monaten ab Versi-
cherungsbeginn, frühestens jedoch ab Eingang des 
Antrages beim Versicherer (siehe B 1.1.2).  

Die Entschädigung für Gebäudebeschädigungen 
durch Mietnomaden und Messies ist abweichend zu  
C 1.3.7.1 auf 5.000 EUR je Versicherungsfall  
begrenzt. Innerhalb eines Mietverhältnisses können 
Leistungen nach C 1.3.7.2 nur einmal beantragt wer-
den.  

C 1.3.8 Kosten für die Beseitigung von Gebäudebeschädi-
gungen durch wildlebende Tiere 
In Erweiterung von A 12.2.11 ersetzt der Versicherer 
Kosten für die Beseitigung von Schäden an versi-
cherten Gebäude, die unmittelbar durch wildlebende 
Säugetiere oder Vögel verursacht wurden. Dazu  
gehören z. B. Nagetiere, Waschbären, Wildschweine, 
Marder oder Rehe.  

Ausgeschlossen sind Schäden durch Haustiere,  
Amphibien, Reptilien, Fischen, Gliederfüßer (z. B.  
Insekten und Spinnen) sowie Schäden durch Tieraus-
scheidungen sowie Pilze und Schwämme.  

Nicht versichert sind Kosten für das Vertreiben und 
dauerhafte Fernhalten von Tieren.  

Die Entschädigungsgrenze nach A 12.2.11 entfällt.  

C 1.3.9 Kosten für die Beseitigung von Gebäudebeschädi-
gungen nach Fehlalarm durch Rauch- oder Gas-
warnmelder 
Ergänzend zu A 12.1 ersetzt der Versicherer Kosten 
die durch das gewaltsame Öffnen von Türen, Schlös-
sern oder Fenstern zur Klärung der Gefahrenlage 
durch die Feuerwehr oder Polizei entstehen, wenn 
ein im versicherten Gebäude installierter Rauch-, 
Feuer- oder Gaswarnmelder auf Grund eines Defek-
tes oder einer Fehlfunktion einen Fehlalarm auslöst, 
der einen Einsatz dieser Institutionen nach sich 
zieht.  

Voraussetzung ist, dass keine Entschädigung aus  
einem anderen Versicherungsvertrag beansprucht 
werden kann.  

Der Versicherungsnehmer hat folgende besondere 
Obliegenheit zu erfüllen: Die Gefahrenmelder müs-
sen nach den anerkannten Regeln der Technik einge-
baut und betriebsbereit gehalten werden. 

Die Entschädigung ist auf 10.000 EUR je Versiche-
rungsfall begrenzt.  

C 1.3.10  Feuerlöschkosten  
Ergänzend zu A 12.1 und B 4.10.1.6 ersetzt der Ver-
sicherer Feuerlöschkosten der Feuerwehr oder ande-
rer Institutionen an versicherten Gebäuden, wenn 
die öffentliche Hand den Aufwandsersatz rechtmäßig 
vom Versicherungsnehmer einfordern kann.  

C 1.3.11 Aufräumungs- und Wiederaufforstungskosten für 
umgestürzte Bäume, Hecken und Sträucher 
Die Entschädigungsgrenze nach A 12.2.12 entfällt. 

C 1.3.12  Datenrettungskosten 
 In Erweiterung von A 12.2.13 ist die Entschädigung 

auf 5.000 EUR je Versicherungsfall begrenzt. 

C 1.3.13 Mehrkosten für behördlich nicht vorgeschriebene 
energetische Modernisierung  

 In Erweiterung von A 14.1.3.2 ist die Entschädigung 
auf 10.000 EUR je Versicherungsfall begrenzt. 

C 1.3.14 Mehrkosten für eine Energieberatung 
 In Erweiterung von A 12.2.14.3 ist die Entschädigung 

auf 5.000 EUR je Versicherungsfall begrenzt. Sie 
kann nur einmal pro Versicherungsperiode genutzt 
werden. 

C 1.3.15 Mehrkosten für alters- und behindertengerechten 
Wiederaufbau  

C 1.3.15.1 Sofern die Schadenhöhe voraussichtlich einen  
Betrag von 25.000 EUR übersteigt, gilt in Erweite-
rung von A 12: 

Der Versicherer ersetzt Mehrkosten, die dadurch ent-
stehen, dass das durch einen Versicherungsfall zer-
störte oder beschädigte versicherte Gebäude bzw. 
zerstörte oder beschädigte Gebäudeteile alters- und 
behindertengerecht wieder aufgebaut werden.  

C 1.3.15.2 Voraussetzung hierfür ist, dass das versicherte  
Gebäude vom Versicherungsnehmer selbst bewohnt 
wird.  

C 1.3.15.3 Ein alters- bzw. behindertengerechter Wiederaufbau 
im Sinn von C 1.3.15.1 liegt z. B. vor bei 

• einem schwellenlosen rollstuhl- bzw. rollatorge-
rechten Umbau,  

• der Installation von Handläufen im Treppenhaus 
und/oder eines Treppenliftes, 
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• einem die Selbstständigkeit unterstützenden 
Umbau des Badezimmers und/oder der Küche 
oder  

• der Erweiterung/Verbreiterung von Türen. 

C 1.3.15.4 Die Entschädigung ist auf 20.000 EUR je Versiche-
rungsfall begrenzt. 

C 1.3.16 Ersatz von Kreditkosten statt Hotelkosten  
C 1.3.16.1 Handelt es sich bei dem versicherten Gebäude um 

ein vom Versicherungsnehmer selbst bewohntes 
Ein- oder Zweifamilienhaus, so ersetzt der Versiche-
rer dem Versicherungsnehmer die nachweislich  
gezahlte, monatlich fortlaufende Kreditrate (Zins 
und Tilgung) für die Hypotheken oder Grundschul-
den des versicherten Gebäudes, wenn 

• das Darlehen der Finanzierung des versicherten 
Ein- oder Zweifamilienhauses dient und grund-
buchamtlich abgesichert ist 

und  

• das Gebäude durch einen im Rahmen dieses Ver-
trages ersatzpflichtigen Versicherungsfall unbe-
wohnbar geworden ist und eine Beschränkung 
auf einen etwa bewohnbar gebliebenen Teil nicht 
zugemutet werden kann. 

C 1.3.16.2 Der Anspruch entsteht mit der durch den Versiche-
rungsfall verursachten Unbewohnbarkeit und endet 
mit der Wiederherstellung der vollständigen  
Bewohnbarkeit, spätestens aber nach 18 Monaten.  

C 1.3.16.3 Erfolgt keine Wiederherstellung oder wird die Wie-
derherstellung der vollständigen Bewohnbarkeit 
vom Versicherungsnehmer verzögert, so leistet der 
Versicherer nur für den Zeitraum, der für eine nor-
male und störungsfreie Wiederherstellung anzuset-
zen ist.  

Gleiches gilt für den Fall, dass das versicherte  
Gebäude nach dem Versicherungsfall veräußert wird 
und die grundbuchamtliche Eintragung des Eigen-
tumsübergangs erst nach dem fiktiv berechneten 
Wiederherstellungszeitraum erfolgt.  

Im Übrigen endet die Leistungspflicht bei Veräuße-
rung mit dem Tag der Eintragung im Grundbuch. 

C 1.3.16.4 Die Höhe der laufenden Kreditrate (Zins und Tilgung) 
muss durch eine entsprechende Bescheinigung der 
jeweiligen Kreditgeber nachgewiesen werden.  

C 1.3.16.5 Die Entschädigung ist auf 25.000 EUR je Versiche-
rungsfall begrenzt. 

C 1.3.16.6 Bei Ersatz von Kreditkosten nach C 1.3.16 besteht 
kein Anspruch auf den Ersatz von Hotelkosten nach 
C 1.3.2 und A 12.2.4.  

C 1.3.17 Kosten für provisorische Maßnahmen  
 Die Entschädigungsgrenze nach A 12.2.15 entfällt. 

C 1.3.18 Kosten für die Beseitigung von Verstopfungen 
 In Erweiterung von A 12.2.16 ist die Entschädigung 

auf 5.000 EUR je Versicherungsfall begrenzt. Die 
Jahreshöchstentschädigung beträgt 10.000 EUR.  

C 1.3.19 Erhöhung der Entschädigungsgrenze für Kosten  
 In Erweiterung von A 12.1.17 ist der Ersatz versicher-

ter Kosten nach A 12.1.1 bis A 12.1.16 sowie C 1.3.1 
bis C 1.3.18 insgesamt je Versicherungsfall auf den 
Versicherungswert unmittelbar vor Eintritt des Versi-
cherungsfalles nach A 14 - maximal 1.000.000 EUR, 
begrenzt. 

C 1.4 Erweiterte Regelung zu Mietausfall, Mietwert 
 In Erweiterung von A 13.2.1 gilt:  

C1.4.1 Mietausfall oder Mietwert werden für den Zeitraum 
ersetzt, in dem Räume nicht benutzbar sind, höch-

stens aber für 24 Monate seit dem Eintritt des Versi-
cherungsfalls. A 13.2.2 gilt entsprechend. 

C 1.4.2 Kündigt der Mieter das Mietverhältnis wegen des 
Versicherungsfalls und kann der Versicherungsneh-
mer die Wohnung nach Fertigstellung nicht wieder 
vermieten, ersetzt der Versicherer auch diesen Miet-
ausfall. 

Dies setzt voraus, dass der Versicherungsnehmer die 
Räume zum Zeitpunkt der Wiederherstellung nicht 
vermieten konnte, obwohl er die im Verkehr erforder-
liche Sorgfalt angewandt hat. 

Das gilt bis zur Neuvermietung, höchstens aber bis 
zum Ablauf des Zeitraums nach C 1.4.1. 

C 1.4.3 Kann ein Mietverhältnis wegen des Versicherungs-
falls nicht angetreten werden, ersetzt der Versiche-
rer den Mietausfall. Das gilt ab dem Zeitpunkt des 
vertraglich vereinbarten Mietbeginns bis zum Ablauf 
des Zeitraums nach C 1.4.1. 

Dies setzt voraus, dass der Mietvertrag zum Zeit-
punkt des Versicherungsfalls bereits geschlossen 
war. 

C 1.4.4 Mietausfall nach C 1.4.2 und C 1.4.3 wird nur insoweit 
ersetzt, wie der Versicherungsnehmer die mögliche 
Wiederbenutzung nicht schuldhaft verzögert. Es gel-
ten die Regelungen zur Schadenabwendungs- und  
-minderungspflicht nach B 3.3.2.1. 

C 1.5 Genereller Unterversicherungsverzicht  
Abweichend von A 19.7.2 verzichtet der Versicherer 
bei einem ersatzpflichtigen Schaden bis maximal 
5.000 EUR auf den Abzug wegen Unterversicherung.  

C 1.6 Grob fahrlässige Obliegenheitsverletzung 
In Erweiterung von B 4.12.1.3 gilt:  

Verletzt der Versicherungsnehmer grob fahrlässig  

• gesetzliche oder vertraglich vereinbarte Oblie-
genheiten nach B 3.3 sowie  

• Sicherheitsvorschriften (vertraglich vereinbarte, 
zusätzliche Obliegenheiten) nach A 22 oder 

• anzeigepflichtige Gefahrerhöhungen nach A 23 
verzichtet der Versicherer dennoch darauf, seine 
Leistung in einem der Schwere des Verschuldens des 
Versicherungsnehmers entsprechenden Verhältnis 
zu kürzen, wenn die Schadenhöhe den Betrag von 
5.000 EUR nicht übersteigt. Die Schadenhöhe ist die 
Entschädigung einschließlich Kosten, die sich nach 
A 19 ergibt. 

C 2 Haustechnik 
C 2.1  Versicherte Gefahren und Schäden 

C 2.1.1 Technische Gefahren 
Der Versicherer leistet Entschädigung für unvorher-
gesehen eintretende Beschädigungen oder Zerstö-
rungen von versicherten Sachen und bei Abhanden-
kommen versicherter Sachen durch Diebstahl, Ein-
bruchdiebstahl, Raub oder Plünderung (Sachscha-
den). 

Unvorhergesehen sind Schäden, die der Versiche-
rungsnehmer oder seine Repräsentanten nicht 
rechtzeitig vorhergesehen haben. Es gilt B 4.12.1 bei 
vorsätzlicher oder grob fahrlässiger Herbeiführung 
des Versicherungsfalles.  

Insbesondere wird Entschädigung geleistet für Sach-
schäden durch  

C 2.1.1.1  Bedienungsfehler, Ungeschicklichkeit oder Vorsatz 
Dritter,  

C 2.1.1.2 Konstruktions-, Material- oder Ausführungsfehler,  



Seite 34 von 41 
Sparkassen-Versicherung Sachsen Allgemeine Versicherung AG 
Allgemeine Bedingungen für die Wohngebäudeversicherung (ABWG)  
Ausgabe Mai 2024 
 

C 2.1.1.3 Kurzschluss, Überstrom oder Überspannung,  

C 2.1.1.4 Schwelen, Glimmen, Sengen, Glühen,  

C 2.1.1.5 Wasser, Feuchtigkeit,  

C 2.1.1.6 Frost oder Eisgang,  

C 2.1.1.7 Versagen von Mess-, Regel- oder Sicherheitseinrich-
tungen,  

C 2.1.1.8 Wasser-, Öl- oder Schmiermittelmangel,  

C 2.1.1.9 Zerreißen infolge Fliehkraft,  

C 2.1.1.10 Überdruck oder Unterdruck,  

C 2.1.1.11 Tierbiss. 

C 2.1.2 Elektronische Bauelemente 
Entschädigung für elektronische Bauelemente (Bau-
teile) der versicherten Sache wird nur geleistet, wenn 
eine versicherte Gefahr nachweislich von außen auf  

• eine Austauscheinheit (im Reparaturfall üblicher-
weise auszutauschende Einheit) oder  

• auf die versicherte Sache insgesamt eingewirkt 
hat.  

Ist dieser Beweis nicht zu erbringen, so genügt die 
überwiegende Wahrscheinlichkeit, dass der Schaden 
auf die Einwirkung einer versicherten Gefahr von  
außen zurückzuführen ist.  

Für Folgeschäden an weiteren Austauscheinheiten 
wird jedoch Entschädigung geleistet. 

C 2.1.3 Gefahrendefinitionen 
C 2.1.3.1 Raub 

liegt vor, wenn gegen den Versicherungsnehmer  
Gewalt angewendet oder angedroht wird, um dessen 
Widerstand gegen die Wegnahme versicherter  
Sachen auszuschalten. Dem Versicherungsnehmer 
stehen geeignete Personen gleich, die vorüberge-
hend die Obhut über die versicherten Sachen ausü-
ben.  

C.2.1.3.2 Einbruchdiebstahl  

liegt vor, wenn der Dieb versicherte Sachen weg-
nimmt, nachdem er in einen Raum eines Gebäudes 
einbricht, einsteigt oder 

• mit einem richtigen Schlüssel eindringt. Den rich-
tigen Schlüssel hat sich der Dieb vorher durch 
Einbruchdiebstahl oder Raub beschafft.  

• mit einem falschen Schlüssel eindringt. Ein 
Schlüssel ist falsch, wenn seine Anfertigung für 
das Schloss nicht von einer dazu berechtigten 
Person veranlasst oder gebilligt wurde. Der  
Gebrauch eines falschen Schlüssels ist nicht 
schon dann bewiesen, wenn feststeht, dass versi-
cherte Sachen abhandengekommen sind. 

• mit Hilfe von anderen Werkzeugen eindringt. 

• wenn der Dieb sich zuvor in den Raum eingeschli-
chen oder dort verborgen gehalten hatte. 

C 2.2 Nicht versicherte Gefahren und Schäden  
C 2.2.1 Nicht versichert sind ohne Berücksichtigung mitwir-

kender Ursachen Schäden durch die versicherbaren 
Gefahren  

• Brand; Blitzschlag; Überspannung durch Blitz;  
Explosion; Verpuffung; Implosion; Anprall oder 
Ab-sturz eines Luftfahrzeugs; Fahrzeuganprall; 
Seng-schäden; Rauch- und Rußschäden (siehe 
A 3);  

• Leitungswasser (A 4); 

• Sturm, Hagel (siehe A 5.1 und A 5.2); 

• Überschwemmung, Rückstau, Erdbeben, Erdsen-
kung, Erdrutsch, Schneedruck, Lawinen und Vul-
kanausbruch (siehe A 5.4 weitere Naturgefahren 
bzw. Elementargefahren); 

• Glasbruch (A 6). 

C 2.2.2 Außerdem leistet der Versicherer ohne Rücksicht auf 
mitwirkende Ursachen keine Entschädigung für 
Schäden  

a) durch Sturmflut; durch nicht naturbedingte Erd-
senkung; durch Gewässer beeinflusstes Grund-
wasser infolge Hochwasser. 

b) durch Mängel, die bei Abschluss der Versicherung 
bereits vorhanden waren und dem Versiche-
rungsnehmer oder seinen Repräsentanten  
bekannt sein mussten.  

c) durch  

aa) betriebsbedingte normale Abnutzung, 

bb) betriebsbedingte vorzeitige Abnutzung, 

cc) korrosive Angriffe oder Abzehrungen, 

dd) übermäßigen Ansatz von Kesselstein, 
Schlamm oder sonstigen Ablagerungen. 

Diese Ausschlüsse gelten nicht für benachbarte 
Maschinenteile, die infolge eines solchen Scha-
dens beschädigt werden und nicht auch ihrerseits 
aus Gründen nach aa) bis dd) bereits erneue-
rungsbedürftig waren.  

Die Ausschlüsse nach bb) bis dd) gelten ferner 
nicht in den Fällen von C 2.1.1.1, C 2.1.1.2, 
C 2.1.1.7 und C 2.1.1.8. Ob ein Konstruktionsfeh-
ler vorliegt, wird nach dem Stand der Technik zur 
Zeit der Konstruktion beurteilt. Bei Bedienungs-, 
Material oder Ausführungsfehlern erfolgt dies 
nach dem Stand der Technik zur Zeit der Herstel-
lung.  

d) durch den Einsatz einer Sache, deren Reparatur-
bedürftigkeit dem Versicherungsnehmer oder 
seinen Repräsentanten bekannt sein musste. Der 
Versicherer leistet jedoch Entschädigung, wenn 
der Schaden nicht durch die Reparaturbedürftig-
keit verursacht wurde oder wenn die Sache zur 
Zeit des Schadens mit Zustimmung des Versiche-
rers wenigstens behelfsmäßig repariert war. 

e) soweit für diese Schäden ein Dritter als Lieferant 
(Hersteller oder Händler), Werkunternehmer oder 
aus Reparaturauftrag einzutreten hat. Bestreitet 
der Dritte seine Eintrittspflicht, so leistet der Ver-
sicherer zunächst Entschädigung. Ergibt sich 
nach Zahlung der Entschädigung, dass ein Dritter 
für den Schaden eintreten muss und bestreitet 
der Dritte dies, so behält der Versicherungsneh-
mer zunächst die bereits gezahlte Entschädi-
gung. Die Entschädigung ist zurückzuzahlen, 
wenn der Versicherungsnehmer einer Weisung 
des Versicherers nicht folgt oder soweit der Dritte 
dem Versicherungsnehmer Schadenersatz leis-
tet. 

C 2.2.3 Nicht versichert sind Schäden, welche nach A 2 gene-
rell ausgeschlossen sind. 

C 2.3 Versicherte Sachen 
Versichert sind die folgenden allgemeinen betriebs-
fertigen haustechnischen Gebäude- und Grund-
stücksbestandteile (haustechnische Anlagen) auf 
dem Versicherungsgrundstück. 

Voraussetzung ist,  dass der Versicherungsnehmer 
Eigentümer dieser haustechnischen Anlagen ist, die 
Gefahr dafür trägt, sie der Versorgung versicherter 
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Gebäude dienen und sich auf dem Versicherungs-
grundstück befinden. 

C 2.3.1 Brenner, Pumpen, Steuerungs-, Mess- und Regelein-
heiten, von  

• Heizungsanlagen aller Art  

• Öltanks  
C 2.3.2 stationäre Klima- und Lüftungsanlagen  

C 2.3.3 Personen- und Lastenaufzüge, soweit die Mitversi-
cherung dieser Anlagen im Versicherungsschein  
besonders vereinbart ist.  

C 2.3.4 Treppenlifte 

C 2.3.5 Anlagen zur Trink- und Brauchwasseraufbereitung 
und -entsorgung sowie zur Schmutzwasserentsor-
gung 

C 2.3.6 elektrische Antriebe von Markisen, Rollläden, Gara-
gen- und Rolltoren  

C 2.3.7 elektronische Türöffner, Alarm-, Video- und Gegen-
sprechanlagen, Klingelanlagen  

C 2.3.8 Hebeanlagen 

C 2.3.9 Solaranlagen zur Brauchwassererwärmung  

C 2.3.10 Antennen- und Satellitenempfangsanlagen 

C 2.3.11 Smart Home-Installationen, die über ein leitungsge-
bundenes BUS-System mit der Gebäudetechnik ver-
bunden sind und z. B. Jalousien, Rollläden, Fenster, 
Türen, Heizung, Strom, Beleuchtung oder Überwa-
chungseinrichtungen steuern.  

 Ausgeschlossen bleiben mobile Steuergeräte.  

C 2.3.12 privat genutzte Ladestationen (Wallboxen) für Elekt-
rofahrzeuge 

C 2.4 Nicht versicherte Sachen  
C 2.4.1 Haustechnische Anlagen und Geräte, die nicht unter 

C 2.3 aufgeführt sind. Dazu gehören insbesondere 

• Photovoltaikanlagen und sonstige Anlagen der 
Stromerzeugung, 

• Zisternen. 

C 2.4.2 Rohrleitungen, die zu den unter C 2.3 aufgeführten 
Anlagen und Geräten gehören.  

C 2.4.3 Wechseldatenträger  

C 2.4.4 Hilfs- und Betriebsstoffe  

C 2.4.5 Verbrauchsmaterialien und Arbeitsmittel (z. B. Kühl- 
und Löschmittel)  

C 2.4.6 Werkzeuge aller Art  

C 2.4.7 Sonstige Teile, die während der Lebensdauer der ver-
sicherten Sachen erfahrungsgemäß mehrfach ausge-
wechselt werden müssen (z. B. Sicherungen, Licht-
quellen, Batterien, Filtermassen und -einsätze). 

C 2.4.8 Mobile Steuergeräte, insbesondere Smartphones 
und Tablets, die auch außerhalb des Gebäudes  
genutzt werden können. 

C 2.4.9 Sachen, die noch nicht betriebsfertig sind.  

 Betriebsfertig ist eine Sache, sobald sie nach been-
deter Erprobung und, soweit vorgesehen, nach been-
detem Probebetrieb entweder zur Arbeitsaufnahme 
bereit ist oder sich in Betrieb befindet. Eine spätere 
Unterbrechung der Betriebsfertigkeit unterbricht 
den Versicherungsschutz nicht. Dies gilt auch wäh-
rend einer De- oder Remontage sowie während eines 
Transportes der Sache innerhalb des Versicherung-
sortes.  

C 2.5  Umfang der Entschädigung 
Schäden an den versicherten haustechnischen Anla-
gen nach C 2.3 ersetzt der Versicherer auf Basis des 

vereinbarten Versicherungsumfanges nach A 14.  
Dabei wird die Entschädigung nach A 19 errechnet. 

C 2.6  Selbstbeteiligung 
 Es gilt die vereinbarte und im Versicherungsschein 

benannte Selbstbeteiligung. 

C 2.7  Wiederherbeigeschaffte Sachen  
 Es gelten die Regelungen nach A 26. 

C 2.8  Besondere Obliegenheiten 
C 2.8.1 Zusätzlich hat der Versicherungsnehmer folgende 

besonderen Obliegenheiten zu erfüllen. 

C 2.8.1.1 Zur Vermeidung von Schäden hat der Versicherungs-
nehmer die versicherten Anlagen stets im vom Her-
steller empfohlenen Intervall von einem für das  
jeweilige Gewerk qualifizierten Fachbetrieb warten 
zu lassen und hierüber einen Nachweis zu führen;  

C 2.8.1.2 Der Versicherungsnehmer hat die versicherten Anla-
gen stets in einem Zustand zu erhalten, der den  
anerkannten Regeln der Technik entspricht.  

C 2.8.1.3 Der Versicherungsnehmer hat die vom jeweiligen 
Hersteller mitgelieferten Datenträger mit Daten und 
Programmen für die versicherten Anlagen aufzube-
wahren.  

C 2.8.1.4 Der Versicherungsnehmer hat die vom jeweiligen 
Hersteller vorgegebenen Vorschriften und Hinweise 
zur Planung, Errichtung, Pflege und beim Betrieb der 
versicherten Anlagen einzuhalten. 

C 2.8.2 Verletzt der Versicherungsnehmer eine der in C 2.8.1 
genannten Obliegenheiten, gilt unter den Vorausset-
zungen nach B 3.3.1.2 und B 3.3.3 Folgendes: 

Der Versicherer ist berechtigt zu kündigen. Außer-
dem kann er ganz oder teilweise leistungsfrei sein. 

C 3 Photovoltaikanlagen  
C 3.1  Versicherte Gefahren und Schäden 

C 3.1.1 Technische Gefahren 
Der Versicherer leistet Entschädigung für unvorher-
gesehen eintretende Beschädigungen oder Zerstö-
rungen und bei Abhandenkommen durch Diebstahl, 
Einbruchdiebstahl, Raub oder Plünderung (Sach-
schaden) einer mitversicherten Photovoltaikanlage 
nach C 3.5. 

Unvorhergesehen sind Schäden, die der Versiche-
rungsnehmer oder seine Repräsentanten nicht 
rechtzeitig vorhergesehen haben. Es gilt B 4.12.1 bei 
vorsätzlicher oder grob fahrlässiger Herbeiführung 
des Versicherungsfalles.  

Insbesondere wird Entschädigung geleistet für Sach-
schäden durch  

C 3.1.1.1 Bedienungsfehler, Ungeschicklichkeit oder Vorsatz 
Dritter, 

C 3.1.1.2 Konstruktions-, Material- oder Ausführungsfehler, 

C 3.1.1.3 Kurzschluss, Überstrom oder Überspannung,  

C 3.1.1.4 Schwelen, Glimmen, Sengen, Glühen,  

C 3.1.1.5 Wasser, Feuchtigkeit,  

C 3.1.1.6 Frost oder Eisgang,  

C 3.1.1.7 Versagen von Mess-, Regel- oder Sicherheitseinrich-
tungen,  

C 3.1.1.8 Tierbiss. 

C 3.1.2 Elektronische Bauelemente 
Entschädigung für elektronische Bauelemente (Bau-
teile) der versicherten Sache wird nur geleistet, wenn 
eine versicherte Gefahr nachweislich von außen auf  

• eine Austauscheinheit (im Reparaturfall üblicher-
weise auszutauschende Einheit) oder  
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• auf die versicherte Sache insgesamt eingewirkt 
hat.  

Ist dieser Beweis nicht zu erbringen, so genügt die 
überwiegende Wahrscheinlichkeit, dass der Schaden 
auf die Einwirkung einer versicherten Gefahr von  
außen zurückzuführen ist.  

Für Folgeschäden an weiteren Austauscheinheiten 
wird jedoch Entschädigung geleistet. 

C 3.1.3 Gefahrendefinitionen 
C 3.1.3.1 Raub 

liegt vor, wenn gegen den Versicherungsnehmer  
Gewalt angewendet oder angedroht wird, um dessen 
Widerstand gegen die Wegnahme versicherter  
Sachen auszuschalten. Dem Versicherungsnehmer 
stehen geeignete Personen gleich, die vorüberge-
hend die Obhut über die versicherten Sachen ausü-
ben.  

C.3.1.3.2 Einbruchdiebstahl  

liegt vor, wenn der Dieb versicherte Sachen weg-
nimmt, nachdem er in einen Raum eines Gebäudes 
einbricht, einsteigt oder 

• mit einem richtigen Schlüssel eindringt. Den rich-
tigen Schlüssel hat sich der Dieb vorher durch 
Einbruchdiebstahl oder Raub beschafft.  

• mit einem falschen Schlüssel eindringt. Ein 
Schlüssel ist falsch, wenn seine Anfertigung für 
das Schloss nicht von einer dazu berechtigten 
Person veranlasst oder gebilligt wurde. Der  
Gebrauch eines falschen Schlüssels ist nicht 
schon dann bewiesen, wenn feststeht, dass versi-
cherte Sachen abhandengekommen sind. 

• mit Hilfe von anderen Werkzeugen eindringt. 

• wenn der Dieb sich zuvor in den Raum eingeschli-
chen oder dort verborgen gehalten hatte.  

C 3.2 Nicht versicherte Gefahren und Schäden 
C 3.2.1 Nicht versichert sind ohne Berücksichtigung mitwir-

kender Ursachen Schäden durch die versicherbaren 
Gefahren  
• Brand; Blitzschlag; Überspannung durch Blitz;  

Explosion; Verpuffung; Implosion; Anprall oder 
Absturz eines Luftfahrzeugs; Fahrzeuganprall; 
Seng-schäden; Rauch- und Rußschäden (siehe 
A 3);  

• Leitungswasser (A 4); 

• Sturm, Hagel (siehe A 5.1 und A 5.2); 

• Überschwemmung, Rückstau, Erdbeben, Erdsen-
kung, Erdrutsch, Schneedruck, Lawinen und Vul-
kanausbruch (siehe A 5.4 weitere Naturgefahren 
bzw. Elementargefahren); 

• Glasbruch (A 6). 

C 3.2.2 Außerdem leistet der Versicherer ohne Rücksicht auf 
mitwirkende Ursachen keine Entschädigung für 
Schäden  

a) durch Sturmflut; durch nicht naturbedingte Erd-
senkung; durch Gewässer beeinflusstes Grund-
wasser infolge Hochwasser. 

b) durch Mängel, die bei Abschluss der Versicherung 
bereits vorhanden waren und dem Versiche-
rungsnehmer oder seinen Repräsentanten  
bekannt sein mussten.  

c) durch betriebsbedingte normale Abnutzung oder 
betriebsbedingte vorzeitige Abnutzung oder  
Alterung. Für Folgeschäden an weiteren Austau-
scheinheiten wird jedoch Entschädigung geleis-
tet. C 3.1.2 bleibt unberührt. 

d) durch den Einsatz einer Sache, deren Reparatur-
bedürftigkeit dem Versicherungsnehmer oder 
seinen Repräsentanten bekannt sein musste. Der 
Versicherer leistet jedoch Entschädigung, wenn 
der Schaden nicht durch die Reparaturbedürftig-
keit verursacht wurde oder wenn die Sache zur 
Zeit des Schadens mit Zustimmung des Versiche-
rers wenigstens behelfsmäßig repariert war. 

e) soweit für diese Schäden ein Dritter als Lieferant 
(Hersteller oder Händler), Werkunternehmer oder 
aus Reparaturauftrag einzutreten hat. Bestreitet 
der Dritte seine Eintrittspflicht, so leistet der Ver-
sicherer zunächst Entschädigung. Ergibt sich 
nach Zahlung der Entschädigung, dass ein Dritter 
für den Schaden eintreten muss und bestreitet 
der Dritte dies, so behält der Versicherungsneh-
mer zunächst die bereits gezahlte Entschädi-
gung. Die Entschädigung ist zurückzuzahlen, 
wenn der Versicherungsnehmer einer Weisung 
des Versicherers nicht folgt oder soweit der Dritte 
dem Versicherungsnehmer Schadenersatz leis-
tet. 

C 3.2.3 Nicht versichert sind Schäden, welche nach A 2 gene-
rell ausgeschlossen sind. 

C 3.3 Versicherter Ertragsausfall 
C 3.3.1 Versichert ist der Ertragsausfall, wenn eine mitversi-

cherte Photovoltaikanlage infolge eines Versiche-
rungsfalls nicht mehr genutzt werden kann.  

C 3.3.2 Der Ertragsausfall wird bis zu dem Zeitpunkt ersetzt, 
in dem die mitversicherte Photovoltaikanlage wieder 
benutzbar ist, höchstens jedoch für die Dauer von 
6 Monaten (Haftzeit). Bei versicherten Schäden 
durch die Gefahrengruppe Brand nach A 1.1 sowie 
durch Sturm nach A 5.1 oder Hagel nach A 5.2 beträgt 
die Haftzeit zwölf Monate. 

C 3.3.3 Die Tagesentschädigung für den Ertragsausfall  
beträgt pauschal 1,75 EUR je kWp installierter Leis-
tung. Fällt nur ein Teil der Anlage aus, ist die Entschä-
digung auf die ausgefallene Leistung begrenzt.  

C 3.3.4 Ertragsausfall wird nur insoweit ersetzt, wie der Ver-
sicherungsnehmer die mögliche Wiederbenutzung 
nicht schuldhaft verzögert. 

C 3.4 Mehrkosten für Primärenergie 
C 3.4.1 Versichert sind die Mehrkosten für Primärenergie, 

die durch den Ausfall der mitversicherten Photovol-
taikanlage infolge eines Versicherungsfalls entste-
hen. 

C 3.4.2 Die Mehrkosten werden für die Überbrückungszeit 
gewährt, die aufgrund des versicherten Schadens 
notwendig wird. 

C 3.4.3 Die Entschädigung ist auf 500 EUR je Versicherungs-
fall begrenzt. 

C 3.5 Versicherte Sachen 
 Versichert sind fachgerecht montierte Photovoltaik-

anlagen nach A 8.2.3.1, die auf bzw. an dem versi-
cherten Gebäude angebracht oder in dessen Baukör-
per integriert sind.  

 Voraussetzung ist,  dass der Versicherungsnehmer 
die Gefahr für diese Photovoltaikanlage trägt.  

 Zur Photovoltaikanlage gehören:  

C 3.5.1 Photovoltaikmodule,  

C 3.5.2 Modultrageeinrichtungen, 

C 3.5.3 Laderegler, 

C 3.5.4 Akkumulatoren, 

C 3.5.5 Wechselrichter, 

C 3.5.6 Bezugs- und Einspeiseregler, 
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C 3.5.7 Trafos, 

C 3.5.8 Überspannungsschutzeinrichtung,  

C 3.5.9 Gleich- und Wechselstromverkabelung,  

C 3.5.10 Überwachungskomponenten,  

C 3.5.11 Hausanschlüsse, sofern der Versicherungsnehmer 
hierfür die Gefahr trägt, sowie 

C 3.5.12 sonstige Peripheriegeräte. 

C 3.6 Nicht versicherte Sachen 
C 3.6.1 Anlagen und Geräte, die nicht unter C 3.5 aufgeführt 

sind, insbesondere haustechnische Gebäude- und 
Grundstücksbestandteile.  

C 3.6.2 Stromzähler und das zur Hausinstallation gehörende 
Stromleitungsnetz  

C 3.6.3 Rohrleitungen, die zu den unter C 3.5 aufgeführten 
Photovoltaikanlagen gehören. 

C 3.6.4 Wechseldatenträger  

C 3.6.5 Hilfs- und Betriebsstoffe  

C 3.6.6 Verbrauchsmaterialien und Arbeitsmittel, z. B. Kühl- 
und Löschmittel  

C 3.6.7 Werkzeuge aller Art  

C 3.6.8 Sonstige Teile, die während der Lebensdauer der ver-
sicherten Sachen erfahrungsgemäß mehrfach ausge-
wechselt werden müssen, z. B. Sicherungen, Licht-
quellen, Batterien, Filtermassen und -einsätze. 

C 3.6.9 Sachen, die noch nicht betriebsfertig sind.  

 Betriebsfertig ist eine Sache, sobald sie nach been-
deter Erprobung und, soweit vorgesehen, nach been-
detem Probebetrieb entweder zur Arbeitsaufnahme 
bereit ist oder sich in Betrieb befindet. Eine spätere 
Unterbrechung der Betriebsfertigkeit unterbricht 
den Versicherungsschutz nicht. Dies gilt auch wäh-
rend einer De- oder Remontage sowie während eines 
Transportes der Sache innerhalb des Versicherung-
sortes.  

C 3.7 Umfang der Entschädigung 
 Schäden an der mitversicherten Photovoltaikanlage 

nach C 3.5 ersetzt der Versicherer auf Basis des ver-
einbarten Versicherungsumfanges nach A 14. Dabei 
wird die Entschädigung nach A 19 errechnet.  

C 3.8 Außenversicherung 
 Der Versicherer leistet auch Entschädigung für Schä-

den an den versicherten Sachen der mitversicherten 
Photovoltaikanlage, wenn sie sich aus Anlass der  
Behebung eines Sachschadens, einer Revision oder 
einer Überholung außerhalb des bezeichneten Versi-
cherungsortes innerhalb der Bundesrepublik Deut-
schland befinden. Anderweitige Versicherungen  
gehen voran. 

C 3.9  Selbstbeteiligung  
 Es gilt die vereinbarte und im Versicherungsschein 

benannte Selbstbeteiligung. 

C 3.10  Wiederherbeigeschaffte Sachen  
 Es gelten die Regelungen nach A 26. 

C 3.11  Besondere Obliegenheiten 
C 3.11.1 Zusätzlich hat der Versicherungsnehmer folgende 

besonderen Obliegenheiten zu erfüllen. 

C 3.11.1.1 Zur Vermeidung von Schäden hat der Versicherungs-
nehmer die versicherten Anlagen stets im vom Her-
steller empfohlenen Intervall von einem für das je-
weilige Gewerk qualifizierten Fachbetrieb warten zu 
lassen und hierüber einen Nachweis zu führen;  

C 3.11.1.2 Der Versicherungsnehmer hat die versicherten Anla-
gen stets in einem Zustand zu erhalten, der den  
anerkannten Regeln der Technik entspricht.  

C 3.11.1.3 Der Versicherungsnehmer hat die vom jeweiligen 
Hersteller mitgelieferten Datenträger mit Daten und 
Programmen für die versicherten Anlagen aufzube-
wahren.  

C 3.11.1.4 Der Versicherungsnehmer hat die vom jeweiligen 
Hersteller vorgegebenen Vorschriften und Hinweise 
zur Planung, Errichtung, Pflege und beim Betrieb der 
versicherten Anlagen einzuhalten. 

C 3.11.2 Verletzt der Versicherungsnehmer eine der in 
C 3.11.1 genannten Obliegenheiten, gilt unter den 
Voraussetzungen nach B 3.3.1.2 und B 3.3.3 Folgen-
des: 

Der Versicherer ist berechtigt zu kündigen. Außer-
dem kann er ganz oder teilweise leistungsfrei sein. 

C 4 Notfall-Service  
C 4.1 Umfang des Versicherungsschutzes 

Der Versicherer erbringt Beistandsleistungen durch 
Organisation mit Kostenübernahme nach C 4.6 bei 
einem unerwarteten Notfall im oder am versicherten 
Gebäude.  

Darüber hinaus werden - unabhängig vom Versiche-
rungsfall nach C 4.2 – Vermittlungsleistungen nach 
C 4.7 als zusätzliche Serviceleistungen rund um das 
versicherte Gebäude angeboten.  

Der versicherten Person steht in allen Lebenslagen 
an allen Tagen des Jahres rund um die Uhr eine  
Service-Hotline zur Verfügung. Kann sich die ver- 
sicherte Person anlässlich einer besonderen Notsitu-
ation nicht selbst bei der Service-Hotline melden, ist 
dies im Ausnahmefall auch durch dritte Personen 
möglich. 

C 4.2 Versicherungsfall und versicherte Personen 
Ein Versicherungsfall liegt vor, wenn die Vorausset-
zungen für die Erhebung des Anspruchs auf Bei-
standsleistungen nach C 4.6 bei einem Notfall im 
oder am versicherten Gebäude gegeben sind und der 
Anspruch auf Beistandsleistung durch eine versi-
cherte Person bei der Service-Hotline geltend  
gemacht wird.  

Versicherte Personen sind der Versicherungsnehmer 
sowie die Personen, die mit ihm in häuslicher  
Gemeinschaft leben. 

C 4.3 Versicherungsort 
Versicherungsort ist abweichend zu A 9 das im Versi-
cherungsschein bezeichnete und innerhalb der Bun-
desrepublik Deutschland liegende, ständig  
bewohnte Ein- bzw. Zweifamilienhaus einschließlich 
zugehöriger Garagen nach A 8.1 und Carports.  

Nicht versicherbar und trotz Beitragszahlung nicht 
versichert sind Gebäude, welche ganz oder überwie-
gend leer stehen. Das gilt nicht bei vorübergehen-
dem Leerstand nach A 23.1.2 bis maximal 180 Tage. 
Gebäude, welche sich im Bau befinden und noch 
nicht bezugsfertig sind, gelten nicht als leerstehend. 

C 4.4 Begrenzung der Leistungen 
C 4.4.1 Notfall 

Der Versicherer übernimmt im Notfall die Beistands-
leistungen durch Organisation mit Kostenüber-
nahme nach C 4.6.1 bis C 4.6.5 bis zur Höhe der  
Anfahrtskosten des entsprechenden Fachunterneh-
mens sowie der Kosten für bis zu zwei Stunden  
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Arbeitszeit für die Notfallreparatur. Diese Leistungen 
können in besonderen Notfällen nach Rücksprache 
mit der Service-Hotline erweitert werden. Keine Ent-
schädigung wird geleistet für Ersatzteile. 

C 4.4.2 Entschädigung je Versicherungsfall 
Die Leistungen des Versicherers nach C 4.6.1 bis 
C 4.6.5 sind auf 500 EUR je Versicherungsfall  
begrenzt. 

C 4.4.3 Jahreshöchstentschädigung 
Die Beistandsleistungen durch Organisation mit 
Kostenübernahme nach C 4.6 sind auf insgesamt 
1.500 EUR je Versicherungsperiode begrenzt. Unter 
die Jahreshöchstentschädigung fallen insgesamt 
alle Schäden nach C 4.6, die in der laufenden Versi-
cherungsperiode beginnen. 

C 4.4.4 Sonstige Beschränkungen 
Der Versicherer zahlt die von ihm nach C 4.6 zu über-
nehmenden Kosten direkt an den Dienstleistungsbe-
trieb. Sofern die vom Versicherer zu übernehmenden 
Kosten für die Erbringung der Leistungen nicht aus-
reichen oder die Jahreshöchstentschädigung nach 
C 4.4.3 überschritten wird, stellt der Dienstleistungs-
betrieb den darüber hinaus gehenden Betrag dem 
Versicherungsnehmer oder der versicherten Person 
direkt in Rechnung.  

Für die ordnungsgemäße Ausführung der Tätigkei-
ten nach C 4.6 und C 4.7 tragen die beauftragten oder 
vermittelten Unternehmen die Verantwortung. 

C 4.5 Ausschlüsse 
In Erweiterung von B 3.2 und B 3.3 ist der Anspruch 
auf Beistandsleistungen nach C 4.6 ausgeschlossen, 
wenn eine versicherte Person die Voraussetzungen 
für die Erhebung des Anspruchs auf versicherte Bei-
standsleistungen vorsätzlich herbeigeführt hat.  

Der Versicherer leistet in Erweiterung von A 2 ohne 
Rücksicht auf mitwirkende Ursachen keine Entschä-
digung für unmittelbare oder mittelbare Schäden 
durch Erdbeben. 

C 4.6  Beistandsleistung mit Kostenübernahme 
C 4.6.1 Türöffnungsservice / Schlüsseldienst 

Der Versicherer organisiert das Öffnen der Haustür 
durch eine Fachfirma (Schlüsseldienst), wenn die 
versicherte Person nicht in das versicherte Gebäude 
gelangen kann, weil  

a) der Schlüssel für die Haustür abhandengekom-
men oder abgebrochen ist oder  

b) die versicherte Person sich versehentlich ausge-
sperrt hat  

und keine andere zumutbare Möglichkeit besteht, in 
das versicherte Gebäude zu gelangen.  

Der Versicherer übernimmt zusätzlich die Kosten für 
ein provisorisches Schloss, wenn das Türschloss 
durch das Öffnen der Tür funktionsunfähig werden 
sollte. Weitere Folgekosten, die durch das Öffnen der 
Tür entstehen, werden nicht übernommen. 

C 4.6.2 Rohrreinigungsservice 
Der Versicherer organisiert den Einsatz einer Rohr-
reinigungsfirma, wenn in dem versicherten Gebäude 
Abflussrohre von Bade- oder Duschwannen, Wasch- 
oder Spülbecken, WC’s, Urinalen oder Bodenabläu-
fen verstopft sind und diese nicht ohne fachmänni-
sche Hilfe beseitigt werden können.  

Ausgeschlossen sind Leistungen,  

a) wenn bereits vor Vertragsabschluss Abflussrohre 
von Bade- oder Duschwannen, Wasch- oder Spül-

becken, WC’s, Urinalen oder Bodenabläufen ver-
stopft waren;  

b) bei denen die Ursachen der Rohrverstopfungen 
außerhalb des versicherten Gebäudes liegen. 

C 4.6.3 Sanitär-Installateurservice 
Der Versicherer organisiert den Einsatz eines Sani-
tär-Installateurbetriebes, wenn im versicherten  
Gebäude aufgrund eines Defekts die Kalt- oder 
Warmwasserversorgung unterbrochen ist oder nicht 
mehr abgestellt werden kann.  

Ausgeschlossen sind Leistungen,  

a) wenn bereits vor Vertragsabschluss Defekte an 
der Sanitärinstallation vorhanden und für den 
Versicherungsnehmer oder die versicherte Per-
son erkennbar waren;  

b) die der ordentlichen Instandhaltung bzw. War-
tung der Sanitärinstallation des versicherten  
Gebäudes dienen. 

C 4.6.4 Elektro-Installateurservice (Stromausfall) 
Der Versicherer organisiert den Einsatz eines 
Elektro-Installateurbetriebes bei Defekten an der 
Elektro-Installation des versicherten Gebäudes.  

Ausgeschlossen sind Leistungen,  

a) zur Behebung von Defekten an elektrischen und 
elektronischen Geräten wie z. B. Waschmaschi-
nen, Trocknern, Geschirrspülmaschinen, Mikro-
wellen, Herden sowie Backöfen einschließlich 
Dunstabzugshauben, Heizkesseln, Heizungs-
steuerungsanlagen, Kühlschränken, Tiefkühlge-
räten, Lampen einschließlich Leuchtmitteln, Com-
puter Hard- und Software, Telefonanlagen, Fern-
sehgeräten, Stereoanlagen, Video-, CD- und DVD-
Playern;  

b) zur Behebung von Defekten an Stromverbrauchs-
zählern;  

c) wenn bereits vor Vertragsabschluss Defekte an 
der Elektroinstallation vorhanden und für den 
Versicherungsnehmer oder die versicherte Per-
son erkennbar waren;  

d) zur Behebung von Defekten aufgrund von Blitz 
und Überspannung;  

e) die der ordentlichen Instandhaltung bzw. War-
tung der Elektroinstallation des versicherten  
Gebäudes dienen. 

C 4.6.5 Heizungs-Installateurservice 
Der Versicherer organisiert den Einsatz eines Hei-
zungs-Installateurbetriebes, wenn in dem versicher-
ten Gebäude  

a) die Heizung wegen eines Defektes nicht in  
Betrieb genommen werden kann;  

b) Heizkörper aufgrund eines Bruchschadens oder 
Undichtigkeit repariert oder ersetzt werden müs-
sen.  

Ausgeschlossen sind Leistungen,  

a) wenn bereits vor Vertragsabschluss Defekte an 
der Heizungsinstallation vorhanden und für den 
Versicherungsnehmer oder die versicherte Per-
son erkennbar waren;  

b) die der ordentlichen Instandhaltung bzw. War-
tung der Heizungsinstallation des versicherten 
Gebäudes dienen. 

C 4.6.6 Notheizung/Leihgeräte 
Fällt während der Heizperiode unvorhergesehen die 
Heizungsanlage in dem versicherten Gebäude aus   
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und ist eine Abhilfe durch einen Heizungs-Installa-
teurservice nach C 4.6.5 nicht möglich, organisiert 
der Versicherer, dass maximal 3 elektrische Leih-
Heizgeräte zur Verfügung gestellt werden. Nicht  
ersetzt werden zusätzliche Stromkosten, die durch 
den Einsatz der Leih-Heizgeräte entstehen. 

C 4.6.7 Schädlingsbekämpfung 
Der Versicherer organisiert die Schädlingsbekämp-
fung durch eine Fachfirma, wenn in dem versicherten 
Gebäude der Befall durch Schädlinge aufgrund des 
Ausmaßes nur fachmännisch beseitigt werden kann. 
Als Schädlinge gelten ausschließlich Schaben (z. B. 
Kakerlaken), Ratten, Mäuse, Motten, Ameisen und 
Silberfische.  

Ausgeschlossen sind Leistungen,  

a) wenn bereits vor Vertragsabschluss der Befall des 
versicherten Gebäudes durch Schädlinge vorhan-
den und für den Versicherungsnehmer oder die 
versicherte Person erkennbar war; 

b) sofern der Fachfirma der Zugang zum versicher-
ten Gebäude nicht gewährt wird bzw. nicht mög-
lich ist. 

C 4.6.8 Entfernung von Wespennestern 
Der Versicherer organisiert die fachmännische Ent-
fernung bzw. Umsiedlung von Wespennestern, die 
sich im Bereich des versicherten Gebäudes befinden. 

Ausgeschlossen sind Leistungen,  

a) wenn bereits vor Vertragsabschluss dem Versi-
cherungsnehmer oder der versicherten Person 
die Existenz des Wespennests bekannt war;  

b) sofern das Wespennest nicht dem versicherten 
Gebäude zugeordnet werden kann;  

c) wenn eine Entfernung bzw. Umsiedlung des Wes-
pennestes aus rechtlichen Gründen (z. B. des  
Artenschutzes gemäß Bundesnaturschutzgesetz 
bzw. Bundesartenschutzverordnung) nicht zuläs-
sig ist. 

C 4.7  Vermittlung ohne Kostenübernahme  
Der Versicherer benennt und vermittelt Serviceleis-
tungen bzw. Dienstleister gemäß den nachfolgenden 
Beschreibungen. 

C 4.7.1 Objektüberwachung durch Wach- und Sicherheits-
dienste 
Der Versicherer benennt und vermittelt Unterneh-
men der Wach- und Sicherheitstechnik sowie Haus-
hüter- Agenturen.  

C 4.7.2 Handwerker verschiedener Gewerke 
Der Versicherer benennt und vermittelt geeignete 
Handwerker folgender Gewerke  
• Sanitär-, Elektro-, Gas- und Heizungsinstallateure  

• Radio- und Fernsehmechaniker  

• Glaser, Tischler/Schreiner  

• Dachdecker. 

C 4.7.3 Beratung und Begutachtung vor Ort durch Ingeni-
eure, Architekten und Handwerksmeister 
Der Versicherer benennt und vermittelt Ingenieure, 
Architekten und Handwerksmeister zur fachlichen 
Beratung vor Ort, zur Begutachtung oder zur Bauab-
nahme. 

C 4.7.4 Sicherheitsfachfirmen 
Der Versicherer benennt und vermittelt Unterneh-
men zur Durchführung von Sicherungsmaßnahmen 
rund um das versicherte Gebäude (z. B. Zutritts- 

kontroll-, Einbruchmelde-, Videoüberwachungs- und 
Brandmeldetechnik). 

C 4.7.5 Dienstleister zur Beseitigung von Vandalismus-
schäden an Hauswänden 
Der Versicherer benennt und vermittelt geeignete 
Dienstleister für das Beseitigen von Verunreinigun-
gen an Gebäudefassaden (Graffiti, Vandalismus etc.). 

C 4.7.6 Ausleihservice für Maschinen und Geräte 
Der Versicherer benennt und vermittelt Unterneh-
men, welche Maschinen und Geräte an Endkunden 
verleihen. 

C 4.7.7 Vermittlung zusätzlicher Dienstleitungen 
Der Versicherer benennt und vermittelt Dienstleis-
tungen, z. B.:  

• Schlüsseldienste  

• Umzugsfirmen  

• Rohrreinigungsfirmen  

• Hausmeistertätigkeiten  

• Trocknungsarbeiten (inkl. Abpumpen von Keller-
räumen)  

• Dichtheitsprüfungen von Ableitungsrohren  

• Erstellung von bedarfsorientierten Energieaus-
weisen, Thermografiegutachten. 

C 4.8 Verpflichtung Dritter 
 Bestehen für einen Versicherungsfall Ersatzansprü-

che gleichen Inhalts gegen Dritte, so ermäßigt sich 
der Anspruch in der Weise, dass insgesamt keine 
Entschädigung geleistet wird, die den Gesamtscha-
den übersteigt. 

 Geldbeträge, die der Versicherer in besonderen Not-
fällen verauslagt, müssen unverzüglich nach deren 
Erstattung durch Dritte, spätestens jedoch innerhalb 
eines Monats nach Aufforderung an den Versicherer 
zurückgezahlt werden. 

C 4.9 Besondere Obliegenheiten 
Zusätzlich zu den in B 3.3 genannten Obliegenheiten 
sind folgende Obliegenheiten einzuhalten: 

C 4.9.1 Obliegenheiten vor Eintritt des Versicherungsfal-
les  
Der Versicherungsnehmer hat besonders gefahrdro-
hende Umstände auf Verlangen des Versicherers in-
nerhalb angemessener Frist zu beseitigen. Dies gilt 
nicht, soweit die Beseitigung unter Abwägung der 
beiderseitigen Interessen unzumutbar ist. Ein  
Umstand, der zu einem Schaden geführt hat, gilt 
ohne weiteres als besonders gefahrdrohend. 

C 4.9.2 Obliegenheiten bei und nach Eintritt des Versi-
cherungsfalles 
Der Versicherungsnehmer hat 
• jeden Versicherungsfall unverzüglich durch Anruf 

bei der Service-Hotline anzuzeigen. Kann sich der 
Versicherungsnehmer anlässlich einer besonde-
ren Notsituation nicht selbst bei der Service- 
Hotline melden, ist dies im Ausnahmefall auch 
durch dritte Personen möglich; 

• den Versicherer bei der Durchsetzung der  
Ansprüche gegenüber Dritten zu unterstützen 
und dem Versicherer hierfür alle erforderlichen 
Unterlagen auszuhändigen. 

C 4.9.3 Folgen einer Obliegenheitsverletzung 
 Verletzt der Versicherungsnehmer eine der in C 4.9.1 

und C 4.9.2 genannten Obliegenheiten, gilt unter 
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den Voraussetzungen nach B 3.3.1.2 und B 3.3.3 Fol-
gendes: 

Der Versicherer ist berechtigt zu kündigen. Außer-
dem kann er ganz oder teilweise leistungsfrei sein. 

C 4.10 Vertragsbeendigung 
Der Versicherungsschutz erlischt, sobald das  
Gebäude nach C 4.3 Absatz 2 nicht mehr versicherbar 
ist. Für dieses endet gleichzeitig die Versicherung. 
Der Beitrag, der für ein nicht versicherbares Gebäude 
seit Eintritt der Versicherungsunfähigkeit entrichtet 
wurde, wird durch den Versicherer zurückgezahlt. 

C 4.11 Selbstbeteiligung  
Eine vereinbarte Selbstbeteiligung findet beim Not-
fall-Service keine Anwendung. 

C 5 Schwimmbecken auf dem Versicherungsgrund-
stück 

C 5.1  Versicherte Sachen 
C 5.1.1 In Erweiterung von A 8.5 gilt als weiterer Grundstück-

bestandteil auch das fest mit dem Erdboden des Ver-
sicherungsgrundstücks verbundene Schwimmbe-
cken als versicherte Sache.  

 Dies gilt auch für Zubehör (z. B. Umwälzpumpe), wel-
ches der Nutzung und Instandhaltung des Schwimm-
beckens dient, sowie für die mit dem Schwimmbe-
cken bzw. dem Erdboden fest verbundenen Abde-
ckungen. Es gilt nicht für Abdeckungen aus Folie. 

C 5.1.2 Voraussetzung ist, dass der Versicherungsnehmer 
die Gefahr dafür trägt.  

C 5.2  Nicht versicherte Sachen 
sind 

• frei aufstellbare Schwimmbecken bzw. Pools (z. B. 
aus Plaste oder Folie), die ohne großen Aufwand 
abgebaut und an einem anderen Ort wieder auf-
gebaut werden können sowie  

• Abdeckungen aus Folie.  

C 5.3 Versicherte Gefahren und Schäden  
Es besteht Versicherungsschutz für mitversicherte 
Schwimmbecken für folgende versicherbare Gefah-
ren nach A 1, sofern diese jeweils im Vertrag verein-
bart und im Versicherungsschein genannt sind:  

• Brand; Blitzschlag; Überspannung durch Blitz;  
Explosion; Verpuffung; Implosion; Anprall oder 
Absturz eines Luftfahrzeugs; Fahrzeuganprall; 
Seng-schäden; Rauch- und Rußschäden (siehe 
A 3);  

• Sturm, Hagel (siehe A 5.1 und A 5.2); 

• Überschwemmung, Rückstau, Erdbeben, Erdsen-
kung, Erdrutsch, Schneedruck, Lawinen und Vul-
kanausbruch (siehe A 5.4 weitere Naturgefahren 
bzw. Elementargefahren); 

C 5.4  Nicht versicherte Gefahren und Schäden  
C 5.4.1 Nicht versichert sind ohne Berücksichtigung mitwir-

kender Ursachen Schäden durch die versicherbaren 
Gefahren nach C 5.3, sofern diese im Vertrag nicht 
vereinbart sind.  

C 5.4.2 Nicht versichert sind Schäden, welche nach A 2 gene-
rell ausgeschlossen sind. 

C 5.5  Entschädigung zum Gleitenden Zeitwert  
 Abweichend zu A 14 wird für Schwimmbecken sowie 

mitversicherte Sachen nach C 5.1 als Versicherungs-
wert grundsätzlich der Gleitende Zeitwert vereinbart. 

 Der Gleitende Zeitwert ist der Neubauwert zum Zeit-
punkt des Versicherungsfalls abzüglich der Wertmin-

derung insbesondere durch Alter und Abnutzungs-
grad. Dies wird bei der Ermittlung der Entschädigung 
nach A 19 berücksichtigt. 

C 5.6  Selbstbeteiligung 
 Es gilt die vereinbarte und im Versicherungsschein 

benannte Selbstbeteiligung. 

C 5.7 Besondere Obliegenheiten  
C 5.7.1 Schäden durch Sturm oder Hagel an Abdeckungen 

sind nur versichert, wenn handelsübliche Sicherun-
gen gegen Sturm (z. B. Verankerungen) vorhanden 
sind und diese bei Nichtbenutzung des Schwimmbe-
ckens betätigt wurden.  

Der Versicherungsnehmer hat die Sicherungen stets 
in ordnungsgemäßem Zustand zu erhalten und Män-
gel oder Schäden unverzüglich beseitigen zu lassen. 

C 5.7.2 Verletzt der Versicherungsnehmer eine der in C 5.7.1 
genannten Obliegenheiten, gilt unter den Vorausset-
zungen nach B 3.3.1.2 und B 3.3.3 Folgendes: 

Der Versicherer ist berechtigt zu kündigen. Außer-
dem kann er ganz oder teilweise leistungsfrei sein. 

C 6 Unbenannte Gefahren  
C 6.1 Versicherte Gefahren und Schäden  
 Der Versicherer leistet Entschädigung für versicherte 

Sachen, die durch unvorhergesehene Ereignisse zer-
stört oder beschädigt werden oder infolge solcher 
Ereignisse abhandenkommen. 

 Unvorhergesehen sind Ereignisse, die der Versiche-
rungsnehmer oder sein Repräsentant weder recht-
zeitig vorhergesehen haben noch mit der im Verkehr 
erforderlichen Sorgfalt hätten vorhersehen können. 

 Als Zerstörung oder Beschädigung gelten unmittel-
bar von außen einwirkende Ereignisse, die eine nach-
teilige Veränderung der Sachsubstanz herbeiführen. 
Eine Zerstörung oder Beschädigung liegt nicht vor, 
soweit ein ursprünglich vorhandener Mangel, mit 
oder ohne Substanzveränderung, offenkundig wird.  

C 6.2  Nicht versicherte Gefahren und Schäden 
 Nicht versichert sind Gefahren und Schäden, die nach 

den Allgemeinen Bedingungen für die Wohngebäu-
deversicherung (ABWG) dem Grunde nach versicher-
bar sind, aber nicht zusätzlich vereinbart wurden 
oder dort ausgeschlossen sind. 

 Dazu gehören insbesondere die weiteren Naturge-
fahren (Elementargefahren) nach A 5.4 sowie die Er-
weiterung des Versicherungsschutzes durch die Ver-
einbarung von Leistungsbausteinen der Wohnge-
bäudeversicherung nach Teil C. 

 Diese Gefahren und Schäden sind auch dann nicht 
versichert, wenn der Versicherer eine vom Versiche-
rungsnehmer beantragte Leistungserweiterung ab-
gelehnt hat. 

C 6.3 Versicherungsort 
 Der Versicherungsort ist nach A 9 das Versicherungs-

grundstück, auf dem das versicherte Gebäude steht. 

C 6.4 Ausschlüsse  
Ausgeschlossen sind Schäden durch 

C 6.4.1  Beschlagnahme, Enteignung oder Verfügung durch 
hoheitliche Maßnahmen; 

C 6.4.2  Überschwemmung, Grundwasser, Sturmflut; 

C 6.4.3 Absenkung des Erdbodens über künstlichen Hohl-
räumen; 

C 6.4.4  die natürliche oder mangelhafte Beschaffenheit der 
versicherten Sache; 
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C 6.4.5  allmähliche Einwirkung von Temperaturen, Strahlen, 
Chemikalien, Feuchtigkeit, Schimmel, Verrußung, 
Staub oder Korrosion; 

C 6.4.6  gewöhnliche Abnutzung, Verschleiß oder Alterung 

C 6.4.7  Haustiere und gezähmte Tiere sowie Schädlinge, Un-
geziefer, Mikroorganismen und Pflanzen; 

C 6.4.8  Bedienungsfehler; 

C 6.4.9  Bearbeitung, Wartung, Umbau, Reinigung, Repara-
tur, Renovierung und Restaurierung, sofern die ver-
sicherten Sachen unmittelbar Gegenstand dieser Tä-
tigkeiten sind; 

C 6.4.10  Konstruktions-, Material- oder Ausführungsfehler; 

C 6.4.11  Computerviren, Softwarefehler, Programmierfehler 
oder das Löschen, Ändern oder fehlerhafte Verarbei-
ten von Daten; 

C 6.4.12  Schönheitsschäden, durch welche die Gebrauchs- 
oder Funktionsfähigkeit der versicherten Sache nicht 
beeinträchtigt wird (z. B. Kratzer, Schrammen, Lack-
schäden).  

C 6.4.13 Nicht versichert sind zudem Schäden, welche nach 
Abschnitt A generell ausgeschlossen sind. 

C 6.5 Umfang der Entschädigung 
 Schäden ersetzt der Versicherer auf Basis des verein-

barten Versicherungsumfanges nach A 14. Dabei 
wird die Entschädigung nach A 19 errechnet. 

C 6.6  Selbstbeteiligung 
 Es gilt die vereinbarte und im Versicherungsschein 

benannte Selbstbeteiligung. 

C 6.7  Verpflichtung Dritter 
 Soweit im Versicherungsfall ein Dritter gegenüber 

dem Versicherungsnehmer aufgrund eines Vertrags 
(z. B. Hersteller, Händler, Werkunternehmer oder aus 
Reparaturauftrag) zur Leistung verpflichtet ist, ge-
hen diese Ansprüche unseren Leistungsverpflichtun-
gen vor.  

Bestreitet der Dritte seine Eintrittspflicht, so leistet 
der Versicherer zunächst Entschädigung. Ergibt sich 
nach Zahlung der Entschädigung, dass ein Dritter für 
den Schaden eintreten muss und bestreitet der 
Dritte dies, so behält der Versicherungsnehmer zu-
nächst die Entschädigung. 

Die Entschädigung ist zurückzuzahlen, wenn der Ver-
sicherungsnehmer einer Weisung des Versicherers 
nicht folgt oder soweit der Dritte dem Versicherungs-
nehmer Schadenersatz leistet. 


